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STANDPUNKT

Schritt für
Schritt gen
Normalität
Martin Ling über die Diplomatie
zwischen Kuba und den USA

Die Zeichen trügen nicht: Die
wechselseitige Wiedereröffnung
der Botschaften von USA und
Kuba ist nach mehr als einem
halben Jahrhundert in Reichwei-
te. In Washington steht schon die
Fahnenstange, auf der alsbald die
kubanische Flagge aufgezogen
werden soll, was bei der jetzigen
Interessenvertretung noch jen-
seits des Zulässigen liegt.
Paso por paso, step by step

nähern sich die beiden ideologi-
schen Kontrahenten seit den be-
reits legendären simultanen Re-
den der Präsidenten Raúl Castro
und Barack Obama am 17. De-
zember 2014 an. Nicht im Eil-
tempo, sondern gemächlich,
denn auf dem Weg zur Normali-
sierung liegen noch jede Menge
Stolpersteine. Ein wichtiger
wurde im Mai aus dem Weg ge-
räumt, als die USA Kuba von der
Liste derjenigen Länder strichen,
die Terrorismus unterstützen –
auf der Kuba nie etwas zu suchen
hatte.
Der größte Fallstrick für eine

Rückkehr zur Normalität ist und
bleibt die Wirtschaftsblockade,
die die USA seit 1960 verhängt
haben und Kuba nach Schätzung
von Havanna über eine Billion
Dollar gekostet hat. So begrü-
ßenswert es ist, dass Barack Oba-
ma den Anachronismus und das
Scheitern dieser völkerrechts-
widrigen Maßnahme offen ein-
gestanden hat: Dass ihm der US-
Kongress wie in Sachen der Ter-
rorliste folgt, ist Stand jetzt ext-
rem unwahrscheinlich. Und da-
mit bleibt der Weg zur Normalität
versperrt.

137 000 Menschen
flohen 2015 schon
übers Mittelmeer
UN-Flüchtlingshilfswerk beklagt
1867 bei Überfahrt Ertrunkene

Genf. Rund 137 000Menschen sind nach UN-
Angaben seit Jahresbeginn über das Mittel-
meer nach Europa geflohen. Im Vergleich
zum Vorjahreszeitraum sei die Zahl der an
den europäischen Küsten eintreffenden
Flüchtlinge um 83 Prozent gestiegen, teilte
das UN-Flüchtlingshilfswerk (UNHCR) am
Mittwoch in Genf mit. 1867 Menschen ka-
men in diesem Jahr bereits bei der Überfahrt
über das Mittelmeer ums Leben, davon al-
lein 1308 im April. »Europa erlebt eine ma-
ritime Flüchtlingskrise von historischem Aus-
maß«, teilte das UNHCR mit. Mit den Som-
mermonaten dürfte die Zahl der Flüchtlinge
überdies weiter steigen, die die gefährliche
Überfahrt über das Meer wagen.
Die meisten der Migranten seien wegen

Kriegen, Konflikten und Verfolgung auf der
Flucht, so UN-Flüchtlingskommissar António
Guterres. Es handele sich bei diesen also nicht
um Wirtschaftsflüchtlinge. Ein Drittel der in
Griechenland und Italien angekommenen
Menschen seien Flüchtlinge aus Syrien.
Nach UN-Angaben ist eine Verschiebung

bei den Flüchtlingsbewegungen zu erken-
nen. Die Zahl derer, die von der Türkei aus
per Boot nach Griechenland gelangen, über-
steigt inzwischen die Zahl der Migranten, die
von Nordafrika aus in Richtung Italien auf-
brechen. Der bisherige UNHCR-Vertreter in
Deutschland, der niederländische Diplomat
Hans ten Feld, übte Kritik an der europäi-
schen Flüchtlingspolitik. Es fehle der politi-
sche Wille, klare Zeichen zu setzen, sagte er
im Deutschlandradio. AFP/nd

Berlin. Der fast ein Jahr andauernde Tarif-
konflikt zwischen der Gewerkschaft Deutscher
Lokführer (GDL) und der Deutschen Bahn ist
vorbei. Das gaben die beiden Schlichter, der
thüringische Ministerpräsident Bodo Ramelow
(Linkspartei) und der ehemalige brandenbur-
gische Ministerpräsident Matthias Platzeck
(SPD), am Mittwoch in Berlin bekannt. Dem
Ergebnis vorausgegangen waren neun Streiks
bei der Bahn sowie etliche Verhandlungstage
bis zur fünf Wochen dauernden Schlichtung.
»Wir haben einen Abschluss mit Vernunft

und Augenmaß hingekriegt«, sagte Platzeck.
Dieser umfasst 16 Tarifverträge auf 450 Sei-

ten. Es seien äußerst schwierige Gespräche ge-
wesen, berichteten beide Schlichter. Der frü-
here Gewerkschaftssekretär Ramelow sagte
über die Verhandlungen: »Es überschreitet al-
les, was ich hier erlebt habe.«
Die Beschäftigten bekommen in zwei Stu-

fen insgesamt 5,1 Prozent mehr Geld, im Ja-
nuar 2018 wird die Wochenarbeitszeit um ei-
ne Stunde auf 38 gesenkt. Überdies haben sich
Bahn und GDL auf den Abbau der rund eine
Million Überstunden bei Zugbegleitern und
Lokführern geeinigt. Dafür sollen 300 Lokfüh-
rer und 100 Zugbegleiter eingestellt werden.
In ihrem Kernanliegen, der Ausweitung ihres

Einflussgebietes, konnte sich die GDL eben-
falls durchsetzen. Die Tarifverträge gelten für
Lokführer, Zugbegleiter, Bordgastronomen,
Disponenten und Lokrangierführer, die über-
dies künftig genau so wie Lokführer im Per-
sonenverkehr entlohnt werden.
Die Bahn kann ihrerseits als Erfolg verbu-

chen, dass es keine konkurrierenden Tarif-
verträge im Betrieb gibt. Die Entgelterhöhung
entspricht der, die die konkurrierende DGB-
Eisenbahngewerkschaft EVG kürzlich ausge-
handelt hat. Über die Arbeitszeitverkürzung
will die Bahn mit der EVG ebenfalls bis 2018
reden. jme Seiten 4 und 6
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Bahn und Lokführer
kriegen …

… die Kurve
Schlichtung führt zu Kompromiss nach
neun Streiks und einjährigem Arbeitskampf

UNTEN LINKS

Die Kanzlerin wirkt: Die CDU will
den Anteil der Frauen in der Par-
tei in den nächsten fünf Jahren
auf über 30 Prozent steigern. Ge-
neralsekretär Peter Tauber wird
noch vor der allgemeinen Ferien-
zeit ein Reformkonzept vorlegen,
mit dem die gezielte christdemo-
kratische Frauenförderung vo-
rangetrieben werden soll. Dass
der Generalsekretär in einem
ersten familienfreundlichen
Schritt in Einladungen feste End-
zeiten von Versammlungen ver-
merken will, dürfte die Frauen
scharenweise in die CDU treiben.
Und das ist nötig. Derzeit ist das
weibliche Element in der Partei
nur mit 26 Prozent vertreten.
Sieht man sich die Statistik an,
gibt es in den Landesverbänden
unterschiedlichen Handlungsbe-
darf: Während Hamburg, Bremen
und Berlin schon heute über 30
Prozent liegen, hat Baden-Würt-
temberg gerade mal einen Frau-
enanteil von 22 Prozent. Aber der
Taubersche Zeithorizont ist ja
weit gefasst – und lässt Angela
Merkel sogar die Möglichkeit,
noch zweimal anzutreten. oer

Tsipras will Rückkehr zu Europas Werten
Merkel: Keine Einigung mit Athen um jeden Preis / Griechischer Premier bekräftigt Nein bei Referendum

Die Opposition wirft der Bun-
desregierung vor, Europa aufs
Spiel zu setzen. Auch der Kanz-
lerin geht es im Streit mit Athen
um grundsätzliche Fragen.

Von Simon Poelchau

Es war ein heftiger Schlagab-
tausch am Mittwoch im Bundes-
tag, nachdem das zweite Kredit-
programm für Griechenland ohne
Anschlussregelung ausgelaufen
war: »Sie wollen die linke Regie-
rung in Griechenland beseitigen.
Das ist Ihr Ziel«, warf LINKE-Frak-
tionschef Gregor Gysi der Bun-
desregierung vor und warnte vor
einem Ausscheiden Griechenlands
aus der Währungsunion: »Wenn
der Euro scheitert, dann kostet uns
das sehr viel Geld.«
Zuvor hatte Bundeskanzlerin

Angela Merkel (CDU) erklärt, dass
sie Verhandlungen mit der SYRI-
ZA-geführten Regierung in Athen
vor dem geplanten Referendum
am Sonntag ablehnte. Sie betonte,
dass es keine Einigung um jeden
Preis gebe und dass Europa eine

»Rechts- und Verantwortungsge-
meinschaft« anstatt einer »Trans-
ferunion« sei. Ihr Vizekanzler,
Wirtschaftsminister Sigmar Gab-
riel (SPD), sekundierte: Es gebe
nicht nur demokratische und so-
ziale Spielregeln in der EU, son-
dern auch wirtschaftliche und fi-
nanzielle, die einzuhalten seien.
Den Segen des Papstes hat die

Koalition dabei offenbar nicht. Das
Kirchenoberhaupt rief vor dem
Hintergrund der wachsenden Ar-
mut in Griechenland dazu auf, bei
der Suche nach »verantwortlichen
Entscheidungen« die Menschen-
würde in den Mittelpunkt zu stel-
len und für die Menschen in Grie-
chenland zu beten.
Auch die NATO hat sich nun in

den Streit zwischen Athen und sei-
nen Gläubigern eingeschaltet.
»Rüstungsausgaben sind nicht die
Ursache von Griechenlands Prob-
lemen«, sagte ihr Generalsekretär
Jens Stoltenberg dem ZDF. Des-
wegen solle Athen seine Zusagen
einhalten und weiterhin zwei Pro-
zent seiner Wirtschaftsleistung für
die Armee ausgeben.

Unterdessen hält Griechen-
lands Premier Alexis Tsipras an
seinem Nein zu den Vorschlägen
der Gläubiger fest. In einer Fern-
sehansprache erklärte er, dass dies
keinen Bruch mit Europa bedeute,
»sondern eine Rückkehr zu einem

Europa derWerte«. Zuvor hatte die
»Financial Times« vermeldet, dass
Tsipras grundsätzlich bereit sei,
den Gläubigervorschlag in der
Fassung vom 26. Juni zu akzep-
tieren – wenn dieser Teil einer
Verlängerung des ausgelaufenen
Kreditprogramms und eines neu-
en ESM-Programms sei.
In Frankreich ist man um eine

zügige Einigung bemüht. »Um es

klar zu sagen, eine Vereinbarung
muss sofort her!«, forderte
Staatschef François Hollande.
Bereits bis zum 20. Juli könnte ein
neues Paket geschnürt werden,
wie EU-Vizekommissionschef
Valdis Dombrovskis in Aussicht
stellte. Dann wird eine Rückzah-
lung in Höhe von 3,5 Milliarden
Euro an die Europäische Zent-
ralbank fällig. »Es gibt sicherlich
die Möglichkeit, zu einer Abma-
chung zu kommen, bevor höhere
Zahlungen fällig sind«, erklärte
der konservative Lette.
Im Bundestag forderte Opposi-

tionschef Gysi von der Kanzlerin
Verhandlungen »bis in letzter Se-
kunde«. Merkel trage eine »ge-
waltige historische Verantwor-
tung« und müsse sich entschei-
den, ob sie als »Retterin der euro-
päischen Idee« in die Geschichte
eingehen wolle oder als »Zerstö-
rerin«. Ob die Euro-Finanzminis-
ter allen Erwartungen zum Trotz
noch einen Schritt auf Athen zu-
gingen, blieb bis Redaktions-
schluss ungewiss.Mit Agenturen

Seiten 3 und 4

»Sie wollen die
linke Regierung
in Griechenland
beseitigen. Das
ist Ihr Ziel.«
Gregor Gysi, LINKE

Obama sendet
Botschaft an Castro
Wiedereröffnung der diplomatischen
Vertretungen für Juli vorgeschlagen

Havanna. US-Präsident Barack Obama hat
nach Angaben aus Kuba die beiderseitigeWie-
dereröffnung von Botschaften noch in diesem
Monat vorgeschlagen. Obama habe in einem
Brief an Kubas Staatschef Raúl Castro einen
Austausch von Botschaftern »ab dem 20. Ju-
li« angeregt, teilte das Außenministerium in
Havanna am Mittwoch mit. Der US-Präsident
verkündete am Mittwoch bei einer Ansprache
im Garten des Weißen Hauses, dass der Wie-
deraufnahme diplomatischer Beziehungen
zwischen den beiden Ländern nichts mehr im
Wege stünde. Obama sagte, sein Außenmi-
nister John Kerry werde nach Havanna rei-
sen, um »die amerikanische Flagge erneut
über unserer Botschaft zu hissen«.
Am Dienstag hatten US-Vertreter gesagt,

nach mehr als einem halben Jahrhundert oh-
ne diplomatische Beziehungen hätten Wa-
shington und Havanna eine Einigung über die
Wiedereröffnung von Botschaften erreicht.
Obama und Castro hatten im Dezember die
historische Annäherung zwischen den Erz-
feinden eingeleitet. Bislang hatten beide Län-
der lediglich eine Interessenvertretung in der
jeweils anderen Hauptstadt.
Die Öffnung zu Kuba ist eine der wichtigs-

ten außenpolitischen Initiativen von Obama.
Seit Mitte Januar lockerte seine Regierung ei-
ne Reihe von Reise- und Handelsbeschrän-
kungen. Das Weiße Haus hat eine Kuba-Reise
von Obama vor dem Ende seiner Amtszeit im
Januar 2017 nicht ausgeschlossen. AFP/nd
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Das Reich der Mitte
entsendet seinen
Premier. Europa
zeigt sich höchst
interessiert und füllt
die Auftragsbücher –
nach den Gipfeln
Chinas mit der
EU, Frankreich
und Belgien.

Die Flagge Chinas am Tower des Flughafens Parchim (Mecklenburg-Vorpommern). 2016 soll hier der reguläre Linienverkehr mit der Volksrepublik aufgenommen werden. 2007 hatte ein chinesischer Investor den Airport übernommen. Fotos: dpa/Jens Büttner

China und Europa auf einer Fluglinie
Besuch des Premiers aus Peking bestätigt strategische Partnerschaft mit Brüssel und höhere Ansprüche
Reiche Ernte haben zum Ende des
ersten Halbjahres 2015 Chinas Pre-
mier Li Keqiang und seine Ver-
handlungspartner in Brüssel und
Paris bei Gipfelgesprächen einfah-
ren können.

Von Werner Birnstiel

Ein »florierendes Europa«, eine ver-
einte Europäische Union und einen
starken Euro wünsche sich sein Land,
erklärte ohne Umschweife dessen
Premier Li Keqiang beim 17. EU-Chi-
na-Gipfel zum Wochenanfang. Der
Grund ist einfach, weil das »im Inte-
resse Chinas« sei. Das gelte auch für
den Verbleib Griechenlands in der
Eurozone, zeigte er sich mit den ak-
tuellen Problemen vertraut. Kaum
zufällig, denn Peking wird seine An-
teile amHafen von Piräus imWert von
derzeit vier Milliarden Euro kräftig
aufstocken.
Ganz im Wortsinne fliegt China

nach Europa. Der Athener Airport soll
mit Hilfe von Investitionen aus der
Volksrepublik China zu einem Dreh-
kreuz für Südost- und Südeuropa
ausgebaut werden. Große Touris-
tenströme aus China dürften bald
zum Alltag in Hellas gehören. Poli-
tisch und ökonomisch zeigen die Er-

gebnisse der Spitzentreffen von Mon-
tag bis Mittwoch in Brüssel und Pa-
ris, dass die Europäische Union und
China »miteinander können«.
Es entwickelt sich hier offenbar ein

neuer Typ internationaler Beziehun-
gen. Den hatte Chinas Präsident Xi
Jinping bei einem früheren Besuch im
EU-Hauptquartier mit »Frieden,
Wachstum, Reform und zivilisatori-
sche Entwicklung« umrissen. Dieses
Miteinander wird gewiss eine Ver-
knüpfung von Partnerschaft und
Konkurrenz bleiben. Immer deutli-
cher wird aber der Wille zur Zusam-
menarbeit und einer damit einher ge-
henden Kompromissfähigkeit. Sie be-
steht auch im Falle größerer Interes-
sengegensätze bei einem Verhältnis,
das frei von einem militärisch ge-
prägten Vorherrschaftsdenken zu sein
scheint.
Zumeist »chinesisch« zurückhal-

tend betrachten es die außenpoli-
tisch interessierten Pekinger Bürger Li
und Wang. Sie zeigen sich gelassen,
aber doch erwartungsvoll, wie es in
den Beziehungen von China und EU
nun weiter geht. Besonders ange-
sichts des schwierigen Verhältnisses
ihres Landes und der USA. Hier ist ei-
ne Entspannung nicht in Sicht, im Ge-
genteil. Insbesondere die machtpoli-

tische Konfrontation im Südchinesi-
schen Meer, mit Japan und Australi-
en spitzt sich zu, obwohl vor dem
USA–Besuch von Staatspräsident Xi
Jinping im September dieses Jahres
auf eine Beruhigung der Lage hinge-
arbeitet wird.
Tatsächlich lief es mit der EU in

Brüssel recht »harmonisch«, wie in
Peking gern gesagt wird. Grund-
satzabkommen zumKlimawandel, zu
gegenseitigen Investitionen in die
Infrastruktur und zur Erleichterung
menschlicher Kontakte unterschrie-
ben, ebenso Übereinkünfte zur In-
tensivierung der wissenschaftlichen
und technologischen Zusammenar-
beit und zum Schutz geistigen Ei-
gentums. Bei einer solchen Intensi-
vierung der Beziehungen in so vie-
len wichtigen Bereichen gewinnen
Fragen des Rechts und der jeweili-
gen juristischen Systeme auf beiden
Seiten an Bedeutung. In den 40 Jah-
ren seit Aufnahme offizieller Bezie-
hungen zwischen der EU und China
am 16. August 1975 wurden in mehr
als 100 Bereichen Formen des Dia-
loges und der Konsultationen ent-
wickelt.
Die Bilanz der wirtschaftlichen Ko-

operation ist beeindruckend. Das bi-
laterale Wirtschafts- und Handelsvo-

lumen betrug 1975 weniger als drei
Milliarden US-Dollar, es belief sich
2014 auf 615,1 Milliarden Dollar. Da-
von bekam nun auch Belgien bei der
mit dem EU-China-Gipfel verknüpf-
ten Staatsvisite Li Keqiangs in Brüs-
sel ein gutes Stück ab. Es wurden Ko-
operationsabkommen imWert von 18
Milliarden Euro in den Bereichen Fi-

nanzbeziehungen, Telekommunika-
tion, Mikroelektronik und Bildung
unterzeichnet.
China und die EU sind seit 2013

durch eine strategische Partner-
schaft, die vorerst bis zum Jahre 2020
vereinbart ist, verbunden. Sie orien-
tiert auf eine engere Zusammenar-
beit auf den Gebieten Sicherheit,
nachhaltige Entwicklung, Wohlstand
und zivilgesellschaftlicher Aus-
tausch. Auch die Menschenrechte fin-
den sich auf der Agenda.
Obwohl die Gründung der »Asia-

tischen Infrastruktur Investment-
bank« (AIIB) an diesem Montag in
Peking geografisch weit entfernt er-
folgte, war sie doch nicht ohne Wir-
kung auf das Gipfeltreffen in Brüssel.
Am Gründungskapital von 100 Mil-
liarden US-Dollar des von 57 Staaten
gebildeten neuen Finanzinstitutes ist
auch Deutschland mit 900 Millionen
US-Dollar beteiligt und nach China,
Indien und Russland viertgrößter
Geldgeber. Die Schaffung dieser Bank
trifft auf Missfallen und sogar Wi-
derstand der USA, die die Weltbank
und den Internationalen Währungs-
fonds dominieren, und gemeinsam
mit Japan die Asiatische Entwick-
lungsbank bestimmen.
Die offiziellen Visiten Li Keqiangs

in Europa bestätigten, dass China
langfristig auf eine Änderung des
Weltwährungssystems hinarbeitet,
das bislang vom US-Dollar dominiert
wird. Dazu zählt, dass der bisher nicht
frei zu tauschende chinesische Ren-
minbi (kurz: Yuan) immer stärker zu
einer Handelswährung geworden ist.
Mittelfristig wird er zu einer jener
konvertierbaren Währungen, die im
Weltwährungssystem und damit im
internationalen Zahlungsverkehr
»uneingeschränkt« genutzt werden
können.

»Ein florierendes Europa
ist im Interesse unseres
Landes.«
Li Keqiang,
Premier der VR China

Milliarden-Einkaufstour bei Airbus
Premier Li Keqiang revanchierte sich für erstklassige Behandlung mit Umweltbewusstsein und einem Großauftrag für die Flugzeugbauer

Zwei herausragende Ergebnisse
können nach dem Frankreichbe-
such des chinesischen Premiers
vorgewiesen werden: eine Selbst-
verpflichtung zumKlimaschutz und
ein Großauftrag für Airbus.

Von Ralf Klingsieck, Paris

Wie ein Staatsoberhaupt wurde der
chinesische Premierminister Li Keqi-
ang bei seinem dreitägigen offiziel-
len Besuch in Frankreich behandelt.
Der chinesische Regierungschef kam
seinerseits aber auch demonstrativ
dem französischen Präsidenten Fran-
çois Hollande entgegen, dem sehr an
einem Erfolg des Klimagipfels im
kommenden Dezember in Paris ge-
legen ist. Einen wichtigen Schritt da-
hin dürfte die VolksrepublikChinamit
ihrer in der französischen Hauptstadt
abgegebenen Selbstverpflichtung
zum Abbau klimaschädlicher Emis-
sionen getan haben.
Auch ein Teil der mehr als 50 Ver-

träge und Kooperationsabkommen,
die im Verlauf des Besuchs von Li Ke-
qiang mit französischen Konzernen
unterzeichnet wurden, betreffen das
hochaktuelle Thema Klimaschutz und
Nachhaltigkeit. So vereinbarten bei-
spielsweise der französische Suez-
Konzern und die chinesische Groß-
stadt Chongqing die Bildung eines
gemeinsamen Unternehmens für die
Trinkwasserversorgung und die Ab-
wasseraufbereitung., Daran ist die
Stadt aber zu 75 Prozent beteiligt und
Suez nur zu 25 Prozent. Das zeugt
vom Bestreben der chinesischen Sei-

te, auch bei solchen technischen Vor-
haben das Heft des Handelns in der
Hand zu behalten.
Als spektakulär erwies sich der

Aufenthalt des Staatsgastes in Tou-
louse. Bei Airbus wurde ein Vertrag
über die Lieferung von mindestens 45
Maschinen vom Typ A330 im Wert
von 16 Milliarden Euro signiert. Das
sichert bei Airbus bis 2018 rund
10 000 Arbeitsplätze, beeilte sich die
französische Regierung zu unter-
streichen. In diesem Zusammenhang

kündigte der Konzern die Eröffnung
eines drittenWerks in China an. Dort-
hin werden Teile der Produktion ver-
lagert – nicht zuletzt um Kosten zu
sparen.
Vor allem aber kommt die Verla-

gerung dem chinesischen Wunsch
nach Technologietransfer entgegen.
So werden beispielsweise die Lang-
streckenflugzeuge A330 das Werk in
Toulouse als flugfähige »Rohbauten«
verlassen. Auf dem Luftweg gelangen
sie nach Tianjin , wo der Innenaus-

bau der Kabine erfolgt. Im Airbus-
Werk von Tianjin werden heute schon
Maschinen vom Typ A320 montiert,
die für China bestimmt sind und mit
denen Airbus bereits 20 Prozent des
nationalen Marktes für Mittelstre-
ckenmaschinen erobern konnte.
Auch an dem chinesischen Groß-

vorhaben »Neue Seidenstraßen« wol-
len sich französische Unternehmen in
großem Umfang beteiligen. Die Ver-
kehrswege sollen das Land mit Eu-
ropa verbinden. Vorgesehen sind da-

für rund 300 Infrastrukturprojekte für
den Gütertransport per Straße, Bahn
oder über das Meer, für Gas- und Öl-
pipelines, aber auch für Hochspan-
nungsleitungen und den Informati-
onsaustausch per Internet.
In diesem Zusammenhang weilte

der chinesische Premier am Mitt-
woch in Marseille am Sitz der füh-
renden französischen und internati-
onal drittgrößten Containerreederei
CMA CGM, die maßgeblich für den
Verkehr mit China tätig ist. Die Ree-
derei legte zu Ehren des hohen Be-
suches extra ihren erst kürzlich in
China gebauten Frachter »Orfeo«, der
10 000 Container befördern kann, vor
Marseille auf Reede. Von ihrer fast
300 Schiffe umfassenden Flotte
macht alle drei Stunden eins in ei-
nem chinesischen Hafen fest. Das Un-
ternehmen ist dort bereits an zahl-
reichen Umschlagterminals beteiligt.
Im Rahmen des Großprojekts Neue
Seidenstraßen hat die Reederei jetzt
ein Kooperationsabkommen unter-
zeichnet, das den Bau von neuen
Containerterminals und Hafeninfra-
strukturen in China im Gesamtwert
von einer Milliarde Euro vorsieht.
Vorrangig politische Themen wur-

den bei den Begegnungen mit den
Gastgebern – von Präsident François
Hollande über Premier Manuel Valls
bis zu Fachministern – nur am Rande
behandelt. Heikle Fragen wie Ar-
beitsbedingungen und Menschen-
rechtsverletzungen in China wurden
zumindest offiziell gar nicht ange-
sprochen. In jedem Fall war der Be-
such eine erfolgreiche Einkaufstour.

Mitarbeiter von Airbus bei der Produktion des A330 Foto: Imago

Pekings neue
Ziele beim
Klimaschutz
Fonds »grünes Wachstum«
und größere Wälder

Paris. China, so die in Paris wäh-
rend des Gipfels mit Frankreich
abgegebene Selbstverpflichtung
des Landes, das weltweit für die
schwersten Luftbelastungen ver-
antwortlich ist, wird »um das Jahr
2030 die Spitze seiner CO2-Emis-
sionen erreichen« und sie von da
an bis zum Ende des Jahrhun-
derts im Vergleich zu 2005 um 60
bis 65 Prozent senken. Der Wald-
bestand soll auf 4,5 Milliarden Ku-
bikmeter wachsen.
Nach den neuen Zusagen soll

der Anteil der Energie nicht fos-
siler Herkunft in China bis 2030
von heute 11,2 auf 20 Prozent
steigen. In den bisherigen Zielen
von 2009 waren 15 Prozent bis
2020 angestrebt worden. Auch sa-
hen die früheren Zusagen eine
Verringerung der Kohlendioxid-
missionen gemessen an der Wirt-
schaftsleistung bis 2020 um 40 bis
45 Prozent gegenüber 2005 vor.
Davon sind heute schon 33,8 Pro-
zent erreicht.
Beide Länder haben die Bil-

dung eines gemeinsamen Fonds
vereinbart, aus dem Projekte in
Entwicklungsländern für den
Kampf gegen den Klimawandel
und für »grünes Wachstum« un-
terstützt werden sollen.
In Paris soll Ende des Jahres ein

verbindliches Abkommen über die
Verringerung der Treibhausgas-
Emissionen für mehr als 190 Staa-
ten erzielt werden. Ziel soll eine
Begrenzung der Erderwärmung
auf zwei Grad gegenüber der vor-
industriellen Zeit sein. In dem Pa-
pier, das China jetzt für den Welt-
klimagipfel vorlegte, werden die
Versprechen als »äußerste Bemü-
hungen« der zweitgrößten Volks-
wirtschaft zur Bewältigung der
Erderwärmung beschrieben.
Mit den neuen Zielen muss Chi-

na seinen Kohlendioxidausstoß
zwischen 2005 und 2030 um jähr-
lich 3,6 bis 4,1 Prozent verrin-
gern. nd/dpa
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Schlichtung für Athen und die Gläubiger
Ökonom Gustav Horn über eine durchaus mögliche Einigung, Gefahren des Grexits und das griechische Referendum
Die Positionen von Griechenland
und seinen Gläubigern scheinen so
weit auseinanderzuliegen wie vor
Monaten zu Beginn der Verhand-
lungen. Stimmt der Eindruck?
Wenn man sich die Vorschläge nüch-
tern anschaut, dann sind die Diffe-
renzen eigentlich lächerlich. Auf die-
ser Grundlage hätte man sich schnell
einigen können. Das größere Prob-
lem besteht in der Frage von Schul-
denerleichterungen und Investiti-
onszusagen der Gläubiger, da ist es
für einen Außenstehenden unklar,
wie weit man vorangekommen war.

Ein Knackpunkt war die von den
Gläubigern geforderte Mehrwert-
steuererhöhung. Eine solche Maß-
nahme trifft vor allem die ärmeren
Schichten und würde die Rezession
in Griechenland noch verschärfen.
War es nicht richtig, dass Athen an
dieser Stelle Nein gesagt hat?
Selbst bei der Mehrwertsteuer gab es
überweite Bereiche eine Einigung. Die
griechische Seite hatte die drei Sätze
23, 12 und sechs Prozent akzeptiert.
Es war noch strittig, welche Güter un-
ter welchen Steuersatz fallen sollen.

Dennoch ziehen sich beide Seiten
wieder in ihre alten Gräben zurück.
Dasmachenbeide Seiten dochnur aus
verhandlungstaktischen Gründen.
Man kann nicht einfach ignorieren,
was man bereits ausgehandelt hatte.
Es wäre am besten, sich am Montag,
also nach dem Referendum in Grie-
chenland, wieder zu treffen und dann
ernsthaft über Schuldenmanagement
und Investitionszusagen zu verhan-
deln. Dann könnte die griechische
Seite bei den Mehrwertsteuererhö-
hungen härtere Schritte akzeptieren.

Ließe sich das in den letzten Tagen
zerschlagene Porzellan noch kitten?
Eines der Haupthindernisse bei den
Verhandlungen ist das wechselseitige
Misstrauen. Gerade in solchen Fällen
ist die Hinzuziehung einer dritten
Person oder Instanz sehr hilfreich, um
die Debatte wieder zu versachlichen.
In deutschen Tarifverhandlungen,
selbst in aussichtslos erscheinenden
wie zuletzt bei der Deutschen Bahn,
hat sich ein Schlichtungsverfahren
auf freiwilliger Basis bewährt. Der
Gedanke liegt nahe, es auch hier zu
probieren. Als Schlichter denkbar
wäre die Führung der Industrielän-
derorganisation OECD oder der UN-
Arbeitsorganisation ILO.

Dann müssten sich beide Seiten als
gleichberechtigt akzeptieren. Einige
Vertreter der Gläubiger scheinen
aber zu erwarten, dass Athen ein-
fach ihre Forderungen erfüllt.
Wer das so sieht, will keine Ver-
handlungen, sondern strebt ein Dik-
tat an. Man darf aber nie vergessen:

Gläubiger und Schuldner sitzen im-
mer im gleichen Boot, denn wenn der
Schuldner nicht zahlt, dann trifft es
auch den Gläubiger.

Die Gläubiger und die griechische
Seite waren sich in einem zentra-
len Punkt anfangs einig: Sie woll-
ten einen Grexit vermeiden. Genau
darauf könnte es nun hinauslaufen.
Ich würde die gegenwärtige Situation
als Graccident bezeichnen, ein un-
fallartiges Ausscheiden Griechenlands

aus der Währungsunion. Solche Un-
fälle passieren, wenn man immer auf
Kante verhandelt. Denn macht einer
eine falsche Bewegung, steht man wie
jetzt vor dem Chaos. Dies zeigt sehr
deutlich, dass diese Art der Verhand-
lungsführung der Situation über-
haupt nicht angemessen ist. Der Eu-
roraum bedarf daher grundlegender
institutioneller Reformen. Wenn wir
einen gemeinsamen Währungsraum
wollen, dann brauchen wir auch eine
europäische wirtschaftspolitische In-

stanz, die exekutiv tätig werden kann,
und eine ernstzunehmende legislati-
ve Kontrolle. Sonst könnte sich das
Schauspiel, das wir mit Griechenland
erleben, anderswo wiederholen.

Zurück zu Griechenland: Wie wird
es ohne eine Einigung dort in den
nächsten Wochen weitergehen?
Das Bankensystem wird bankrott
sein, der Staat seine Schulden nicht
bedienen können. Dann bekommt
kein Gläubiger etwas. Der Zahlungs-
verkehr geriete in Gefahr, Kapital-
verkehrskontrollen müssten aufrecht
erhalten bleiben, die Verarmung
würde weiter zunehmen. Wir hätten
also ein Mitglied des Währungs-
raums, das zunehmend instabil wird.

Würde dies dann nicht automatisch
zu einem Grexit führen?
Es gibt keinen Automatismus. Grie-
chenland müsste sich explizit dafür
entscheiden und dann auch die Eu-
ropäische Union verlassen. Wenn
Griechenland seine Lage als aus-
sichtslos ansieht, wird es sich ir-
gendwann dafür entscheiden müssen

– was natürlich eine massive politi-
sche Schwächung der EU wäre.

Nun gibt es auch Befürworter eines
geordneten Grexits. Was halten Sie
denen entgegen?
In Griechenland würden die Import-
preise massiv steigen, der Staat wäre
de facto bankrott, weil er die in Euro
notierten Schulden nicht bedienen
könnte. Er würde auf den Kapital-
märkten kein Geld mehr bekommen.
Es käme zu einer weiteren Anpas-
sungsrezession. Für den Rest der
Währungsunion würde dies eine per-
manente Unsicherheit mit sich brin-
gen. Der Grexit wäre nämlich eine
Einladung an die Finanzmärkte, im-
mer wieder auf den Austritt oder Ein-
tritt von Ländern zu spekulieren.

Aber hätte ein Grexit nicht den Vor-
teil, dass der griechische Staat zur
Not Geld drucken könnte, um die
Renten und die Gehälter des öf-
fentlichen Dienstes zu bezahlen?
Dafür braucht Griechenland keine ei-
gene Währung. Das Land hat einen
Primärüberschuss, also mehr Ein-
nahmen als Ausgaben, wenn man auf
die Schuldzahlung verzichtet. Grie-
chenland kann die laufenden Ausga-
ben also durchaus bestreiten. Aller-
dings kann sich das auf absehbare Zeit
ändern, weil der Staat auf den inter-
nationalen Kapitalmärkten dann
überhaupt kein Geld mehr bekommt.

Am Sonntag soll das Referendum in
Griechenland stattfinden. Ihr US-
Kollege Paul Krugman empfiehlt
den Griechen, die Vorschläge der
Institutionen zu ablehnen. Und Sie?
So wie die Frage formuliert ist, wür-
de ich ebenfalls mit Nein stimmen. Es
geht ja um einen Vorschlag der Troi-
ka, der die Austeritätspolitik fort-
setzt, ohne dass es zu Schuldener-
leichterungen oder Investitionsakti-
vitäten kommt. Aus ökonomischen
Gründen kann man einem solch ein-
seitigen Vorschlag nicht zustimmen.

Wäre ein Nein der Griechen beim
Referendum ein Ja zum Grexit?
Das stimmt schon formal nicht, denn
es geht nur um einen bestimmten
Vorschlag der Troika. Konsequenz ei-
ner Ablehnung wären schlicht und er-
greifend neue Verhandlungen.

Ein Blick in die Glaskugel: Wo ste-
hen wir in einem halben Jahr?
Zu 51 Prozent gehe ich davon aus,
dass wir dann eine halbwegs ver-
nünftige Einigung haben werden. In
der letzten Woche gab es ja auch un-
ter den Gläubigern positive Äuße-
rungen zu Schuldenerleichterungen
und Investitionsspielräumen für
Griechenland. Daher hoffe ich auf so
viel Vernunft, dass man dies in wei-
teren Verhandlungen dann umsetzt.

Gustav Horn, wissenschaftlicher Di-
rektor des gewerkschaftsnahen In-
stituts für Makroökonomie und
Konjunkturforschung, würde beim
Referendum in Griechenland mit
Nein stimmen. Dies bedeute aber
kein Ja zum Grexit, sondern sei ein
Plädoyer für weitere Verhandlungen
zwischen Athen und seinen Gläubi-
gern. Mit dem Ökonomen sprach
Kurt Stenger.
Foto: imago/Müller-Stauffenberg

Griechische Senioren warten vor einer Bank – Rentenzahlungen sind von den Kapitalkontrollen ausgenommen. Foto: AFP/A. Tzortzinis

Der Countdown läuft
Griechenland bereitet sich unabhängig von laufenden Gesprächen zwischen Regierung und Gläubigern auf das Referendum am Sonntag vor

Am dritten Tag der Bankenschlie-
ßung öffneten wieder einige grie-
chische Geldhäuser eigens für
Rentner. Sie zeigen sich vor der Ab-
stimmung gespalten wie der Rest
der Bevölkerung.

Von Katja Herzberg

Sie mussten eine Nummer ziehen, an-
stehen und warten, doch am Morgen
bekamen sie Geld: Für Rentner in
Griechenland öffneten am Mittwoch
ausgewählte Banken. Pünktlich zum
Monatsbeginn erhielten Menschen
wie die 62-jährige Polina Masuritou
einen Teil ihrer Pension in bar aus-
gezahlt. Viele waren wütend, vor al-
lem über die harte Haltung der Gläu-
bigerinstitutionen. »Europa will uns
ins Grab treiben«, sagte Masuritou.
Die Geldhäuser hatten die Aus-

nahme von den einwöchigen »Ban-
kenferien« ermöglicht, da viele Rent-
ner keine EC- oder Kreditkarten be-

sitzen und somit in den vergangenen
Tagen an den Automaten kein Bar-
geld abheben konnten. Im ganzen
Land waren rund 1000 Filialen ge-
öffnet, wie griechische Medien be-
richteten. Sie sollen auch am Don-
nerstag und am Freitag offen sein.
Rentner sollen jedoch nur maximal
120 Euro erhalten. An den Automa-
ten dürfen alle Griechen seit Montag
täglich maximal 60 Euro abheben.
Nachdem die griechische Regie-

rung die Rückzahlung von Krediten
an den Internationalen Währungs-
fonds (IWF) in Höhe von rund 1,6
Milliarden Euro nicht bis zum Frist-
ablauf Dienstagnacht geleistet hat,
war davon auszugehen, dass Renten
und Löhne planmäßig bei den Men-
schen ankommen. Die SYRIZA-Re-
gierung betonte in den vergangenen
Wochen, Zahlungen an die Bevölke-
rung Vorrang zu geben.
Dies war nicht der Grund, wes-

halb Tausende Menschen am Diens-

tagabend im Zentrum von Athen auf
die Straßen zogen. Die Befürworter
der Annahme der Gläubigerforde-
rungen, darunter die großen Oppo-
sitionsparteien, sprachen sich laut-
stark für ein »Ja« beim für Sonntag

geplanten Referendum aus. Trotz Re-
gens kamen nach Medienberichten
20 000 Menschen mit jeder Menge
Griechenland- und EU-Flaggen auf
dem Syntagma-Platz vor dem Parla-
ment zusammen. Am Vortrag de-
monstrierte dort bereits die Nein-Be-
wegung und das SYRIZA-Umfeld. Für
diesen Donnerstag hat sich die Kom-
munistische Partei angemeldet – sie

lehnen die SYRIZA-geführte Regie-
rung ebenso ab wie die Annahme der
Sparvorgaben von EU, Europäischer
Zentralbank und IWF.
»Tsipras hau ab!«, könnte es dann

wie am Dienstagabend schallen. Der
Ministerpräsident Alexis Tsipras wird
von den gut situierten Verfechtern der
Euro-Mitgliedschaft, die unter dem
Motto »Wir bleiben in Europa« durch
die Stadt zogen, genauso offen ange-
griffenwie aus Brüssel oder Berlin. »Er
treibt unser Land in den Selbstmord«,
rief einer der Demonstranten. Die Ja-
Sager wollen, dass es unter allen Um-
ständen doch noch zu einem Abkom-
men mit den Gläubigern kommt.
Damit sind sie allerdings nach ak-

tuellen Umfragen in der Minderheit.
46 Prozent haben die Absicht, am
Sonntag mit »Nein« zu stimmen, be-
richtete die linksgerichtete Zeitung
»Efimerida ton Syntakton« am Mitt-
woch. 37 Prozent wollen demnach für
die Forderungen der Gläubiger stim-

men, 17 Prozent seien unentschie-
den, hieß es.
Die Vorbereitungen für die Volks-

befragung laufen derweil auf Hoch-
touren. Die Wahlzettel werden ge-
druckt und verteilt, eine Internetsei-
te mit Informationen zum Ablauf und
einemCountdown ist unabhängig von
Kritik des Europarats online gegan-
gen. Die Straßburger Institution ist
der Auffassung, die Abstimmung ent-
spreche insbesondere wegen der »zu
späten« Ankündigung nicht den vom
Europarat festgelegten Standards.
Die politischen Lager begannen

dennoch ihren Wahlkampf. Im Kurz-
nachrichtendienst Twitter kursierte
am Nachmittag ein Foto von der Fas-
sade des griechischen Finanzminis-
teriums. Daran war ein Banner mit
der Aufschrift »Nein zu Erpressung
und Austerität« befestigt. Ein Unter-
nehmerbündnis stellte seine Kam-
pagne »Ja zu Griechenland, Ja zum
Euro« vor.Mit Agenturen

»Er treibt unser Land in
den Selbstmord.«
Demonstrant in Athen über
Ministerpräsident Tsipras

Der IWF
vermisst Geld
aus Hellas
Mahnverfahren hat kaum
Folgen für Griechenland

Von Kurt Stenger

Was Griechenland angekündigt
hatte, bestätigte der Internationa-
le Währungsfonds (IWF) am
Dienstagabend: Die fällige Rück-
zahlung von Krediten im Umfang
von 1,2 Milliarden Sonderzie-
hungsrechten (dies entspricht gut
1,5 Milliarden Euro) aus Grie-
chenland sei »nicht eingegangen«,
wie Kommunikationsdirektor Ger-
ry Rice erklärte. »Wir haben un-
seren Exekutivausschuss darüber
informiert, dass Griechenland nun
in Zahlungsrückstand ist.«
Mit dieser Feststellung beginnt

ein in den IWF-Statuten geregel-
tes mehrstufiges Verfahren für
säumige Zahler. Für Griechen-
land hat dies zunächst keine Aus-
wirkungen. Zwar kann Athen kei-
ne IWF-Mittel mehr abrufen – die
letzte Tranche des nun ausgelau-
fenen Kreditprogramms sollte
aber ohnehin erst dann fließen,
wenn sich die Regierung mit den
öffentlichen Gläubigern über be-
stimmte Bedingungen geeinigt
hat, was bislang nicht geschehen
ist. Die internationale Finanzins-
titution mit Sitz in Washington
besitzt gegenüber säumigen Staa-
ten keine unmittelbaren Sankti-
onsmöglichkeiten und zieht auch
nicht vor Gericht. Sie kann ledig-
lich Mahnungen aussprechen.
Spätestens nach einem Monat
müsste Währungsfondschefin
Christine Lagarde das Leitungs-
gremiumdarüber informieren, das
Athen »zahlungsunfähig« ist. Nach
frühestens drei Monaten könnten
dann Sanktionen wie der Entzug
der Mitgliedschaft im IWF ver-
hängt werden.
Der Währungsfonds bestätigte

zugleich, dass die griechischen
Behörden um eine zeitliche Ver-
längerung der Rückzahlungs-
pflichten ersucht haben. Darüber
werde nun beraten. Athen war be-
reits eine so genannte Sambia-
Option bewilligt worden: Im Lau-
fe des Juni waren vier Kredit-
tranchen fällig gewesen. Der IWF
erlaubte eine verspätete und ge-
bündelte Rückzahlung zum Mo-
natsende – diese Frist ist nun ver-
strichen. Am 13. Juli werden wei-
tere rund 450 Millionen Euro fäl-
lig. Weit problematischer für
Athen: Eine Woche später erwar-
tet die Europäische Zentralbank
(EZB), die derzeit die griechi-
schen Banken mit Notkrediten
über Wasser hält, die Rückzah-
lung von Staatsanleihen im No-
minalwert von 3,5 Milliarden Eu-
ro.
Rein symbolisch ist hingegen

die Tatsache, dass Griechenland
das erste Mitglied der Industrie-
länderorganisation OECD ist, das
seine IWF-Schulden nicht fristge-
recht zurückzahlt. Bisher waren
arme afrikanische Staaten oder
Schwellenländer wie Argentinien
säumig. Am Ende beglichen die
meisten von ihnen ihre Schulden.
Ohne realistische Rückzahlungs-
möglichkeit stehen derzeit Sudan,
Somalia und Simbabwe da – hier
geht es um umgerechnet rund 1,8
Milliarden Euro, für den IWF eine
eher mickrige Summe.

Während Athen gegenüber dem Internationalen Währungsfonds mit ersten Zahlungen in Rückstand geraten ist und in Griechenland
die Vorbereitungen auf das Referendum laufen, gibt es weiter Hoffnung auf eine Verhandlungslösung mit den Gläubigern.



4 Meinung
*

Donnerstag, 2. Juli 2015 uneues deutschland

Zeichnung: Christiane Pfohlmann

IHRE MEINUNG

Wochenendausgabe ist das
Feinste vom Feinen

Zu »Der Ausverkauf«, Wochenend-
beilage vom 27./28.6.
Ihr seid schon viel gelobt worden
für diese Beilage. Da man euch
nicht genug dafür loben kann,
möchte ich mich anschließen.
Überhaupt ist eure Wochenend-
Ausgabe das Feinste vom Feinen.
Freu’ mich immer darauf.
Ich lese das »nd« erst seit kurzer

Zeit wieder im Abo, nachdem ich
die »FAZ« wegen ihrer Griechen-
land-Hetze abbestellt hatte. Ihr
macht eine gute Zeitung und habt
gute und engagierte Redakteure.
Jedenfalls, eure letzte Beilage
werde ich aufheben. Hochinfor-
mativ, wie es das in keiner ande-
ren deutschen Zeitung gibt.
Keine DDR-Nostalgie mehr –

Fakten. Besonders aufschlussreich
war das große Interview mit dem
einstigen Pressesprecher der
Treuhand. Man kann schon sagen,
dass es bei der Rohwedder-Breuel-
Behörde durchaus Leute gab, die
sich engagierten und gründlich
nachdachten. Macht weiter so.
Hans-Jürgen Michel, Schwerin

Für riskante und teure
Transporte ist Geld da

Zu »Es kommt kein Arzt ins Pflege-
heim« und »Das alte Berlin«,
30. 6., S. 11
Ganz herzlichen Dank, dass das
»nd« das Thema der mangelnden
medizinischen Versorgung in Hei-
men durch Andreas Fritsches Be-
richt samt Kommentar so ein-
drucksvoll aufgreift. Es ist wirklich
schlimm, dass dort, wo es, von
Kliniken abgesehen, die meisten
Kranken gibt, nur sehr selten Ärzte
zu erreichen sind. Selbst teure
Heime haben in der Regel keine
Ärzte.
Man muss sich das vorstellen:

Auf Schiffen schon ab zwölf Pas-
sagieren (die meisten davon sind
recht gesund) ist ein Arzt vorge-

schrieben, nicht aber in Altenhei-
men!
Das Problem mit der Honorie-

rung ließe sich längst lösen, wenn
man nur wollte. Für riskante und
teure Krankentransporte in Klini-
ken ist das Geld da. Diese Trans-
porte, oft Bagatellfälle, ließen sich
häufig vermeiden, wäre im Heim
ein Arzt zur Stelle. Bitte bleiben
Sie an diesem sonst kaum beach-
teten Thema dran.
Dr. Eckart Roloff, Bonn

SPD kann kein Koalitionspartner
für die Linkspartei sein

Zu »Staatliche Subventionen für die
Kriegsindustrie«, 29.6., S. 1
Die Bundesregierung, an der die
SPD beteiligt ist, will die Entwick-
lung von Panzern und U-Booten
mit staatlichen Fördermitteln un-
terstützen. Das macht noch einmal
deutlich, dass die SPD kein Koaliti-
onspartner für die Linkspartei sein
kann.
Dr. Kurt Laser, Berlin

Berichtigung

Im gestrigen Impressum unterlief
uns hinsichtlich der »Veröffentli-
chung nach § 7a Berliner Pressege-
setz in Bezug auf unseren Gesell-
schafter FEVAC (50 Prozent) ein
kleiner Fehler.
Da zum 29. 4. 2015 die Gesell-

schafterstruktur der FEVAC geän-
dert wurde, muss es richtig heißen:
Gesellschafter der FEVAC: Uwe
Hobler, Geschäftsführer, Frank-
furt/Oder, (40 Prozent); Dr. Ruth
Kampa, Rechtsanwältin, Berlin, (30
Prozent); Thomas Nord, Kulturwis-
senschaftler, Berlin, (30 Prozent).
Verlag Neues Deutschland

Beiträge in dieser Rubrik sind keine
redaktionellen Meinungsäußerungen.
Die Redaktion behält sich das Recht
Sinn wahrender Kürzungen vor.

KOMMENTIERT

Kämpfen lohnt sich
Rainer Balcerowiak über die Tarifeinigung zwischen Bahn und GDL

Die härteste Tarifauseinandersetzung in der Geschichte der Deutschen
Bahn ist seit Mittwoch Geschichte. Auch, weil die beiden Schlichter Bodo
Ramelow und Matthias Platzeck einen sehr guten Job gemacht haben. Für
Bahnkunden ist das eine gute Nachricht. Sie müssen auf absehbare Zeit
nicht mit Streiks rechnen. Doch auch für die Gewerkschaftsbewegung war
es ein guter Tag. Getragen von der Kampfbereitschaft ihrer Mitglieder ist es
der GDL gelungen, ihre Anliegen auch in der Schlichtung weitgehend
durchzusetzen: Das Recht auf die tarifliche Vertretung ihrer Mitglieder
beim gesamten Zugpersonal, die Beschränkung der Überstunden, die Ab-
senkung der Wochenarbeitszeit. Vor dem Hintergrund dürften die lange
Vertragslaufzeit bei der Arbeitszeit und die Implementierung einer obliga-
torischen Schlichtung vor künftigen Streiks zu verschmerzen sein.
Eine schallende Ohrfeige ist das Schlichtungsergebnis dagegen für

Bundesarbeitsministerin Andrea Nahles. Ihr auch von der DGB-Spitze un-
terstütztes Gesetz zur Tarifeinheit, mit dem das Streikrecht für Sparten-
gewerkschaften eingeschränkt werden soll, ist bereits jetzt Makulatur, da
ausgerechnet die vermeintliche Nutznießerin, die Deutsche Bahn, dessen
Anwendung jetzt vertraglich ausgeschlossen hat. Die Botschaft dieses
Schlichtungsergebnisses lautet: Kämpfen lohnt sich.

Fiasko in Endlosschleife
Velten Schäfer über das fortgesetzte Trauerspiel bei der Vertriebenenstiftung

Es ist schon wieder passiert: Die vom »Bund der Vertriebenen« (BdV) initi-
ierte Bundesstiftung »Flucht, Vertreibung, Versöhnung«, die in Berlin ein
Museum einrichten soll, hat einen neuen Skandal. Neben Krzysztof Ruchnie-
wicz und Piotr Madajczyk zogen sich nun Historiker wie Michael Wildt, Ste-
fan Troebst und Michael Schwartz aus dem Beraterkreis zurück.
Wie oft wurde dieses Fiasko schon aufgeführt? Vor fünf Jahren etwa sorg-

ten zwei haarsträubende Hobbyhistoriker für Furore, die der BdV in den Stif-
tungsrat geschickt hatte. Damals verabschiedete sich der Zentralrat der Ju-
den. Vor einigen Monaten erst musste Manfred Kittel als Direktor gehen,
nachdem in einer Ausstellung teils von den Nazis erstverbreitete, eben nur
vermeintliche Vertreibungsbilder auffielen. Nun wurde angesehenen Wis-
senschaftlern mit Winfrid Halder ein Mann ohne Reputation vorgesetzt, der
sich als Leiter der »Stiftung Gerhart-Hauptmann-Haus« vor allem durch BdV-
Nähe empfohlen haben dürfte. Wie lange will man ihn halten?
Diese Mätzchen müssen ein Ende haben. Gefordert wäre BdV-Chef Bernd

Fabritius, der sich ja moderat gibt. Er müsste einsehen, dass das Museum nur
funktioniert, wenn Expertise im Vordergrund steht und nicht der Stallgeruch
seines Verbandes. Man hätte das haben können, denn auch Michael Schwartz
hatte sich beworben. Doch machte man lieber weiter mit dem Trauerspiel.

Primat der eigenen Stabilität
Katja Herzberg über das Interesse der NATO an Griechenlands Militäretat

Zusagen der SYRIZA-geführten Regierung Griechenlands werden auf dem
internationalen Parkett immer nur dann ernst genommen, wenn sie den
eigenen Interessen nutzen. Dieser Eindruck drängte sich in den vergange-
nen Wochen nicht nur auf, wenn die Gläubigerinstitutionen Athen immer
wieder neue und sich teils widersprechende Kürzungsforderungen vor-
legten. Nun beteiligte sich auch NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg
am Anziehen der Daumenschrauben. Im ZDF-Interview lehnte er Einspa-
rungen beim griechischen Wehretat ab. Der NATO-Staat an der Südost-
Flanke soll seine Zusagen bei den Militärausgaben einhalten.
Das muss im Grunde nicht verwundern. Griechenland war stets ein

verlässliches NATO-Mitglied und bereitwilliger Abnehmer von Rüstungs-
gütern. Gerade dies hatte jüngst auch für Empörung gesorgt. Die griechi-
sche Regierung sollte mehr Einsparungen beim Militär zustimmen, als sie
selbst anbot. Dabei hat Athen bereits nach eigener Aussage alle Rüstungs-
programme eingefroren. Weitere Einsparungen träfen also Arbeitsplätze.
Wenn Stoltenberg davon spricht, dass er die NATO-Treue Griechenlands

schätzt, unterstützt er nicht die amtierende Regierung. Angesichts eines
möglichen EU-Austritts des Landes will er einzig dafür sorgen, dass Hellas
wenigstens Teil seiner Allianz bleibt, um sie stabil zu halten.

BRÜSSELER SPITZEN

Flexibel zur Entgrenzung
Thomas Händel über Forderungen, die EU-Arbeitszeitgesetzgebung an die Wünsche der Unternehmen anzupassen

Sie beginnt wieder: die Debatte um
die Arbeitszeit, die so alt ist wie die
Industriegeschichte. Karl Marx
schrieb und beschrieb schon vor fast
150 Jahren den »Kampf um den Nor-
malarbeitstag«, der auch heute im-
mer noch mehr ist als eine ganz nor-
male Auseinandersetzung um die Ar-
beitsbedingungen. Es geht auch heute
noch um die Verfügungsgewalt über
die menschliche Arbeitskraft. Man-
chem schien das längst passé wenn
nicht gar antiquiert, arbeiten doch
viele heute völlig unbegrenzt und
ohne Ende. Gesund und gesellschaft-
lich vernünftig ist das nicht.
Den Arbeitgebern ist der Zugriff

auf die menschliche Arbeitskraft
trotzdem nicht weitreichend genug.
Nach ihrem Geschmack existieren
noch viel zu viele Schutzvorschriften
in Gesetzen und Tarifverträgen.
Während sich die Arbeitgeberseite
längst auf den Weg gemacht hat, die
Arbeitszeitgesetzgebung auf euro-
päischer Ebene noch weiter zu »libe-
ralisieren«, haben auf Gewerk-
schaftsseite viele den berühmten
»Schuss« noch nicht gehört.
Businesseurope, der europäische

Arbeitgeberverband, hat längst seine
Positionen weit gestreut. Arbeitszeit
soll neu definiert werden, um nicht
nur bei den Ärzten die Bereitschaft
am Arbeitsplatz nicht mehr (voll)
bezahlen zu müssen. Die Begrenzung
der Wochenarbeitszeit auf 48 Stun-
den soll individuell leichter umgan-
gen werden können (»opt-out«). Die
Wochenarbeitszeit soll angehoben,
der Bezugszeitraum für mehr Flexi-
bilität ausgedehnt und Ruhezeiten
flexibel – wohl auf beschäftigungs-
arme Zeiten – verschoben werden
können. Alles in allem: Arbeit soll
noch flexibler an die Wünsche der
Arbeitgeber angepasst werden kön-
nen und dabei auch noch billiger
werden.

Schon heute werden in vielen
Kommunen die Flexibilisierungs-
möglichkeiten des bestehenden Ar-
beitszeitgesetzes genutzt, um »die
Funktionsfähigkeit von Diensten zu
gewährleisten« – nicht nur im Ge-
sundheitswesen. Doch damit nicht
genug. Die Arbeitgeber fordern neue,
besondere Arbeitszeitregelungen, die
angeblich auch ein Großteil der Be-
schäftigten befürworte. In einem
kürzlich veröffentlichten Papier re-

ferieren sie als Beleg eine bereits
existierende Arbeitszeitregelung, die
es Arbeitnehmern möglich mache, an
nur zehn Tagen im Monat Dienst zu
haben und schwärmen über »eine
bessere Vereinbarkeit von Familie
und Beruf, flexiblere Freizeitgestal-
tung und kürzere Arbeitswege.«
Wenn ein aufmerksamer Gewerk-
schaftssekretär nachrechnete und auf
eine 18-Stunden-Schicht zur Erfül-
lung einer 48-Stunden-Woche käm-
me, er würde wohl die Gewerbeauf-
sicht um Überprüfung bitten. Ange-
nommen aber das zitierte Arbeits-
zeitmodell entspräche den rechtli-
chen Bestimmungen der Arbeitszeit:
Welchen Grund gibt es dann, noch
mehr Flexibilität einzufordern?

Wer aus der Praxis 4-Tage-
Schichtmodelle mit weit über acht
Stunden hinausgehende Tages- und
Nachtarbeitszeiten kennt, weiß über
die Begeisterung der Beschäftigten
hinsichtlich der besseren Vereinbar-
keit von Familie und Beruf sowie
über die gesundheitlichen Folgen
lange Geschichten zu erzählen.
Das deutsche Arbeitszeitrecht –

fußend auf der europäischen Ar-
beitszeitrichtlinie – lässt bereits heu-
te ein erhebliches Maß an Flexibilität
zu. Ob das besonders gesund ist, ist
mehr als fraglich. Ob etwa ein Chi-
rurg in der 60. Arbeitsstunde noch
die nötige Konzentration aufbringt,
mag eine künftige Analyse der hohen
Zahl von Operationsfehlern belegen.
Viele Menschen arbeiten bereits

heute am Limit oder deutlich darü-
ber. Vermutlich hat die Zahl der
psychischen und psychosomatischen
Erkrankungen in Europa damit zu
tun, unter denen nach Untersuchun-
gen ein Drittel (!) der europäischen
Bevölkerung leidet. Eine moderne
europäische Arbeitszeitrichtlinie
müsste daher alle physischen und
psychischen Belastungsfaktoren er-
fassen, vor langen und unregelmä-
ßigen Arbeitszeiten schützen, neue
Formen flexibler und prekärer Arbeit
einbeziehen und vor allem bessere
und wirksame Kontrollen schaffen –
besonders in Deutschland wurden
seit Jahren Kontrolleure massiv ab-
gebaut. Und eine solche europäische
Gesetzgebung müsste die maximale
Wochenarbeitszeit in Richtung 40
Stunden reduzieren.
Längst konkurrieren Unterneh-

men heute nicht mehr nur über bes-
sere Produkte. Löhne und Sozialleis-
tungen sind wieder stärker Ziel der
Profitmaximierung. Nun auch noch
die Arbeitszeit ins Visier zu nehmen,
wäre ein weiterer Schritt in der Spi-
rale nach unten.

Thomas Händel (LINKE) ist
Vorsitzender des Beschäftigungs-
und Sozialausschusses im Euro-
päischen Parlament.
Foto: Parlement Europeen
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Kein Tory
Von Elsa Koester

Wem geht das ewige Geschachere
der Gläubigerinstitutionen ge-
genüber Athen nicht auf die Ner-
ven? Rentenkürzungen hier,
Mehrwertsteuererhöhung da. Ein
junger Typ aus einem Schuhladen
im englischen York beschloss jetzt,
dass es an der Zeit ist, die Sache
selbst in die Hand zu nehmen.
»Habe entschieden, die grie-

chische Schuldenkrise per Crowd-
funding zu lösen«, schrieb Thom
Feeney also auf Twitter. Gesagt,
getan: Auf der Crowdfunding-
Pattform indiegogo.com richtete
Feeney am Montag einen »Grie-
chischen Rettungsfonds« ein:
»Von den Menschen, für die Men-
schen«. Ziel ist die Summe von 1,6
Milliarden Euro. Eben genau das
Geld, das Griechenland im Mo-
ment benötige, so Feeney. Mit
Alexis Tsipras habe er darüber
noch nicht gesprochen, aber er
habe gehört, der Regierungschef
suche bald den Kontakt.
1 600 000 000 Euro. Dafür

müsste jeder Europäer drei Euro
zahlen. Der Gründer der ersten
Griechenland-Rettung von unten
gibt sich optimistisch, die Sum-
mer zu erreichen; denn im Gene-
rellen seien Europäer großzügig,
»Ms Merkel« und »Mr Cameron«
stellten eine die Ausnahme dar.
Komisch. So eine solidarische

Politik würde man Feeney beim
ersten Blick auf sein Twitterprofil
gar nicht zutrauen. Akkurater An-
zug, Krawatte, strenger Seiten-
scheitel, vor idyllischer englischer

Landschaft mit Schafen. Der klas-
sische Tory-Wähler, würde man
meinen. Anscheinend daneben.
Der 29-jährige Schuhhändler

meint es ernst mit dem Rettungs-
versuch. Es gebe ja nichts zu ver-
lieren, dafür griechische Köstlich-
keiten zu gewinnen, argumentiert
er. Für die Spenden bekommt man
Fetasalat, Ouzo und Wein. Je nach
Summe. Das scheint zu ziehen: Bis
Mittwoch Mittag spendeten über
40 000 Menschen rund 700 000
Euro, die Zahl steigt beinahe se-
kündlich. Allerdings sind das noch
immer kaum mehr als 0 Prozent
der Zielsumme. Und das bleibt so.
Lange. Bis 16 Millionen Euro.
Noch fünf Tage kann gespen-

det werden. Ob das auch für den
Fall eines Grexit gilt, das hat Fee-
ney nicht gesagt. Denn sonst be-
kommt’s ja der IWF. Wäre schade
drum.

Der Brite Thom Feeney will Grie-
chenland retten.
Foto: AFP/Niklas Halle'n
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Sterbehilfe
in anderen
Ländern
Belgien. Ärzte dürfen unter be-
stimmten Voraussetzungen beim
Suizid assistieren und aktive Ster-
behilfe (die Verabreichung eines
Mittels, das zum Tod führt) leis-
ten. Das Gesetz wurde 2014 auf
Minderjährige ausgeweitet. 2012
wurden 1432 Fälle von Sterbe-
hilfe registriert, ein Zuwachs von
25 Prozent zum Vorjahr.

Frankreich. Aktive Sterbehilfe ist
verboten, wird mit fahrlässiger
Tötung gleichgesetzt und mit bis
zu fünf Jahren Haft bestraft. Auch
Assistenz beim Suizid ist verbo-
ten. Passive Sterbehilfe (der Ver-
zicht auf lebensverlängernde
Maßnahmen) ist legal, wenn eine
Patientenverfügung vorliegt.

Irland. Aktive Sterbehilfe und
Beihilfe zur Selbsttötung sind ver-
boten und werden mit bis zu 14
Jahren Haft bestraft. Indirekte
Sterbehilfe – zum Beispiel durch
die Gabe starker Opioide – ist le-
gal, wenn Schmerzen gelindert
werden sollen. Der Tod kann hier
unbeabsichtigt eintreten.

Luxemburg. Ärzte dürfen un-
heilbar Kranken auf ausdrückli-
chen Wunsch helfen, ihr Leben zu
beenden: Die »unheilbare Krank-
heit« müssen zuvor zwei Ärzte un-
abhängig voneinander feststellen,
der Patient muss seinen Willen
wiederholt schriftlich äußern.
2013 und 2014 nahmen 15 Pati-
enten dies in Anspruch.

Niederlande. Ärzten ist sowohl
Sterbehilfe als auch Beihilfe zum
Suizid erlaubt. Der Arzt muss be-
stimmte Voraussetzungen erfül-
len, damit es nicht zur Strafver-
folgung kommt. Seit 2013 ist Ster-
behilfe bei schwer kranken Babys
möglich. 2011 nutzten 3446 Men-
schen aktive Sterbehilfe, 196 lie-
ßen sich beim Suizid helfen. Die
Zahlen stiegen jährlich.

Österreich. Für passive Sterbe-
hilfe gelten strenge Regeln. Eine
Patientenverfügung muss von ei-
nem Rechtsanwalt oder Notar
aufgesetzt werden, ein Arzt muss
die Urteilsfähigkeit des Sterbe-
willigen geprüft haben, bevor le-
benserhaltende Maßnahmen un-
terlassen werden. dürfen. Beihilfe
zum Suizid ist strafbar.

Polen. Das Land hat mit die rigi-
desten Regelungen in Europa: Ak-
tive und passive Sterbehilfe – also
schon ein Behandlungsabbruch –
sind strafbar, ebenso wie die Bei-
hilfe zur Selbsttötung.

Schweiz. Aktive Sterbehilfe ist
ausnahmslos verboten, Beihilfe
zum Suizid wird toleriert, ohne
staatlich geregelt zu sein. Sieben
Sterbehilfegesellschaften – da-
runter Exit mit 100 000 Mitglie-
dern – unterstützen teils auch
Ausländer beim Suizid, die Ge-
samtzahl der Fälle liegt bei 500
pro Jahr. Exit gibt pro Jahr Tau-
sende Patientenverfügungen aus
und setzt diese auch aktiv durch.
Die Organisation berät jedes Jahr
2500 Sterbewillige, von denen
sich im Anschluss 80 Prozent ge-
gen den Suizid entscheiden.

USA. Nur wenige Bundesstaaten
haben spezielle Sterbehilfegeset-
ze. In Oregon gilt seit 1994 der
»Death with Dignity Act« (Gesetz
über das Sterben mit Würde). Für
die aktive Sterbehilfe gelten
strenge Voraussetzungen, darun-
ter die von zwei Ärzten bestätigte
Überlebensprognose von maximal
sechs Monaten, außerdem eine
Wartezeit von 15 Tagen von der
Entscheidung bis zum Tod. Zur
Unterstützung der Sterbewilligen
haben sich 83 Ärzte registrieren
lassen. Aktuell wird in den USA in
25 Bundesstaaten über entspre-
chende Regelungen diskutiert.

Ulrike Henning

Der Bundestag berät
heute in erster Lesung
über verschiedene
Gesetzentwürfe zur
Sterbebegleitung. Die
Gruppenvorschläge
reichen von der
Legalisierung der
Beihilfe zum Suizid
bis zum Verbot mit
Strafandrohung. Im
Herbst soll ein Gesetz
verabschiedet werden.

Vorschlag II
Vereine für Suizidassistenz
sollen straffrei bleiben

Unter dem Motto »Mehr Fürsorge
statt mehr Strafrecht« wollen es
Renate Künast, Kai Gehring
(Bündnis 90 / Die Grünen) und
Petra Sitte (LINKE) bei der seit
mehr als 100 Jahren in Deutsch-
land geltenden Straffreiheit der
Beihilfe zum Suizid belassen, sie
aber mit klaren Regeln – darunter
die Pflicht zur Beratung und Do-
kumentation – rechtssicher ge-
stalten und damit Unsicherheiten
in der Bevölkerung sowie bei Ärz-
ten beseitigen.
Wer jede organisierte Form der

Beihilfe zum Suizid – also etwa
von ehrenamtlichen Vereinen –
oder jede geschäftsmäßige Form
– also etwa von Ärztinnen und
Ärzten – ausschließt, nimmt vie-
len betroffenen und leidenden
Menschen die Möglichkeit zu ei-
nem selbstbestimmten und wür-
devollen Tod, argumentieren die
Antragsteller. Denn viele Men-
schen wollen ihre Verwandten
und nahestehenden Personen
nicht um Hilfe zu einer geplanten
Selbsttötung bitten, weil sie diese
damit nicht belasten möchten.
Manche – insbesondere ältere –
Menschen haben diese Möglich-
keit zudem gar nicht mehr. Ver-
wandte, nahestehende Personen,
Ärztinnen und Ärzte sind unter
Umständennicht bereit oder in der
Lage, den Betroffenen zu helfen.
»Für mich gehört zur Suizid-

prävention auch, den Sterbe-
wunsch in letzter Konsequenz
ernst zu nehmen«, erklärt Petra
Sitte. Sterbehilfevereine sollten
erlaubt bleiben. Nur so seien ver-
trauensbildende Beratungen über
Alternativen möglich. Man brau-
che Vereine, die die Menschen in
ihrer Not ergebnisoffen beraten
können. nd

Vorschlag IV
Wer einem Menschen bei der Selbsttötung behilflich ist,
macht sich strafbar und muss mit einer Gefängnisstrafe rechnen

Eine Gruppe um die CDU-Politiker Thomas
Dörflinger und Patrick Sensburg – mit katho-
lisch geprägtem Lebensschützerhintergrund –
will mit einem neuen Paragrafen im Strafge-
setzbuch »Anstiftung und Beihilfe an einer
Selbsttötung« verbieten und unter Strafe stel-
len. Insbesondere soll es keine Ausnahmen und
Privilegien für Angehörige und Ärzte geben.
Der neue § 217 soll nach ihren Vorstellungen
diesen Absatz enthalten: »Wer einen anderen
dazu anstiftet, sich selbst zu töten, oder ihm
dazu Hilfe leistet, wird mit Freiheitsstrafe bis
zu fünf Jahren bestraft.« Auch der Versuch soll
bereits strafbar sein.
Die Parlamentarier gehen davon aus, dass

der Leidende ein Ende der Leiden will, nicht
aber ein Ende des Lebens. Es dürfe nicht zu-

gelassen werden, dass das Leben eines Kran-
ken, Schwachen, Alten oder Behinderten als le-
bensunwert angesehen wird – von ihm selbst
oder von Dritten, schreiben sie. Schon eine
Ausnahmeregelung für den durch Angehörige
und Ärzte assistierten Suizid eröffne für das Le-
bensende neuartige Erwartungs- und Ent-
scheidungshorizonte. Der Patient, der sich für
die Lebenserhaltung entscheidet, würde den
Angehörigen und der Gesellschaft gegenüber
begründungspflichtig, weil er Kosten für Kran-
ken-, Pflege- und Rentenversicherung auslöst
und seine Familie belastet. Dieser Erwartungs-
undEntscheidungshorizont eröffne sich für den
Betroffenen in einer gesundheitlichen Lage, in
der er schwach und an der Grenze seiner Ent-
scheidungsfähigkeit angelangt sei. nd

Vorschlag I
Geschäfte mit dem
Sterben werden verboten

Jede geschäftsmäßige Förderung
der Suizidbeihilfe soll bestraft
werden, sagt eine fraktionsüber-
greifende Gruppe, der sich inzwi-
schen mehr als 170 Abgeordnete
angeschlossen haben. Die Straf-
androhung gelte für »Vereine und
auch Einzelpersonen«, die auf
Wiederholung ausgerichtet zum
Beispiel Schwerkranken Beihilfe
zum Suizid durch Beschaffung ei-
nes Medikamentes anbieten.
Unter den bisher vorgestellten

Entwürfen wird der von Kerstin
Griese (SPD) und Michael Brand
(CDU) als der aussichtsreichste
angesehen. Ein großer Teil der
Regierung unterstützt ihn, von
Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) über Unions-Fraktionschef
Volker Kauder bis zur Bundes-
tagsvizepräsidentin der Grünen,
Claudia Roth. Unter den Unter-
stützern finden sich Bundesge-
sundheitsminister Hermann Grö-
he (CDU), der sich von Anfang an
für ein Verbot organisierter Hilfe
bei der Selbsttötung ausgespro-
chen hatte, Bundesinnenminister
Thomas de Maizière, Kultur-
staatsministerin Monika Grütters
(beide CDU), Außenminister
Frank-Walter Steinmeier, Bun-
desarbeitsministerin Andrea Nah-
les, Bundesumweltministerin
Barbara Hendricks (alle SPD),
Entwicklungsminister Gerd Mül-
ler und Bundeslandwirtschafts-
minister Christian Schmidt (beide
CSU). Die Kirchenbeauftragte
Griese bezeichnet den Gesetzent-
wurf als einen aus der »Mitte«,
denn er stelle sicher, dass die be-
stehenden ärztlichen Behand-
lungsmöglichkeiten uneinge-
schränkt erhalten bleiben, dazu
gehörten auch indirekte Sterbe-
hilfe oder palliative Sedierung. nd

Strafe für die letzte Hilfe
Nicht alle Ärzte wollen ein Gesetz über die Sterbebegleitung
Verbote und Strafandrohung be-
stimmen den Gesetzesvorschlag,
dem die meisten Parlamentarier
zustimmen. Gegenentwürfen wer-
den wenig Chancen eingeräumt.

Von Silvia Ottow

Derzeit ist Sterbehilfe in Deutschland
nicht gesetzlich geregelt. Aktive Ster-
behilfe ist verboten und wird laut
§ 216 des Strafgesetzbuches mit bis
zu fünf Jahren Gefängnis bestraft.
Passive oder indirekte Hilfe wie das
Unterlassen von lebensverlängern-
den Maßnahmen oder die Vergabe
von Schmerzmitteln, die den Eintritt
des Todes beschleunigen könnten,
werden meistens akzeptiert. Vor al-
lem in der Obhut von Ärzten kann es
aber passieren, dass Sterbewillige sich
weiter durch ein unerträgliches Le-
ben quälen müssen. Die Musterbe-

rufsordnung der Bundesärztekam-
mer verbietet Medizinern Beihilfe zur
Selbsttötung. Zwar übernahmen nur
10 von 17 Landeskammern den Pas-
sus, aber Ärztepräsident Frank-Ul-
rich Montgomery hat ihn erst kürz-
lich bekräftigt. Dafür erntete er den
Protest Hunderter Berufskollegen, die
das anders sehen.
Doch soll das nun beginnende Ge-

setzesverfahren Verunsicherung be-
kämpfen und spektakuläre Fälle wie
den Pistolensuizid des MDR-Inten-
danten Udo Reiter oder den Fenster-
sturz des Schriftstellers Erich Loest
unnötig machen, weil sanftere Wege
geebnet werden sollen? Danach sieht
es nicht aus. Wir dokumentieren die
wichtigsten Gesetzesvorschläge; der
mit den meisten Unterstützern ver-
bietet geschäftsmäßige Suizidbeihilfe
bei Strafe. Das wäre neu.
Prominente Unterstützer einer

Kampagne für das selbstbestimmte
Sterben (www.mein-ende-gehoert-
mir.de) plädieren dagegen für letzte
Hilfe, am besten mit einer Regelfi-
nanzierung der Krankenkassen. Mat-
hias Freund, Vorsitzender der Deut-
schen Gesellschaft für Hämatologie
und Medizinische Onkologie, sagte
kürzlich in einem Rundfunkinter-
view, es sei selten, dass Patienten den
Arzt um Sterbehilfe bäten. Nach ei-
ner Umfrage seiner Gesellschaft hät-
ten bisher drei Prozent der Ärzte an
einer Selbsttötung mitgewirkt. Dass
die Politik sich so ausführlich mit dem
Thema beschäftigt, führte er unter
anderem auf den »Wunsch nach Sen-
sation, nach existenziellen Fragen«
zurück. Es sei »attraktiv«, sich mit
diesem Gebiet zu beschäftigen
Bei der Abstimmung nach der

Sommerpause besteht für die 631
Parlamentarier kein Fraktionszwang.

Vorschlag III
Ärztlich assistierter Suizid wird gesetzlich ausdrücklich erlaubt,
damit soll geschäftsmäßige Sterbehilfe überflüssig gemacht werden

Eine Gruppe von Koalitionsabgeordneten um
Bundestagsvizepräsident Peter Hintze (CDU),
die Abgeordneten Dr. Carola Reimann, Karl
Lauterbach, Burkhard Lischka (SPD), Kather-
inaReiche, Kristina Schröder, ArnoldVaatz und
Dagmar Wöhrl (CDU) setzt darauf, dass sich
bei gesetzlicher Verankerung eines ärztlich as-
sistierten Suizids im Bürgerlichen Gesetzbuch
das Geschäftsmodell von Sterbehilfevereinen
erledigt.
Die Verfasser halten die Statuierung einer

Rechtspflicht zum Leben für illegitim und die
Untersagung jeder Form der Hilfestellung zur
selbst vollzogenen Lebensbeendigung durch
das ärztliche Standesrecht in 10 von 17 Ärz-
tekammerbezirken in Deutschland für eine Be-
lastung schwer kranker Menschen. Nach ih-

rem Vorschlag soll ärztliche Suizidassistenz er-
laubt und vor möglichen berufsrechtlichen
Sanktionen geschützt werden, wenn der Pati-
ent volljährig und einwilligungsfähig ist, die
ärztliche Hilfestellung freiwillig erfolgt, eine
umfassende Beratung des Patienten stattge-
funden hat und das Vorliegen einer unheilba-
ren, unumkehrbar zum Tod führenden Er-
krankung nach dem Vier-Augen-Prinzip durch
einen anderen Arzt bestätigt wurde.
Die Begründung: Behandelnde Ärzte kön-

nen aufgrund ihrer zum Teil sehr langen und
intensiven Begleitung der jeweiligen Patienten
am ehesten beurteilen, was im konkreten Ein-
zelfall medizinisch angezeigt und in Würdi-
gung der Gesamtsituation des Patienten zu
verantworten ist. nd

Foto: Photocase/suze



Mit der Einreise droht
die Internierung
Große Koalition verschärft erneut das Asylgesetz

Die Bundesregierung will Schutz-
suchenden auf ihrer Flucht nach
Deutschland höhe Hürden aufle-
gen. Wer sich aber bereits im Land
befindet, soll künftig eher ein Blei-
berecht erhalten.

Berlin. Flüchtlingsaktivisten übten
sich bereits seit Tagen in Zynismus:
»Wir hätten Willy abgeschoben«, lau-
tete ihr Slogan, mit dem sie am Mitt-
wochabend vor die SPD-Zentrale in
Berlin ziehen wollten. Ihre Kampagne
ist eine Anspielung auf das sozialde-
mokratische Idol Willy Brandt, der auf

der Flucht vor den Nazis Asyl in
Schweden bekam.
Grund ihres Protests ist eine neu-

erliche Asylverschärfung, die der Bun-
destag aller Voraussicht nach am Don-
nerstag beschließen wird. Die Große
Koalition will ein Gesetz in zweiter
und dritter Lesung verabschieden, das
die Abschiebehaft für jene Flüchtlinge
ausweitet, die gegen das Dublin-Ab-
kommen verstoßen. Schutzsuchende
dürfen nach dieser Vereinbarung nur
in jenem EU-Land um Asyl bewerben,
das sie zuerst betreten haben. Wer
dennoch weiter nach Deutschland
reist, soll nach dem Willen der Bun-
desregierung unmittelbar nach der
Einreise interniert werden können.
Hierfür kann laut Gesetzesvorhaben
bereits ein fehlender Pass herangezo-
gen werden sowie falsche oder un-
vollständige Angaben gegenüber den
Behörden. Wer Geld an Schlepper ge-
zahlt hat, muss ebenso mit einer In-
haftierung rechnen, wie jene, die
Grenzkontrollen bei der Einreise um-
gangen haben.
Nicht nur die Aktivisten vor der

SPD-Zentrale kritisierten diese Ver-
schärfungen, auch der Deutsche An-
waltsverein befand: »Faktisch erfüllt
jeder Asylsuchende, der auf dem
Landweg in das Bundesgebiet ein-
reist, diesen Haftgrund.« Selbst die so-
zialdemokratische Arbeitsgemein-
schaft (AG) Migration und Vielfalt äu-
ßerte Bedenken. Neben vielen unnö-
tigen Härten gebe es aber auch Ver-
besserungen für langjährig geduldete
Flüchtlinge, betonte die AG. Ein Blei-
berecht erhalten dem Gesetz zufolge
unter 27-Jährige, die mindestens vier
Jahre in Deutschland zur Schule ge-
gangen sind, bisher mussten es sechs
Jahre sein. Erwachsene, die für sich
selbst aufkommen und ein Kind ha-
ben, dürfen ab sechs Jahren bleiben,
ohne Kind ab acht Jahren. Wenigstens
bei dieser Regelung sieht die AG ei-
nen sozialdemokratischen Duktus. sot
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Ex-Verwaltungsrichter
soll NSA-Liste prüfen
Berlin. Zur Einsicht in die geheime
NSA-Spionageliste im Kanzleramt
will die große Koalition den ehe-
maligen Richter am Bundesver-
waltungsgericht, Kurt Graulich,
benennen. Der NSA-Untersu-
chungsausschuss werde sich vo-
raussichtlich mit der Mehrheit von
Union und SPD am Donnerstag für
Graulich als Vertrauensperson
entscheiden, teilte der SPD-Ob-
mann Christian Flisek am Mitt-
wochmit. Zunächst solle aber noch
versucht werden, sich mit der Op-
position auf eine solche Person zu
einigen. LINKE-Obfrau Martina
Renner betonte aber: »Es wird kei-
ne Einigung zum sogenannten
Sonderermittler im NSA-Untersu-
chungsausschuss geben.« Laut
Renner bereiten LINKE und Grüne
die angekündigte Verfassungskla-
ge gegen die Einsetzung eines Son-
derermittlers derzeit vor.Wennder
Sonderermittler die Geheimlisten
gesehen hat, werde er dennoch
keine Aufklärung darüber leisten
dürfen, weil die Regierung ihm
dies nicht genehmige, kritisieren
sie. dpa/nd

Massenschlägerei in
Asylbewerberheim
Schneeberg. In der sächsischen
Erstaufnahmeeinrichtung für
Asylbewerber in Schneeberg ist es
zu einer Massenschlägerei ge-
kommen. Wie die Polizeidirektion
Chemnitz am Mittwoch mitteilte,
gingen am Dienstagabend aus bis-
her ungeklärter Ursache Albaner
und Eritreaer mit Holzlatten und
Steinen aufeinander los. Dabei sei-
en mindestens 13 Personen ver-
letztworden, fünf davon kamen ins
Krankenhaus. Der Polizei zufolge
waren insgesamt mehrere hundert
Personen an der Auseinanderset-
zung beteiligt. Zehn Tatverdäch-
tige seien ermittelt worden. Auch
in Chemnitz kam es am Dienstag
nach Polizeiangaben in der Erst-
aufnahmeeinrichtung zu einer
körperlichen Auseinandersetzung.
Daran seien etwa 30 Personen be-
teiligt gewesen. epd/nd

Bremische Bürgerschaft
nimmt Arbeit auf
Bremen. Gut sieben Wochen nach
der Landtagswahl in Bremen hat
die Bürgerschaft ihre Arbeit auf-
genommen. Mit der konstituie-
renden Sitzung begann am Mitt-
woch die neue Legislaturperiode.
Bei der Sitzung war auch die kom-
plette bisherige Regierung anwe-
send, darunter Regierungschef
Jens Böhrnsen (SPD), der nach den
Stimmenverlusten der SPD seinen
Rückzug angekündigt hatte. Sein
designierter Nachfolger Carsten
Sieling sowie die anderen Mit-
glieder der rot-grünen Regierung
sollen am 15. Juli vom Parlament
gewählt und vereidigt werden, bis
dahin ist die Vorgängerregierung
kommissarisch im Amt. dpa/nd

Weißer Rauch aus der Lok
Keine Streiks mehr: Gewerkschaft GDL und Deutsche Bahn einigen sich auf Tarifverträge
Weniger Arbeit ab 2018,mehrGeld,
Tarifverträge für alle Berufsgrup-
pen im Konzern – die Lokführer-
gewerkschaft konnte ihre Kernfor-
derungen gegenüber der Bahn im
Wesentlichen durchsetzen.

Von Rainer Balcerowiak

Der Tarifkonflikt bei der Deutschen
Bahn AG ist nach fast einem Jahr und
insgesamt 420 Stunden Streik been-
det. Am Mittwoch präsentierten der
thüringische Ministerpräsident Bodo
Ramelow (LINKE) und sein früherer
brandenburgischer Amtskollege Mat-
thias Platzeck (SPD) in Berlin die Er-
gebnisse der von ihnen moderierten
Schlichtung. Demnach haben die Ge-
werkschaft Deutscher Lokomotivfüh-
rer (GDL) und das DB-Management
insgesamt 16 Tarifverträge und zwei
Protokolle unterzeichnet. Kernpunkt
ist ein Bundesrahmentarifvertrag Zug
(Bura-Zug), der Entgelt- und Arbeits-
zeitregelungen für alle Berufsgruppen
des Zugpersonals umfasst. Damit
wurde die zentrale Forderung derGDL
erfüllt. Sie kann nunmehr Tarifver-
träge nicht wie bisher nur für Lok-
führer, sondern auch für Zugbeglei-
ter, Bordgastronomen, Disponenten
und Lokrangierführer abschließen,
auch wenn sich die Vereinbarungen
vondenenunterscheiden, die dieBahn
AG mit der konkurrierenden Eisen-
bahn- und Verkehrsgewerkschaft
(EVG) getroffen hat.
Basierend auf diesem Bura-Zug

wurden Haustarifverträge für die ein-
zelnen Unternehmen der Bahn AG
vereinbart. Die Löhne werden in zwei
Stufen um insgesamt 5,1 Prozent er-
höht, mit einer Laufzeit bis Ende Sep-
tember 2016. Die Wochenarbeitszeit
wird um eine auf 38 Stunden abge-
senkt, dies allerdings erst ab Januar
2018. Auch eine Begrenzung der
Überstunden auf 80 pro Jahr und Be-
schäftigten wurde vereinbart, was für
die GDL ebenfalls ein zentrales An-

liegen war, denn Lokführer und Zug-
begleiter haben derzeit vier Millio-
nen Überstunden angehäuft. Zur
Umsetzung dieser Begrenzung wur-
de die Neueinstellung von 300 Lok-
führern und 100 Zugbegleitern bis
Ende 2017 festgeschrieben. Weitere
Regelungen betreffen die Schicht-

zeiten und die Eingruppierung ver-
schiedener Berufsgruppen.
Mehrmals hätten die zwei Mal ver-

längerten, insgesamt fünfwöchigen
Schlichtungsverhandlungen vor dem
Abbruch gestanden, so Platzeck. Auch
der in diesen Fragen sehr erfahrene
ehemalige Gewerkschaftssekretär Ra-

melow sprach von den »härtesten Ta-
rifverhandlungen, die ich je erlebt ha-
be«. Das bestätigten GDL-Insider ge-
genüber »nd«. So habe Platzeck in der
vergangenen Woche erwogen, öf-
fentlich zu erklären, dass die Schlich-
tung gescheitert sei, weil die Bahn AG
sich bei Arbeitszeitfragen nicht be-
wegen wolle. Und die GDL habe für
den Fall eines Scheiterns unbefristete
Streiks angekündigt.
Doch am Mittwoch zeigten sich al-

le Beteiligten weitgehend zufrieden.
Bahn-Vorstand Ulrich Weber verwies
auf eineRahmenvereinbarung, die für
die Zukunft eine obligatorische
Schlichtung vor Arbeitskämpfen vor-
sieht und einheitliche Tarifverträge
als Zielvorstellung benennt. Tarif-
konkurrenz innerhalb von Berufs-
gruppen sei daher nur noch »theore-
tisch möglich«. Diese Vereinbarung
beinhaltet auch, dass sich die Bahn
verpflichtet, das vom Bundestag ver-
abschiedete Tarifeinheitsgesetz, wel-
ches faktisch das Streikrecht für Min-
derheitsgewerkschaften aushebeln
soll, in dem Konzern bis Ende 2020
nicht anzuwenden. Der GDL-Vorsit-
zende Claus Weselsky sprach von ei-
nem »guten Ergebnis, das ohne die
Kampfbereitschaft der Mitglieder so
nicht erreicht worden wäre«. Die GDL
habe ihre Kernforderungen zur Re-
duzierung der Belastung des gesam-
ten Zugpersonals durchgesetzt und
auch ihre gewerkschaftlichen Rechte
erfolgreich verteidigt.
Einige anwesende GDL-Mitglieder

äußerten allerdings deutliche Skep-
sis. Die Arbeitszeit- und Überstun-
denregelungen seien zu unpräzise und
die Zwangsschlichtung schränke die
Möglichkeiten der Gewerkschaft
deutlich ein, so ein Lokführer gegen-
über »nd«. Am Freitag wird die Bun-
destarifkommission der GDL das
Schlichtungsergebnis beraten. Nach
deren erwarteter Zustimmung ent-
scheiden dann die Mitglieder in einer
Urabstimmung darüber.

Zufrieden: GDL-Chef Claus Weselsky und die neuen Tarifverträge Foto: dpa/Wolfgang Kumm

Die Extremisten von
der Linkspartei
Der Verfassungsschutzbericht 2014 widmet sich
auch vier Strömungen der LINKEN

Der aktuelle Bericht des Bundes-
amtes für Verfassungsschutz
warnt vor der Antikapitalisti-
schen Linken ebenso wie vor der
Arbeitsgemeinschaft Cuba Si.

Von Fabian Lambeck

Die LINKE und der Verfassungs-
schutz – eine unendliche Geschich-
te. Der jetzige Thüringer Minister-
präsident Bodo Ramelow musste
durch die Instanzen gegen die eige-
nen Überwachung klagen. Schließ-
lich untersagte das Bundesverfas-
sungsgericht dem Geheimdienst die
Bespitzelung des Linkspolitikers. Im
Frühjahr 2014 schrieb Bundesin-
nenminister Thomas de Maizière
(CDU) einen Brief an Linksfrakti-
onschef Gregor Gysi, in dem er an-
kündigte, die Abgeordneten der
Linksfraktion »generell« nicht mehr
beobachten zu lassen. Ausdrücklich
davon ausgenommenwaren aber die
»extremistischen Strömungen« in
der LINKEN. Matthias Höhn, Bun-
desgeschäftsführer der LINKEN,
zeigte gegenüber »nd« kein Ver-
ständnis dafür: »Strömungen in-
nerhalb der LINKEN zu beobachten,
ist allein eine parteipolitische Inst-
rumentalisierung der Schlapphüte
und eine Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahme für den Verfassungsschutz.
Eine Gefahr für die freiheitlich-de-
mokratische Grundordnung kommt
nicht von links und schon gar nicht
von Zusammenschlüssen innerhalb
der LINKEN.«
Tatsächlich widmet sich der am

Dienstag veröffentlichte »Verfas-
sungsschutzbericht 2014« gleich vier
anerkannten Strömungen in der
Linkspartei. Neben der Kommunis-
tischen Plattform und dem Geraer
Dialog – Sozialistischer Dialog fin-
det sich dort auch der »offen extre-

mistische Zusammenschluss« Sozi-
alistische Linke und die Antikapita-
listische Linke (AKL), die einen ei-
nen »Bruch mit den kapitalistischen
Eigentumsstrukturen« fordere. Spä-
testens hier müssten die Beamten
vom Verfassungsschutz in die Bre-
douille kommen, hatte ihr oberster
Dienstherr de Maizière doch schrift-
lich zugesagt, dass man Bundes-
tagsabgeordnete nicht mehr beob-
achten werde. AKL-Bundessprech-
erin Inge Höger ist aber nicht nur
prominentes Strömungsmitglied,
sondern auch Bundestagsabgeord-
nete. Ein offensichtlicher Wider-
spruch, den zu klären die zuständi-
gen Sprecher des Bundesamtes für
Verfassungsschutz nicht in der Lage
waren. Ein subalterner Pressebe-
auftragter in Köln betonte gegen-
über »nd«, beide Sprecher seien
durch »umfangreiche Termine« ge-
bunden. Höger selbst unterstrich ge-
genüber »nd«, dass die AKL sich so-
wohl im Rahmen des Erfurter Pro-
gramms der LINKEN als auch in dem
desGrundgesetzes bewege, »das sich
nicht auf eine konkrete Wirt-
schaftsform festlegt«. Die Nennung
von linken Gruppierungen im Ver-
fassungsschutzbericht kritisierte sie
als in der Praxis stigmatisierend. »Ich
halte diese Form der politischen Ein-
flussnahme durch den Verfassungs-
schutz für demokratiefeindlich«.
Wie in jedem Bericht seit 2007

wird auch die Arbeitsgemeinschaft
Cuba Si erwähnt, weil sie für eine
»uneingeschränkte politische und
materielle Solidarität mit dem ku-
banischen Regime« eintrete. Inwie-
fern die Solidaritätskampagne
»Milch für Kubas Kinder« dazu bei-
trägt, dem Fidelismo auch hierzu-
lande zum Sieg zu verhelfen, bleibt
gut gehütetes Geheimnis der
Schlapphüte.

ANZEIGE

Oppermann
vor Ausschuss
genervt
Bis zum Ende ungeklärte
Fragen in der Edathy-Affäre

Von Aert van Riel

Die Mehrheit der Mitglieder des
Untersuchungsausschusses des
Bundestags zum Fall des früheren
SPD-Abgeordneten Sebastian
Edathy vermutet, dass Thomas
Oppermann eine zentrale Rolle in
der Affäre gespielt hat. Es geht um
Geheimnisverrat und Strafverei-
telung. Nur die SPD hält zu ihrem
Fraktionschef. Dieser war am
Mittwoch zur vermutlich letzten
Zeugenbefragung in das Gremi-
um gekommen. Dort wandte sich
Oppermann gegen den Vorwurf,
er habe mit dem SPD-Abgeord-
neten Michael Hartmann über die
Ermittlungen gegen Edathy we-
gen des Verdachts auf Besitz von
Kinderpornografie geredet. Edat-
hy hatte Oppermann vorgewor-
fen, Hartmann auf ihn angesetzt
zu haben, um ihn zum Mandats-
verzicht zu bewegen. Der SPD-
Fraktionschef behauptete hinge-
gen, er habe Hartmann aufgefor-
dert, sich um Edathy zu küm-
mern, weil dieser in einer schlech-
ten Verfassung gewesen sei. Hart-
mann, der laut Edathy sein Infor-
mant war, hatte sich vor dem Aus-
schuss in Widersprüche ver-
strickt. Daraufhin ließ er sich
krankschreiben und steht nicht
mehr als Zeuge zur Verfügung.
Oppermann hatte sich angeb-

lich nur kurz mit der Affäre be-
schäftigt. Das klang absurd. In
Wirklichkeit fürchtete die SPD-
Spitze einen Imageverlust. Des-
wegen wollte sie Edathy auch
dann noch aus der Partei aus-
schließen, als das Verfahren ge-
gen den Ex-Parlamentarier gegen
eine Geldauflage von 5000 Euro
eingestellt worden war.
Nach der Darstellung von Op-

permann sollte bei der Bildung der
Großen Koalition nur verhindert
werden, dass Edathy ein heraus-
gehobenes Amt erhält. Wider-
sprüchlich war, dass Oppermann
auch zu keinem Zeitpunkt darü-
ber nachgedacht haben will, »wie
ich die SPD vor den Folgen der Af-
färe schützen konnte«. Das Prob-
lem soll sich von alleine gelöst ha-
ben. Oppermann sagte aus, dass
Edathy seit Anfang November
2013 nicht mehr das Gespräch mit
ihm über seine politische Zukunft
gesucht habe. Dies führte Opper-
mann darauf zurück, dass Edathy

aus den Medien über Ermittlun-
gen gegen einen kanadischen Kin-
derpornoring erfahren hatte und
deswegen fürchten musste, in das
Visier der Ermittler zu geraten.
Ausschussmitglieder von Union,
LINKEN und Grünen waren ver-
wundert darüber, dass der als ehr-
geizig geltende Edathy seine Kar-
rierepläne aus eigenem Antrieb so
schnell beendet haben soll.
Zeitweise machte Oppermann

einen nervösen Eindruck. Nach-
dem der LINKE-Obmann Frank
Tempel ihn aufforderte, sich zu
entlasten, rief der Sozialdemo-
krat: »Wann haben Sie zum letz-
ten Mal Ihre Großmutter ge-
schlagen? Entlasten Sie sich!« Op-
permann tat so, als habe ermit den
heiklen Vorgängen nichts zu tun.
Zudem sah sich Oppermann

durch die BKA-Mitteilung zu sei-
nem Telefonat mit dem damali-
gen Amtschef Jörg Ziercke ent-
lastet. Der Zeitpunkt des Ge-
sprächs soll wegen einer Ver-
wechslung von Winter- und Som-
merzeit ursprünglich falsch an-
gegeben worden sein. Dies hatte
Zweifel an der Version der SPD-
Spitze genährt. Vom Ausschuss
wurden die neuen Informationen
des BKA zunächst nicht infrage
gestellt.

»Wann haben Sie
zum letzten Mal
Ihre Großmutter
geschlagen?«
Oppermann zu
LINKE-Politiker Tempel
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Chaos öffnete Gefängnistore
Unübersichtliche Lage in Jemen nach Bürgerkrieg und Luftterror aus Saudi-Arabien
In Jemen sind mehr als 1000 Häft-
linge aus einem Gefängnis ent-
kommen. Verfeindete Gruppen ge-
ben sich gegenseitig die Schuld; die
Lage wird zunehmend unüber-
sichtlicher.

Von Oliver Eberhardt

John Atkins hat viele Bilder zusam-
mengetragen. Glückliche Menschen
auf Familienfesten sind darauf zu se-
hen. Und dann: Die selben Men-
schen, mit Verletzungen, die in ihrer
Brutalität nicht zu beschreiben sind:
Von Schusswunden übersäte Körper,
entstellte Gesichter. »Ich habe in mei-
nem Leben schon einige Kriege mit-
erlebt,« sagt derMitarbeiter des UNO-
Flüchtlingshilfswerks in Djibouti:
»Aber das übertrifft alles, was ich ge-
sehen habe.« Und es gebe einen klei-
nen Einblick in das, was die Men-
schen in Jemen derzeit durchma-
chen: Denn mangels Booten, man-
gels Geldes schaffen es vergleichs-
weise wenige, ungefähr 17 000 bis-
her, über die 30 Kilometer breite
Meerenge in das nur 800 000 Ein-
wohner große afrikanische Land.
Der Rest muss bleiben, denn we-

der Saudi-Arabien noch Oman haben
bisher ihre Grenzen für die Flücht-
lingsströme geöffnet. Anfang der Wo-
chen entkamen aus einem Gefängnis
in Taiz, einer auf halber Strecke zwi-
schen Sanaa und Aden gelegenen
Stadt, über 1000 Häftlinge. Die Haft-
anstalt wurde in der Vergangenheit
vor allem für die Vollstreckung lan-
ger Haftstrafen und der Todesstrafe
genutzt.
An diesem Zwischenfall wird deut-

lich, wie extrem unübersichtlich die
Lage mittlerweile ist. Längst sind es
nicht mehr allein Militäreinheiten
und Milizen, die der Regierung des
nach Saudi-Arabien geflohenen Prä-
sident Abed Rabbo Mansur Hadi lo-
yal gegenüberstehen, die sich mit den
schiitischen Huthi-Milizen Kämpfe
liefern. Darüber hinaus stehen beide
Kampfparteien auch im Konflikt mit
Gruppierungen wie Al Qaida und Is-
lamischer Staat, die sich beide eben-
falls gegenseitig bekämpfen.

Sicher ist, dass sich die Massen-
flucht während einer Schießerei zwi-
schen Huthi-Milizen und Al Qaida
rund um das Gefängnis ereignete: Je-
mens Exilregierung wirft den Huthis
vor, sie habe den Häftlingen bewusst
zur Flucht verholfen. Die Huthis sa-
gen, das Gefängnispersonal habe die
Posten verlassen, und damit den Aus-
bruch ermöglicht.
Zur Zeit sei man, gemeinsam mit

dem Personal, auf der Suche nach den
Flüchtlingen; einige hundert seien
bereitswieder festgesetztworden. Ein
Mitarbeiter der örtlichen Polizei, die
auf der Seite der Regierung steht, be-
stätigt das: »Das sind Schwerstver-
brecher, die niemand frei herumlau-
fen sehen möchte.« Allerdings: Da in
Jemen lebenslang oder Todesstrafe
auf eine lange Liste von Vorwürfen
steht, ist der Begriff »Schwerstver-
brecher« dehnbar.

Die Luftangriffe der internationa-
len Militärallianz unter Führung von
Saudi-Arabien wurden indes stark
zurückgefahren: Vereinzelt werden
nach wie vor Stellungen der Huthis,
vor allem in der Grenzregion zu Sau-
di-Arabien, angegriffen. Das Ziel der
Angriffe sei nun weitgehend erreicht,
sagt ein Sprecher des saudischen Ver-
teidigungsministeriums, und ver-
weist auf die Situation in Aden und
Sanaa: In Aden mussten sich die Hu-
thi-Milizen sowie die mit ihnen ver-
bündeten Republikanischen Garden,
die nun dem ehemaligen Präsidenten
und Huthi-Alliierten Ali Abdullah Sa-
leh loyal sind, zurückziehen. Sie wur-
den nach Sanaa verlegt, wo die Hu-
this und ihre Verbündeten ebenfalls
Boden an regierungstreue Kämpfer
verlieren.
Dazwischen ist die Lage kaumnoch

zu überschauen: Die politische und

strategische Landkarte Jemens ist
mittlerweile ein Fleckenteppich aus
kleinen und kleinsten Gebieten, die
unter Kontrolle der verschiedenen
Gruppen stehen, eine Karte, die sich
zudem auch noch ständig verändert.
Vor allem US-Diplomaten hatten

die Luftangriffe kritisiert: Sie sorgten
dafür, dass die Huthi-Milizen ge-
schwächt werden, nachdem sie die
Regierungstruppen geschwächt ha-
ben. Damit sei der Weg frei, für sehr
radikale Gruppierungen wie Al Qai-
da oder den Islamischen Staat, der im
Land erst seit wenigen Monaten Zu-
lauf hat. Seit März wurden bei US-
Drohnenangriffen hochrangige Ver-
treter von Al Qaida getötet; die Or-
ganisation, die einst im Norden ei-
nen sicheren Hafen fand, gilt mitt-
lerweile als handlungsunfähig. Der
Islamische Staat hat damit begon-
nen, diese Lücke zu füllen.

Anstehen nach Essenrationen in Sanaa. Die Not ist groß und jetzt im Krieg noch größer. Foto: dpa/Yahya Arhab
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Mehr als 70 Tote bei
Angriffen und Gefechten
in Ägypten
Kairo. Bei Angriffen auf Posten der
ägyptischen Armee und anschlie-
ßenden Gefechten im Norden der
Sinai-Halbinsel sind mehr als 70
Menschen ums Leben gekommen.
Unter den Toten seien 36 Solda-
ten und 38 Dschihadisten, be-
richtete die ägyptische Nachrich-
tenseite Al-Masry Al-Youm am
Mittwoch. Ein Sprecher des Mili-
tärs erklärte, die Kämpfe gingen
weiter. Zu den Angriffen in dem
Ort Scheich Suweid bekannte sich
der ägyptische Ableger der sun-
nitischen Terrormiliz Islamischer
Staat. Erst am Montag war der
ägyptische Generalstaatsanwalt
Hischam Barakat bei einem Bom-
benanschlag in Kairo getötet wor-
den. dpa/nd

Keine Immunität für
Guatemalas Präsident
Guatemala-Stadt. Guatemalas
Staatschef Otto Pérez Molina ist
mit seinem Ansinnen gescheitert,
ungeachtet einer Korruptionsaf-
färe weiterhin Immunität zu ge-
nießen. Das Verfassungsgericht in
Guatemala-Stadt wies am Diens-
tag einen Einspruch des Präsi-
denten gegen die Aufhebung sei-
ner Immunität zurück. Dies sagte
die Oberste Richterin Gloria Por-
ras vor Journalisten. Pérez sieht
sich schon seit Wochen Rück-
trittsforderungen ausgesetzt, wie-
derholt demonstrierten Tausende
Menschen gegen ihn. AFP/nd

Jeb Bush zeigt seine
Steuererklärungen
Tallahassee. Der US-Republikaner
Jeb Bush hat wie angekündigt sei-
ne persönlichen Steuererklärun-
gen der vergangenen 33 Jahre
veröffentlicht. Der ehemalige
Gouverneur des Bundesstaats Flo-
rida stellte am Dienstag insge-
samt 1150 Seiten Unterlagen ins
Netz. Sie erschienen auf
»Jeb2016.com«. Jeb Bush will wie
zuvor sein Vater George Bush sen.
und sein Bruder George W. Bush
USA-Präsident werden. dpa/nd

Brasilien mit Maßnahmen
zum Klimaschutz
Rio de Janeiro. Brasilien hat weit-
reichende Maßnahmen zum Kli-
maschutz zugesagt. Bis zum Jahr
2030 sollen zwölf Millionen Hek-
tar Wald wieder aufgeforstet wer-
den, erklärte Präsidentin Dilma
Rousseff am Dienstag während ih-
res USA-Besuchs in Washington.
Zudem kündigte Rousseff an, die
illegale Abholzung im Amazonas-
Urwald innerhalb von 15 Jahren
komplett zu beenden, wie die Zei-
tung »O Globo« berichtete. epd/nd

Nepal streitet über seine Verfassung
Vorliegender Entwurf präferiert parlamentarisches System mit Ober- und Unterhaus

Nepal will den Friedensprozess ab-
schließen und eine Verfassung ver-
abschieden. Doch bei der Vorlage
eines Entwurfs kam es zu lautstar-
ken Protesten. Am heutigen Don-
nerstag folgt die nächste Sitzung.

Von Hilmar König, Delhi

Unter heftigen Protesten wurde der ,
vorläufige Entwurf einer neuen Ver-
fassung in Nepals provisorischem
Parlament vorgelegt. Nach den ver-
heerendenErdbeben imApril undMai
sahen sich die politischen Parteien des
Himalajastaates veranlasst, jahre-
langen Streit zu begraben und den
Abschluss des 2006 eingeleiteten
Friedensprozesses anzuvisieren.
»Nach wiederholtem Hin und Her

unterbreiten wir jetzt den ersten Ent-
wurf der Verfassung.« Mit dieser Er-
klärung übergab Krishna Prasad Si-
taula, der Vorsitzende des Entwurfs-
komitees, Dienstagnacht Parla-
mentssprecher Subash Chandra
Nembang das Dokument. Sofort wur-
de deutlich, dass darüber noch lange
keine Einmütigkeit besteht, als Ab-
geordnete der Madhesi-Parteien auf-
sprangen, lautstark protestierten und
Kopien des Papiers zerrissen. Sie
nannten diese erste Fassung unde-
mokratisch, illegal, inakzeptabel,
nicht progressiv genug. Und sie be-
rücksichtige die Interessen bislang
benachteiligter Bevölkerungsgrup-
pen nicht.
Die Oppositionellen verwiesen auf

ein Urteil des Höchsten Gerichtsho-
fes, der die Streitpunkte ausgemerzt
haben wollte, ehe der Entwurf das
Licht der Welt erblickt. Dabei geht es
vor allem um die vorgesehenen acht
Provinzen. Deren Namen und Gren-
zen soll laut Beschluss des Entwurfs-
gremiums später eine Bundeskom-
mission festlegen. Am heutigen Don-

nerstag folgt die nächste Sitzung des
Parlaments, auf der über den Ent-
wurf mit Sicherheit wieder gestritten
wird. Er soll danach öffentlich de-
battiert werden, ehe es darüber zu ei-
nem unbestimmten Datum zur Ab-
stimmung kommt.
Ramesh Lekhak, ein Mitglied des

Entwurfskomitees, gab sich zuver-
sichtlich und urteilte, das Dokument
sei »ein Meilenstein« auf dem Weg zu
einem neuen politischen Kapitel der
Demokratie sowie zu einer Bundes-
republik mit inklusivem Charakter.
Der Entwurf öffne das Tor zu einer
neuen Verfassung, »die das Land po-
litisch, sozial und ökonomisch trans-
formieren wird«. Im Jahre 2006 war
der Krieg der maoistischen Guerilla
beendet und zwei Jahre später die
Monarchie gestürzt worden. Seit

2008 bastelt man an einem Grund-
gesetz, das den neuen gesellschaftli-
chen Bedingungen Rechnung trägt.
Laut Entwurf soll es ein parla-

mentarisches System mit einem Pre-
mierminister an der Spitze geben, der
von den Abgeordneten gewählt wird.
Das Oberhaus besteht aus 45 Abge-
ordneten und das Unterhaus aus 275
Parlamentariern. Den Staatspräsi-
dent bestimmt ein Wahlmännergre-
mium. Ihm gehören Abgeordnete des
Zentralparlaments und der Provinz-
parlamente an.
Bei der Bewältigung der Folgen der

Erdbeben hatte sich erwiesen, dass
die fehlende Verfassung ein effekti-
ves Arbeiten sehr behindert, weil vie-
le Kompetenzen in einem solchen
»Schwebezustand« nicht klar abge-
steckt sind. Deshalb stellte die 16-
Punkte-Vereinbarung der vier Haupt-
parteien vom 8. Juni über die Verab-
schiedung der Verfassung die Wei-
chen, den 2006 eingeleiteten Frie-
densprozess endlich zu einem er-
folgreichen Abschluss zu bringen.
Die vier Hauptparteien sind der

Nepali Congress (NC), die KP Nepals
– Vereinte Marxisten und Leninisten
(KPN-VML), die Vereinte KP Nepals –
Maoistisch und die Madhesi-Front.
NC und KPN-VML bilden die Regie-
rungskoalition, die auch nicht immer
einer Meinung ist.
Die Opposition besteht aus den

Maoisten im Bunde mit der Madhesi-
Front sowie 30 kleinerenParteien.Die
Madhesi-Front vertritt große Teile der
Bevölkerung des von Agrarwirtschaft
geprägten Tieflandes, der Terai-Re-
gion im Süden. Sie ist überwiegend
von Nachkommen von Migranten aus
den indischen Bundesstaaten Bihar
und Uttar Pradesh besiedelt. Die
Madhesi-Front achtet darauf, dass die
Verfassung die Interessen dieses Be-
völkerungsteils berücksichtigt.

Weltbank-Vertreterin Pauline vorige
Woche in Kathmandu. Das Finanzinstitut
will 500 Millionen Dollar zur Beseiti-
gung der Erdbebenschäden geben.

Foto: dpa/Narendra Shrestha

Gazprom: Kiew
hat kein Geld
überwiesen
Russland stellt Gasexport
an die Ukraine ein

Moskau. Nach dem Scheitern
neuer Energiegespräche unter
Vermittlung der EU hat Russland
seine Gaslieferungen an die Uk-
raine eingestellt. Es sei kein Geld
für Juli überwiesen worden, teilte
der Staatskonzern Gazprom in
Moskau mit. Deshalb sei am Mitt-
wochmorgen die Durchleitung
gestoppt worden. Die Versorgung
der EU mit russischem Gas durch
das Transitland Ukraine ist nicht
betroffen.
Es ist der erste Gaslieferstopp

in diesem Jahr. Nach einem Streit
um den Gaspreis im Vorjahr hatte
Russland ebenfalls die Lieferun-
gen zeitweilig eingestellt, bis es
eine Einigung gab. Dieses Ab-
kommen war am Dienstag ausge-
laufen.
Am Vorabend hatten sich Kiew

undMoskau bei Verhandlungen in
Wien nicht auf neue Lieferbedin-
gungen einigen können. Russland
hatte einen Rabattpreis von
247,18 Dollar je 1000 Kubikme-
ter Gas vorgeschlagen. Russland
habe zur Unterstützung des Nach-
barlandes den Preis bereits ge-
senkt, könne aber nicht unter den
marktüblichen Tarif gehen, sagte
Moskaus Energieminister Ale-
xander Nowak. Neue Gespräche
soll es erst im September geben.
Die Ukraine hatte sich bei den

Verhandlungen am Dienstag in
Wien einen Preis von rund 200
Dollar je 1000 Kubikmeter Gas er-
hofft, wie Energieminister Wladi-
mir Demtschischin sagte. Das Land
will sich nun mit Lieferungen aus
der Slowakei versorgen. Dafür
sind nach Angaben des ukraini-
schen Energieministeriums rund
eine Milliarde Dollar nötig.
Minister Demtschischin kün-

digte für die kommende Woche
Verhandlungen in Kiew mit mög-
lichen Geldgebern an. Das Land
hoffe auf Kredite der EU und des
Internationalen Währungsfonds.
dpa/nd

Verlängerung
bei Atomrunde
IAEA-Chef reist zu
Gesprächen nach Teheran

Wien. Der Chef der Internationa-
len Atomenergiebehörde (IAEA),
Yukiya Amano, reist zu Gesprä-
chen über das iranische Atom-
programm nach Teheran. Für
Donnerstag seien dort Unterre-
dungen mit dem iranischen Prä-
sidenten Hassan Ruhani und wei-
teren Regierungsvertretern vor-
gesehen, bestätigte die UN-Be-
hörde am Mittwoch in Wien. Ira-
nischen Medien zufolge erhielt
Amano eine entsprechende Ein-
ladung aus Teheran. Die Nach-
richtenagentur Irna meldete,
Amano werde sich neben Ruhani
mit dem Vorsitzenden des Obers-
ten Nationalen Sicherheitsrats, Ali
Schamkani, treffen.
Am Montag hatte sich Amano

in Wien mit US-Außenminister
John Kerry beraten. Auch Bun-
desaußenminister Frank-Walter
Steinmeier führte ein Gespräch
mit dem Japaner.
Die 5+1-Gruppe (USA, Russ-

land, China, Großbritannien,
Frankreich und Deutschland) ver-
handelt seit rund zwei Jahren mit
Iran. Am Dienstag entschieden die
Verhandlungspartner, ihr Inte-
rimsabkommen um eine Woche
bis zum 7. Juli zu verlängern, um
mehr Zeit für die Gespräche über
eine langfristige Lösung zu ha-
ben. Das im November 2013 in
Genf beschlossene Interimsab-
kommen wäre mit dem Dienstag
ausgelaufen. In dem Abkommen
hatte sich Iran verpflichtet, ver-
schärfte Kontrollen seiner Atom-
anlagen zuzulassen und sein
Atomprogramm einzufrieren. Im
Gegenzug wurden Teile der in
dem Streit verhängten Sanktio-
nen gelockert. AFP/nd

IS-Kämpfer
hingerichtet
Syrische Rebellen sprechen
von »Vergeltung«

Beirut. Im Gebiet der syrischen
Hauptstadt Damaskus aktive Re-
bellen haben einem Video zufolge
18 mutmaßliche Mitglieder der
Dschihadistenmiliz Islamischer
(IS) Staat exekutiert. Das am
Mittwoch aufgetauchte Video äh-
nelt ähnlichen Produktionen der
IS-Dschihadisten. Mitglieder der
Rebellengruppe Dschaisch al-Is-
lam (Armee des Islam) sagen da-
rin, die Hinrichtung der IS-Ge-
fangenen sei die Vergeltung für die
Tötung dreier ihrer Mitglieder
durch die Dschihadisten.
Die Rebellengruppe wirft dem

IS vor, sich mit Staatschef Ba-
schar al-Assad gegen sie und an-
dere islamistische Kämpfer ver-
bündet zu haben. In dem Video
soll das durch »Geständnisse« von
IS-Gefangenen belegt werden, die
erklären, nicht gegen die syrische
Armee gekämpft zu haben.
Am Ende des Videos ist zu se-

hen, wie die Henker der Rebel-
lengruppe den 18 schwarz ge-
kleideten IS-Kämpfern in den Kopf
schießen. Der IS tauchte im Jahr
2013 in Syrien auf. Ein Zusam-
menschluss mit der Nusra-Front
scheiterte an deren Ablehnung.
Seitdem bekämpft die Dschiha-
distenmiliz Al-Nusra ebenso wie
andere Rebellengruppen.
Im Kampf gegen den islamisti-

schen Terrorismus haben die ita-
lienischen Behörden die Festnah-
me von mindestens zehn Ver-
dächtigen angeordnet. Diese hät-
ten sich fundamentalistischen
Kämpfern in Syrien anschließen
wollen, teilte die Polizei am Mitt-
woch mit. Vier Italiener, fünf Al-
baner und ein Kanadier seien un-
ter den Verdächtigen. AFP/nd
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Sirisena in den Mühen des Tagesgeschäfts
Sri Lankas Präsident kämpft bei der Umsetzung von Reformen mit schwindendem Rückhalt im eigenen Bündnis

In Sri Lanka gewinnt die Seite des
bei der Wahlabgelösten Ex-Präsi-
denten Rajapaksa wieder an Zu-
lauf. Nachfolger Sirisena hat zu-
dem Probleme im eigenen Lager.

Von Thomas Berger

Unter den Teilnehmern einer Mas-
senkundgebung, die das Rajapaksa-
Lager dieser Tage in Matara abhielt
und auf der auch der frühere starke
Mann explizit bekundete, bei den
nächsten Parlamentswahlen als Spit-
zenkandidat antreten zu wollen, wa-
ren 75 Abgeordnete. Das ist etwa ein
Drittel des Parlaments, und darunter

befanden sich nicht wenige aus dem
Sirisena-Lage – die sich damit über ein
Verbot der Führung ihrer Sri Lanka
Freiheitspartei (SLFP) hinwegsetz-
ten. Deren Chef ist Präsident Mai-
thripala Sirisena. Was aber bis heute
nicht heißt, dass er auf sie bauen
kann. Etliche SLFP-Politiker halten
nach wie vor Mahinda Rajapaksa of-
fen die Treue. Andere hatten sich in
den vergangenen Monaten mit ei-
nem eindeutigen Bekenntnis zu-
rückgehalten, wollten erst einmal
ausloten, wie sich die Machtverhält-
nisse gestalten, um dann ihr Fähn-
lein nach dem Wind zu hängen. Nur
die eigene Wiederwahl im Auge, wol-
len sie zunehmend einen Fuß im Ra-
japaksa-Lager haben.
Der Ex-Präsident befindet sich

spürbar im Aufwind. Jüngst veröf-
fentlichte Trends besagen, dass viele
Bürger trotz laufender Ermittlungs-
verfahren gegen Spitzenvertreter der
Vorgängerregierung wegen Amts-
missbrauchs und Korruption dieser
weniger ablehnend gegenüberstehen
als zur Wahlzeit im Januar. Sirisena,
bei Amtsantritt von einer breiten
Wechselstimmung getragen, hat sei-
nen Kredit teilweise verspielt. Das
liegt weniger an persönlichem Ver-
sagen als vielmehr an der mangeln-
den Fähigkeit des nunmehrigen
Staatsoberhauptes, alle Teile des ei-
genen Regierungsbündnisses auf dem
Reformweg weiter mitzunehmen. Die
SLFP zerfällt immer offener in zwei
Teile und ist parlamentarisch in den
wichtigen Abstimmungen keine si-
chere Bank. Verlässlicher ist da schon
die Vereinigte Nationalpartei (UNP)
von Premier Ranil Wickremasinghe,
bisher stärkste Stütze beim politi-
schen Umbau.
Doch auch die UNP macht aktuell

Schwierigkeiten, verweigert sich

beim Verfassungszusatz, der eine
umfangreiche Wahlrechtsreform
festschreiben soll. Zwar gehen Wick-
remasinghe&Co.mit, das bisher nach
britischem Muster und in vielen Ex-
Kolonien des Empire verbreitete rei-
ne Direktwahlsystem durch ein ge-
mischtes Verfahren zu ersetzen. Im
Falle Sri Lankas hätte dies allerdings
negative Folgen für die zumeist nur
in einzelnen, eng begrenzten Regio-
nen starken Kleinparteien, weshalb
der Präsident als Ausgleich die Zahl
der Abgeordneten von 225 auf 255
anheben will.
Davonwill dieUNPmit Verweis auf

die Mehrkosten nichts wissen. Eine
angeblich im Kabinett erzielte Eini-
gung über 237 Sitzen als Kompro-
miss wurde nach einem UNP-Spit-
zentreffen anschließend dementiert.
Die Kleinparteien fürchten um ihren
Einfluss. Da verwundert es nicht, dass
sich Spitzenvertreter von mehr als ei-
nem halben Dutzend Gruppen, da-
runter mehrere Minister, jenseits al-

ler Grenzen von Regierungs- und Op-
positionsbündnis trafen, um ein ge-
meinsames Vorgehen in dieser Frage
auszuloten.
Die Kleinen sehen sich durch die

Wahlrechtsänderung in ihrer Exis-
tenz bedroht, wie nicht nur Rauff Ha-
keem sagte, der Chef des Sri Lanka
Muslim Congress. Er sieht sich bei
diesem Thema in ungewohnter Ei-
nigkeit mit der Volksbefreiungsfront
oder der Tamilischen Nationalen Al-
lianz.
Das Wahlrecht ist nicht der einzi-

ge Punkt der Reformagenda, der
stockt. Auch die unabhängigen Or-
gane, die Sirisena installieren möch-
te, um künftig eine Machtkonzent-
ration in den Händen einer Person
oder einen kleinen Clique zu verhin-
dern, kommen nicht richtig in Gang.
Für die Abstimmung über die Mit-
glieder des Verfassungsgerichts als
Rückgrat dieses Kontrollsystems hat
er noch keine Mehrheit in seinem Sin-
ne sicherstellen können.

Warten auf bessere Zeiten – Händler im Hafen von Colombo Foto: AFP/Ishara S. Kodikara

Es ist nicht alles gut …
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EU-Kommissar sagt
Budapest Finanzmittel
für Flüchtlinge zu
Budapest. Angesichts der stark
angestiegenen Flüchtlingszahlen
in Ungarn hat die EU-Kommission
Budapest finanzielle Hilfe und die
Entsendung von Experten zuge-
sagt. Der EU-Kommissar für Mi-
gration, Dimitris Avramopoulos,
sagte am Dienstag in der ungari-
schen Hauptstadt, dafür seien
knapp acht Milliarden Euro vor-
gesehen. Avramopoulos, der sich
nach einer Unterredung mit dem
ungarischen Außenminister Peter
Szijjarto äußerte, bezeichnete Un-
garn als »Frontstaat«, der ebenso
»unter Druck« stehe wie Grie-
chenland und Italien. Seit Jah-
resbeginn seien mehr als 60 000
Menschen nach Ungarn gekom-
men. AFP/nd

Luxemburg übernahm
EU-Ratsvorsitz
Luxemburg. Die Regierung Lu-
xemburgs hat amMittwoch für ein
halbes Jahr die EU-Ratspräsi-
dentschaft und damit eine politi-
sche Führungsrolle im Krisenma-
nagement der Europäischen Uni-
on übernommen. Die Krise um
Griechenland, die britische For-
derung nach Reformen des EU-
Regelwerks und die Verteilung
von Flüchtlingen auf die 28 EU-
Staaten gehören zu den größten
Herausforderungen der Präsi-
dentschaft. dpa/nd

Paris: Justiz ermittelt
gegen Attentäter Salhi
Paris. Nach der Enthauptung sei-
nes Chefs und dem Anschlag auf
ein Gaslager in Frankreich hat die
Justiz ein offizielles Ermittlungs-
verfahren gegen den mutmaßli-
chen Täter Yassin Salhi eingelei-
tet. Der Beschuldigte wurde in
Untersuchungshaft genommen,
wie die Justiz am Dienstagabend
mitteilte. Dem 35-Jährigen wer-
den Mord in Verbindung mit ei-
nem terroristischen Hintergrund
sowie Entführung vorgeworfen.
Der Tatverdächtige hat islamisti-
sche Motive für seine Tat am
Dienstag bestritten. Staatsanwalt
François Molins geht dennoch von
einem Terrormotiv aus und sprach
von einer Verbindung zur Dschi-
hadistenmiliz Islamischer Staat in
Syrien. AFP/nd

Französische Soldaten in
Burkina Faso suspendiert
Paris. Weil sie Kinder bei einem
Einsatz im westafrikanischen
Staat Burkina Faso missbraucht
haben sollen, sind zwei französi-
sche Soldaten suspendiert wor-
den. Die beiden Männer stünden
unter dem Verdacht, »sexuelle
Handlungen an zwei Kindern vor-
genommen zu haben«, teilte das
Verteidigungsministerium in Paris
am Dienstag mit. Sofort nach Be-
kanntwerden der Vorwürfe habe
Minister Jean-Yves Le Drian die
beiden Soldaten abgelöst. Eines
der Opfer war ein fünf Jahre altes
Mädchen. AFP/nd

Schwere Zeiten für Amnesty und Co.
Russland will ausländische nicht staatliche Organisationen an die Zügel nehmen
Russland Senat wendet jetzt das
umstrittene Gesetz zu uner-
wünschten ausländischen Organi-
sationen erstmals an.

Von Irina Wolkowa, Moskau

Ausländische und internationale
nicht staatliche Organisationen hät-
ten für Russland-Projekte im letzten
Jahr 37 Milliarden Rubel ausgegeben
und allein im ersten Halbjahr 2015
fast das Doppelte – 70 Milliarden,
rechneteKonstantinKossatschow, der
Chef des außenpolitischen Aus-
schusses im russischen Senat, jetzt
Medienvertretern vor. Das Geld kom-
me indes nicht den Bürgern zugute
und diene nicht der Stabilisierung
Russlands, sondern dem genauen Ge-
genteil. Es sei »absolut klar, dass die-
ses Geld dafür bestimmt ist, anti-de-
mokratische Szenarien zum Macht-
wechsel wie in der Ukraine auch auf

Russland zu übertragen«. Damit es so
weit erst gar nicht kommt, haben
Kossatschow und Co. ein von der Du-
ma Ende Mai verabschiedetes und in-
zwischen auch von Präsident Wladi-
mir Putin bestätigtes Gesetz zu »un-
erwünschten ausländischen und in-
ternationalen Organisationen« in der
zweiten Parlamentskammer prob-
lemlos durchgewinkt.
Damit wird nicht staatlichen Or-

ganisationen (NGO) und Stiftungen,
die man als Bedrohung für die nati-
onale Sicherheit einstuft, die Tätig-
keit in Russland untersagt. Das gilt für
die Umsetzung von Projekten wie für
die Verbreitung von Informationen,
auch über die neuen Medien im rus-
sischen Segment des Internets. Rus-
sische Banken dürfen für sie keine
Geldgeschäfte mehr abwickeln. Wer
auf die Liste kommt, entscheiden Au-
ßenamt, Justizministerium, Inland-
geheimdienst FSB und die General-

staatsanwaltschaft, die zur Umset-
zung des Gesetzes weitgehende Voll-
machten bekommt. Sündern drohen
hohe Bußgelder, Wiederholungstä-
tern sogar Gefängnisstrafen. Ein-
spruch ist nicht vorgesehen.
Nun wollen die Senatoren auch bei

der Umsetzung der Lex Nägel mit
Köpfen machen. Am Freitag will das
Präsidium mit Vertretern von Au-
ßenamt, Justizministerium und Ge-
heimdiensten den Entwurf einer
»patriotischen Stoppliste« erörtern,
die dem Plenum am 8. Juli zur Ab-
stimmung vorgelegt werden soll. Wie
die Zeitung »Nowyje Iswestija« unter
Berufung auf Kossatschow schreibt,
stehen derzeit 20 NGOs unter kon-
kretem Tatverdacht, darunter die So-
ros-Foundation, Amnesty Internatio-
nal, Freedom House und die deut-
sche Robert Bosch Stiftung
Dort gibt man sich gelassen. Die

Aktivitäten der Stiftung in und mit

Russland, so die Pressestelle auf An-
frage, würden nicht die Kriterien des
neuen Gesetzes über unerwünschte
Organisationen erfüllen. Fokus der
Projekte seien die Anbahnung und die
Förderung des Dialogs zwischen
Deutschen, Russen und anderen Eu-
ropäern. So sei man Gründungspart-
ner der Stiftung Deutsch-Russischer
Jugendaustausch, die 2006 von Alt-
bundeskanzler Schröder und Präsi-
dent Putin ins Leben gerufen worden
ist.
Doch Wladimir Schirinowski, der

Chef der ultranationalen Liberalde-
mokratischen Partei, tönt bereits, die
derzeitige Liste werde nicht das Ende
der Fahnenstange sein. Auf den In-
dex gehörten alle NGOs und Stiftun-
gen, die gegenüber Russland eine
»aggressive Politik« betreiben. Ein
Begriff, der viel Spielraum für Inter-
pretationen lässt. So dämonisiere
man NGOs, warnen Kritiker.

Lee Wolosky
soll es richten
US-Regierung ernennt neuen
Guantanamo-Beauftragten

Von Olaf Standke

Der Präsident habe mit Blick auf
seine großen politischen Projekte
eine gute Woche gehabt, schrieb
jetzt die »Washington Post«: Ge-
sundheitsreform, Freihandel,
gleichgeschlechtliche Ehe, Guan-
tanamo – halt, letzteres gehöre
immer noch nicht auf die Liste. Die
Schließung des berüchtigten Ge-
fangenenlagers war eines der
wichtigsten Wahlversprechen Ba-
rack Obamas. Es ist unerfüllt, auch
wenn sich die Zahl der verbliebe-
nen Gefangenen seit seinem
Amtsantritt von 242 auf 116 ver-
ringert haben, wie die »Washing-
ton Post« vorrechnete. Seit Ende
2014 war sogar der Posten des
Guantanamo-Beauftragten va-
kant, nachdemCliff Sloan das Amt
niedergelegt hatte, weil er stän-
dig am Widerstand des Kongres-
ses in Washington scheiterte. Und
das, obwohl inzwischen ein Häft-
ling jährliche Kosten von 2,6 Mil-
lionen Dollar verursacht.
Nun soll es der Jurist Lee Wo-

losky richten, der am Mittwoch
von der Regierung offiziell er-
nannt wurde. Das State Depart-
ment lobte den 47-Jährigen als
»pragmatischen Problemlöser«.

Zuletzt arbeitete der Harvard-Ab-
solvent als Partner in der renom-
mierten New Yorker Kanzlei Boi-
es, Schiller & Flexner und lehrte
als Professor für Internationale
Beziehungen an der Columbia
University. Aber er verfügt auch
über große Behördenerfahrun-
gen. Als Direktor der »Abteilung
für grenzüberschreitende Bedro-
hungen« gehörte er dem Natio-
nalen Sicherheitsrat der USA un-
ter den Präsidenten Bill Clinton
und George W. Bush an. »Lee wird
nun unsere laufenden diplomati-
schen Bemühungen leiten, die
Schließung des Gefangenenlagers
Guantanamo in einem angemes-
senen Zeitraum zu ermöglichen«,
blieb Außenminister John Kerry
allerdings vage, als er Wolosky in
Washington einführte.
Nach den Anschlägen vom 11.

September 2001 hatte die dama-
lige Bush-Regierung auf dem 116
Quadratkilometer großen Mari-
ne-Stützpunkt Guantanamo auf
Kuba ein Gefangenenlager für
Terrorverdächtige eingerichtet.
Nach der Invasion in Afghanistan
2002 wurden rund 800 aus über
40 Ländern dorthin verbracht,
viele davon regelrecht entführt.
Menschenrechtler im In- und Aus-
land kritisieren, dass die Insassen
unter menschenunwürdigen Be-
dingungen und ohne rechtsstaat-
lichen Schutz als »unlawful com-
batants« (ungesetzliche Kombat-
tanten) festgehalten wurden und
werden, eine völkerrechtlich nicht
existierende Kategorie. Wolosky
soll nun vor allem den Status der
verbliebenen Gefangenen über-
prüfen und die Ausreise weiterer
Häftlinge in andere Länder orga-
nisieren. Für jene 51 Häftlinge
überwiegend aus Jemen etwa, für
die eine Freilassung bereits be-
schlossen, aber noch nicht umge-
setzt wurde. Vor allem, weil man
keinen Aufenthaltsort für sie fin-
det. Als er jetzt bei CBS News ge-
fragt wurde, ob das Lager noch vor
dem Ende der Amtszeit Obamas
geschlossen werde, zeigte sich
Verteidigungsminister Ashton
Carter durchaus zuversichtlich.
Sicher aber sei er nicht.

Lee Wolosky Foto: Archiv

Greenpeace-Protest in Moskau Foto: AFP/Vasily Maximov

ANZEIGE



Wirtschaft – Soziales – Umwelt 9
*

uneues deutschland Donnerstag, 2. Juli 2015

NACHRICHTEN

Koalitionstreffen zur
Energiepolitik
Berlin. Vor dem geplanten Ener-
giegipfel der Koalitionsspitzen hat
die deutsche Wirtschaft den bay-
erischen Ministerpräsidenten
Horst Seehofer aufgefordert, den
Weg für den Ausbau der Strom-
netze freizumachen. »Beim Netz-
ausbau ist es Zwei vor Zwölf«, sag-
te der Präsident des Deutschen In-
dustrie- und Handelskammerta-
ges, Eric Schweitzer. Bei dem
Treffen am Mittwochabend wol-
len die drei Parteichefs Angela
Merkel (CDU), Sigmar Gabriel
(SPD) und Seehofer (CSU) ver-
suchen, den monatelangen Streit
um die Stromtrassen, die Kohle-
abgabe und die künftige Ausge-
staltung des Strommarktes zu be-
enden. dpa/nd

Arbeitsgerichte bleiben
zuständig
Karlsruhe. Gegner des Mindest-
lohngesetzes müssen sich auf zähe
Rechtsstreitigkeiten einrichten.
Wie das Bundesverfassungsgericht
in Karlsruhe in drei am Mittwoch
veröffentlichten Beschlüssen ent-
schied, müssen zunächst die Ar-
beitsgerichte die bestehenden
Streitfragen zum Mindestlohn klä-
ren. In den konkreten Fällen hatte
das Bundesverfassungsgericht die
Beschwerden von 14 ausländi-
schen, in Deutschland tätigen
Transportunternehmen sowie die
eines jugendlichen Arbeitnehmers
aus der Systemgastronomie und
einer Frau aus der Zeitungszu-
stellerbranche für unzulässig er-
klärt. Die Beschwerdeführer hät-
ten nicht nachgewiesen, dass ein
Verfahren vor dem Arbeitsgericht
für sie unzumutbar ist. epd/nd

Unterkünfte für Arbeiter
sind nicht privat
Münster. Immobilienbesitzer, die
Unterkünfte für Arbeiter in der
Fleischindustrie vermieten, müs-
sen dafür Gewerbesteuer zahlen.
Das hat das Finanzgericht Müns-
ter entschieden. Es wies in dem
am Mittwoch veröffentlichten Ur-
teil vom 13. Mai Klagen gegen Ge-
werbesteuerbescheide ab. Das Fi-
nanzgericht sieht in der Vermie-
tung einen gewerblichen Hinter-
grund und keine private Vermö-
gensverwaltung. In diesem Fall
liege ein gezielter Zweck vor, näm-
lich die Unterbringung von Arbei-
tern aus der Fleischindustrie. Da-
mit habe sich der Kläger gezielt auf
die wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen in der Region einge-
stellt. Wegen der grundsätzlichen
Bedeutung ist die Revision zum
Bundesfinanzhof zugelassen (Az.:
10 K 1207/13 E,G). dpa/nd

Panzer von Rheinmetall
gehen nach Kuwait
Düsseldorf. Der Rüstungskonzern
Rheinmetall hat gemeinsam mit
der VW-Tochter MAN einen Auf-
trag aus Kuwait an Land gezogen.
Das Gemeinschaftsunternehmen
RMMV liefere zwölf ABC-Spür-
panzer in das arabische Land, teil-
te Rheinmetall am Mittwoch mit.
Der Auftrag beinhalte auch Leis-
tungen im Bereich Ausbildung,
Dienstleistungen und Ersatzteile.
Zur Auftragshöhe wurden keine
Angaben gemacht. Experten ge-
hen von einem niedrigen drei-
stelligen Millionenbetrag aus.
dpa/nd

Blutproben von
Poststreik betroffen
Bonn. In der vierten Woche des
Poststreiks wird die Kritik von
Kunden an der verspäteten Beför-
derung eiliger Sendungen lauter.
Der Berufsverband der Kinder- und
Jugendärzte beklagte am Mitt-
woch, dass Karten mit Blutproben
von neugeborenen Kindern nicht
rechtzeitig in den Laboren ankä-
men. Das Kölner Unternehmen
Studimed, das eilige Studien-
platzbewerbungen ins Ausland
verschickt, hatte schon vor Wo-
chen versucht, die Post gerichtlich
zur Wiederherausgabe solcher
Sendungen zu zwingen. Das Köl-
ner Amtsgericht lehnte den Antrag
des Unternehmens aber ab. dpa/nd

Entscheidung mit politischer Dimension
In einem der größten Insolvenzverfahren in Deutschland bestimmen nun die Anleger über die Zukunft
Am heutigen Donnerstag fällen
100 000 Gläubiger der Windkraft-
firma Prokon eine Grundsatzent-
scheidung in der Energiepolitik: Ge-
nossenschaft oder Staat?

Von Hermannus Pfeiffer

Die streikenden Beschäftigten der
Deutschen Post verzögern das Insol-
venzverfahren der Windenergiefirma
Prokon. Täglich meldeten sich Wert-
papierbesitzer bei Insolvenzverwalter
Dietmar Penzlin in Itzehoe. Mancher
der 75 000 Anleger hatte die not-
wendigen Formulare nicht erhalten
oder sorgte sich, ob seine Stimmvoll-
macht rechtzeitig angekommen war.
Um der Flut der Anfragen Herr zu
werden, richtete Penzlin sogar eine ei-
gene Servicehotline ein. Letztlich ver-
längerte der Rechtsanwalt die Abga-
befrist bis zum Beginn der Gläubi-
gerversammlung in den Hamburger
Messehallen am Donnerstag.
Prokon war 1995 von »Ökopio-

nier« Carsten Rodbertus in der nord-
deutschen Kleinstadt Itzehoe gegrün-
det worden. In grünen und linken Mi-
lieus galt der Zopfträger lange als
charmanter Charismatiker mit Sach-
verstand. Vor zwanzig Jahren war
Windenergie noch kein vom Staat
hoch subventionierter Selbstgänger
bei den Banken. Dank eines Werbe-
feldzugs vor allem in großen Städten
– so klebte gefühlt jahrelang in allen
Hamburger U-Bahn-Wagen Prokon-
Reklame – konnte der gelernte In-
dustriekaufmann bei fast 100 000
Kleinanlegern und Gläubigern viel
Geld einsammeln. Gegen das Ver-
sprechen hoher Renditen brachte er
die Kapitalgeber dazu, insgesamt rund
1,4 Milliarden Euro für »sauberen
Strom« bei ihm anzulegen.
Im Mai 2014 platzte die Blase: Das

Insolvenzverfahren über die zah-
lungsunfähige Prokon Regenerative
Energien GmbH wurde eröffnet. Ne-
ben Dutzenden Windparks gehörten
mittlerweile auch rumänische Wälder
und Beteiligungen in Finnland zum
Prokon-Imperium. Ob sich Rodbertus
wirtschaftlich übernommen hat – die

Buchhaltung gilt als desolat – oder ob
der vermeintliche Gutmensch krimi-
nelle Energien auslebte, ist umstrit-
ten. Als Geschäftsführer und Gesell-
schafter ist Rodbertus raus aus der Fir-
ma. Ob sich der Ex-Manager noch vor
Gericht verantworten muss, ist offen.
Staatsanwälte ermitteln.
Zehntausend Anleger werden an

der Elbe erwartet. »Sie haben dieWahl
zwischen Pest und Cholera«, erklärte
die sächsische Bundestagsabgeord-
nete der Linken, Susanna Karawans-
kij, Mitglied im Finanzausschuss und
Prokon-Kennerin. »Es geht nur da-
rum,Verluste zubegrenzen.« Egal,wie
die Entscheidung in der nichtöffent-
lichen Veranstaltung ausfällt, die An-
leger werden über 40 Prozent ihres
Kapitals abschreiben müssen.
Zur Auswahl stehen zwei Modelle:

Die Gläubiger können sich für eine
Genossenschaft oder für die Über-

nahme durch den Energiekonzern
EnBW entscheiden. Wird keiner die-
ser beiden Insolvenzpläne angenom-
men, wird Prokon abgewickelt.
Finanziell am günstigsten könnte

das Genossenschaftsmodell laufen.
Hier wären die Anlegerverluste wohl
umeinige Prozentpunkte kleiner. Aber
sie müssten sich über viele Jahre bin-
den, eine Anleihe finanzieren und wä-
ren als »Genossen« unternehmerisch
tätig. Weitere Verluste drohten.
Das Investorenmodell mit dem

Verkauf an EnBW bescherte dagegen
schnell das verbliebene Geld. Ob-
wohl Penzlin aufgrund neuer Be-
wertungen die prognostizierte Quote
für die Gläubiger von 58,9 auf 57,8
Prozent absenkte, »unterstreicht« ein
Firmensprecher, dass EnBW an sei-
nem Kaufgebot in Höhe von 550 Mil-
lionen Euro festhalte. Der Preis gilt
unter Experten als »fair«. Die lan-

deseigene Firma hatte sich gegen an-
dere Bewerber durchgesetzt.
Im Fall Prokon schlummert eine

politische Grundsatzentscheidung:
Staat oder Genossenschaft? Zwar
wollen sich die politischen Parteien
in Berlin nicht konkret einmischen.
»Dies ist eine Investitionsentschei-
dung, daswollenwir den Leuten nicht
vorkauen«, lässt etwa die energiepo-
litische Sprecherin der grünen Bun-
destagsfraktion, Julia Verlinden, wis-
sen. Grundsätzlich dürften aber die
meisten Grünen, Sozialdemokraten
und Linken eine Genossenschaft vor-
ziehen – Energiewende und Digitali-
sierung sprechen aus ihrer Sicht für
dezentrale Lösungen.
»Pro EnBW« argumentiert dagegen

Professor Heinz-J. Bontrup, Energie-
experte an der Westfälischen Hoch-
schule und Sprecher der Arbeits-
gruppe Alternative Wirtschaftspolitik.

Wenn einer der großen vier Strom-
konzernewirklich Ernstmachemit der
Energiewende, müsse man dies un-
terstützen, »und nicht immer gegen
das Schienenbein treten«. Die baden-
württembergische Firma sei seit dem
Rückkauf der französischen Anteile
durch das Land ein quasi kommuna-
les, jedenfalls Staatsunternehmen.Der
neue Vorstand um Frank Mastiaux ha-
be »die Zeichen der Zeit erkannt«. Das
Unternehmen verfüge über die nötige
Kapitalstärke, um den Ausbau der
Windenergie kräftig voranzutreiben.
Bisher sollen 36 000 Wertpapier-

besitzer eine Zustimmungserklärung
für das Genossenschaftsmodell ab-
gegeben haben. Daher wird zunächst
über die Frage der neuen Rechtsform
abgestimmt. Wird das Genossen-
schaftsmodell angenommen,wäre die
EnBW-Offerte automatisch aus dem
Rennen.

Foto: dpa/Karl-Josef Hildenbrand

Flussvertiefung ausgebremst
EU-Richter entschieden in einem Grundsatzurteil zu Vorhaben an Weser und Elbe

Die Pläne zur Vertiefung der Weser
und der Elbe haben durch ein Ur-
teil des Europäischen Gerichtshofes
einen Dämpfer erhalten.

Von Burkhard Ilschner

Die Wasserrahmenrichtlinie der Eu-
ropäischen Union (WRRL) steht der
weiteren Ausbaggerung von Weser
und Elbe grundsätzlich entgegen:
Zwar hat der Europäische Gerichtshof
(EuGH) in seinem Urteil zu den ent-
sprechenden Plänen am Mittwoch
Ausnahmen prinzipiell für zulässig er-
klärt, zugleich aber mit seiner Ausle-
gung der Richtlinie die Hürden dafür
hoch gelegt. Der Geschäftsführer des
Bundes für Umwelt und Naturschutz
(BUND) in Bremen, Martin Rode,
sprach von einem »Meilenstein für den
Gewässerschutz in ganz Europa«. Das
Urteil habe Auswirkungen auf weite-
re umstrittene Großvorhaben.
Der BUND gegen die negativen

Umweltfolgen der Weservertiefung
geklagt, eine Allianz aus Umwelt-
schützern aber auch gegen die ge-
plante Elbvertiefung. Das zuständige
Bundesverwaltungsgericht (BVerwG)
in Leipzig hatte wegen des Weser-
Streits den EuGH angerufen und spä-
ter das Elbe-Verfahren ausgesetzt.
Zwar werden beide Vorhaben letzt-
lich in Leipzig entschieden, das
BVerwG ist aber nun an das EuGH-Ur-
teil gebunden.
Die WRRL umfasst in ihren Um-

weltzielen für den Gewässerschutz im
Wesentlichen zwei Verpflichtungen:
Politik und Verwaltung müssen eine
Verschlechterung des Zustands von
Gewässern verhindern (Verschlech-
terungsverbot) und diese schützen so-
wie bei Bedarf sanieren (Verbesse-
rungsgebot). Laut Richtlinie sollen die
Gewässer europaweit bis zum Ende
des Jahres einen »guten Zustand« er-
reicht haben – eine Zeitmarke, die in

vielen Regionen schon heute als un-
erreichbar angesehen werden muss.
Grundlage der ökologischen Zu-

standsbewertung sind fünf Quali-
tätsklassen, für die entsprechende
Einstufung sind aber jeweils etliche
Qualitätskomponenten zu berück-
sichtigen. Eben hier setzen die Lu-
xemburger Richter an: Der EuGH de-
finiert nämlich, eine »Verschlechte-
rung« liege bereits dann vor, wenn
sich »der Zustand mindestens einer
Qualitätskomponente« verschlechte-
re, auch wenn dies nicht zu einer Ab-
stufung in eine niedrigere Qualitäts-
klasse führe. Somit greift das Ver-
schlechterungsverbot bei jeder ein-
zelnen Komponente.
Die Planer hatten bereits zuvor ein-

geräumt, dass Vertiefungen zu Ver-
änderungen im Tidenhub (dem Un-
terschied im Wasserstand zwischen
Ebbe und Flut), bei den Strömungs-
verhältnissen oder im Mischungsver-
hältnis von Salz- und Süßwasser füh-
ren würden – immer mit negativen
Folgen für Fauna und Flora. Aber sie
gingen davon aus, dass alle Faktoren

zusammen keine schlechtere Klasse
bedeuten würden. Diese Argumenta-
tion hat der EuGH nun ausgehebelt
und damit ähnliche Bedenken des
BVerwG höchstrichterlich bestätigt.
Während der BUND statt der Ver-

tiefungen endlich eine übergreifende
Hafenkooperation verlangt, setzt der
hafenpolitische Sprecher der Ham-
burger Linksfraktion, Norbert Hack-
busch, noch eins drauf: Er plädiert für
eine Häfen-Allianz gegen den zu-
nehmenden Größenwahn bei den
Containerschiffen, der über die Ver-
tiefungsdebatte hinaus »auch immer
höhere, unerfüllbare Ansprüche an
die Infrastruktur und die Hinterland-
Anbindung« bedeute.
Die Hafenwirtschaft hingegen ver-

sucht, sich das EuGH-Urteil schön zu
reden: Sowohl der Wirtschaftsver-
band Weser in Bremen als auch der
Unternehmensverband Hafen Ham-
burg sehen sich in »überwiegend öf-
fentlichem Interesse« handeln und
leiten daraus »zwingendeGründe« für
besagte Ausnahmen ab – was aber am
Urteilstext leider vorbei geht.

Baggerschiff auf der Weser bei Bremerhaven Foto: dpa/Ingo Wagner

Weitere Klage gegen
Facebook abgewiesen
Jurist aus Wien will alle Instanzen ausschöpfen

Ein jungerJuristausÖsterreichhat
sich mit dem Weltkonzern Face-
book angelegt. Ein Wiener Ge-
richt hat seine Klage gegen die Da-
tensammelwut jedoch am Mitt-
woch abgewiesen.

Von Manfred Maurer, Wien

Weil Facebook persönliche Nutzer-
daten auf Servern in den USA spei-
chert und diese dort nicht vor staat-
lichem Zugriff geschützt seien, legte
der 27-Jährige Max Schrems schon
vor zwei Jahren Beschwerde beim
irischen Datenschutzbeauftragten
ein. In Irland deshalb, weil es Sitz
von Facebook in Europa ist. Doch die
Beschwerde wurde mit dem Hin-
weis auf die »Safe Harbor«-Ent-
scheidung der EU-Kommission zu-
rückgewiesen. Die Brüsseler Behör-
de hatte im Jahr 2000 befunden,
dass die USA ein angemessenes Da-
tenschutzniveau, also quasi einen
»sicheren Hafen« für aus Europa
transferierte Daten böten. Dass Ed-
ward Snowden die Hafenidylle in-
zwischen schwer erschüttert hat,
war offenbar egal. Der von Schrems
beim Wiener Landesgericht einge-
brachten Sammelklage haben sich
mehr als 25 000 Facebook-Nutzer
angeschlossen.
Im Kern geht es darum: Face-

book verwende US-Datenschutzbe-
stimmungen, die in der EU ungültig
sind, und habe durch die Teilnahme
am NSA-Programm PRISM Daten
massenhaft an den US-Geheim-
dienst weitergereicht. Facebook-
Nutzer würden zudem auf Drittsei-
ten verfolgt, selbst wenn sie diese nie
»gelikt« haben und über externe An-
wendungen könnten persönliche
Daten abgegriffen werden.

Facebook ließ sich gar nicht erst
auf eine sachliche Auseinanderset-
zung ein, sondern zweifelte die Zu-
ständigkeit desWienerGerichtes an.
Der Daten-Goliath sprach dem Da-
vid sogar den Status eines »Ver-
brauchers« ab und unterstellte ihm
kommerzielle Interessen. Diese
Frage war, wie sich herausstellte,
von entscheidender Bedeutung.
Richterin Margot Slunsky-Jost be-
fand nämlich, dass der Kläger »das
enorme Medieninteresse an seinem
Vorgehen gegen die Beklagte mitt-
lerweile auch beruflich nutzt«. Da-
mit sei sein Facebook-Account kom-
merziell und Schrems gelte nicht als
»Verbraucher«. Somit konnte sich
das Gericht aus der heiklen Affäre
ziehen:NurVerbraucher können am
eigenen Wohnsitz eine Klage ein-
bringen. Für Schrems dagegen ist
demnach die irische Justiz zustän-
dig, nicht das Wiener Gericht.
Schrems‘ Anwalt Wolfram Proksch
und hat den Eindruck, »dass das
Landesgericht die heiße Kartoffel an
die höheren Gerichte weiterreichen
wollte«. Dort wird sie nun auch lan-
den. Schrems will durch alle Ins-
tanzen gehen.
Die nächste Etappe könnte schon

bald in Luxemburg stattfinden.
Nach seiner Abweisung in Irland
hatte Schrems beim High Court Be-
schwerde eingelegt. Das irische
Höchstgericht will nun vom Euro-
päischen Gerichtshof wissen, ob die
nationale Datenschutzbehörde sich
einfach auf die »Safe Harbor«-Ent-
scheidung der EU-Kommission ver-
lassen durfte oder die durch Snow-
dens Enthüllungen gewonnenen
Erkenntnisse berücksichtigen hätte
müssen. Eine Entscheidung steht
noch aus.
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Die Lachnummer im Park
Jeden Sonntag wird im Münchner Westpark gemeinsam das Fröhlichsein geübt – im Interesse der Gesundheit
Gesichtsmuskeln, Herz, Atmung,
Zwerchfell, Blutdruck und Ver-
dauung profitieren vom Lachen,
ganz zu schweigen von der Stim-
mung. Kein Wunder, dass Fröh-
lichkeit Konjunktur hat.

Von Angela Stoll

»Hoho-Hahaha!« Schon von Weitem
kann man es hören. »Hoho-Hahaha!«
Das rhythmische Gelächter wieder-
holt sich, drängt sich auf und prägt
sich ein. Rund 70 Erwachsene stehen
im Kreis, klatschen in die Hände, wa-
ckeln mit den Armen, gehen in die
Knie und verfallen immer wieder in
künstlich anmutendes Lachen. »Ho-
ho-Hahaha!« Ein paar murmeln die
Silben wie eine mystische Formel, an-
dere schreien sie laut heraus.
Es sind vorwiegend ältere Men-

schen, die in den Münchner West-
park zum»Lachtreff« gekommen sind.
Jeden Sonntag um elf Uhr gibt Cor-
nelia Leisch hier beim Rosengarten
eine kostenlose Lach-Yoga-Stunde.
»Ich mache das nicht zum Spaß, son-
dern weil Lachen lebensnotwendig
ist«, sagt die Lachtrainerin Leisch, die
seit zehn Jahren den Lachclub Mün-
chen 05 leitet. Sie beruft sich dabei
auf eigene Erfahrungen: »Ich habe
Lachyoga für mich entdeckt, als ich
eine schwere Lebenskrise durchge-
macht habe.« Nach zwölf Jahren in
der Karibik kam sie damals nach
Deutschland zurück und musste sich
als alleinerziehende Mutter eine neue
Existenz aufbauen. »Ich wusste nicht
mehr, wie es weitergehen soll«, sagt
sie. Das Lachtraining »war wie eine
Offenbarung für mich«. Heute ist sie
Vorsitzende des »Europäischen Be-
rufsverbands für Lachyoga und Hu-
mortraining«.
Große, kleine, dicke, dünne Leute:

Auf der weitläufigen grünen Wiese
hat sich ein bunter Haufen von Men-
schen versammelt. Man steht locker
nebeneinander und tauscht Blicke
aus, es wird viel gelächelt oder ge-
grinst. Ein Mann mit schräg aufge-
setztem Baseballkäppi erzählt, dass er
jeden Sonntag aus Augsburg anreist:
»Lach-Yoga hilft mir, gegen meine
depressiven Verstimmungen anzu-
kommen.« Andere Teilnehmer sind
neu, etwa ein älteres Ehepaar aus
Niederbayern: »Wir haben erlebt,
dass man sich bei Lach-Yoga total
entspannen kann«, erzählt Anita
Fischl. Sie freut sich, dass ihr Mann
mitmacht: »Oft drücken sich die
Männer ja vor solchen Dingen.«
Die Neuankömmlinge dürfen sich

zu Beginn in die Mitte stellen und be-
kommen Applaus. »Es kostet Über-
windung, zum ersten Mal zum Lach-
treff zu kommen«, sagt Cornelia
Leisch. »Das sollte man auch aner-
kennen.« Ihr ist klar, dass die Übun-

gen manchmal ziemlich lächerlich
wirken. In der Tat lässt das Publikum
nicht lange auf sich warten: Eine Frau
bleibt mit ihrem Kind vor der Gruppe
stehen und amüsiert sich wie vor ei-
nem Käfig wilder Affen. Andere fin-
den das Ganze nur doof. »So was Be-
scheuertes«, hört man von ein paar
Nordic-Walkerinnen, die schnell ih-
rer Wege ziehen.
Dabei ist Lach-Yoga gar nichtmehr

so exotisch. Weltweit gibt es bereits
um die 6000 Lach-Clubs, in denen
sich Menschen treffen, um laut, aber
meist grundlos, miteinander zu la-
chen. Bekannt wurde Lach-Yoga
durch den indischen Arzt Madan Ka-
taria, der 1995 in Mumbai den ers-
ten Lach-Club gründete. Seine Idee
war es, Yoga- und Lachübungen mit-
einander zu verbinden. Er versam-
melte Menschen zum Gruppenge-
lächter im Park und beobachtete,
dass aufgesetztes, künstliches La-
chen nach einer Weile in echtes La-
chen übergeht. »Wir lachen nicht,
weil wir glücklich sind – wir sind
glücklich, weil wir lachen«, lautet

sein Motto. Offenbar kann künstlich
erzeugtes Lachen tatsächlich positi-
ve Gefühle auslösen.
Humorforscher gehen davon aus,

dass sich die Hirnregionen, in denen
Lachen und Heiterkeit verortet sind,
gegenseitig stimulieren. Das bedeu-
tet, dass Erheiterung Lachen auslösen

kann – aber auch umgekehrt: »Wenn
man fünf Minuten am Stück lacht, än-
dert sich die Stimmung. Man findet
dann alles lustiger«, erklärt der Psy-
chologe und Humorforscher Michael
Titze aus Tuttlingen. Auf den Körper
wirkt sich Lachen Titze zufolge in ganz
verschiedener Weise aus: Beim La-
chen werden 17 Gesichtsmuskeln an-

gespannt. Gleichzeitig wird die At-
mung stark angeregt, die Stimmbän-
der werden in Schwingung versetzt
und das Zwerchfell massiert die Ein-
geweide. Dadurch werden die Ver-
brennungsvorgänge im Körper geför-
dert. Der Herzschlag wird schneller,
verlangsamt sich dann aber wieder, so
dass der Blutdruck sinkt. »Insgesamt
kommt es zu einer besseren Durch-
blutung der Muskulatur«, erklärt Tit-
ze. »Stresshormone werden abgebaut
und die Verdauungsdrüsen ange-
regt.« Er betont: »Lachen ist Ausdruck
reiner Befreiung, vollkommener
Spannungslösung.«
Es gibt auch Hinweise, dass La-

chen Schmerzen lindern kann. So litt
der US-Journalisten Norman Cousins
1979 an der rheumatischen Erkran-
kung Spondylarthritis und hatte arge
Schmerzen. Ärzte konnten ihm nicht
helfen. In dieser aussichtslosen Lage
behandelte er sich mit hohen Dosen
von Vitamin C, kombiniert mit einer
selbst erfundenen Humortherapie: Er
zog vom Krankenhaus in ein Hotel-
zimmer, ließ sich lustige Geschichten

vorlesen und sah sich Slapstick-Filme
an. Hatte er zehn Minuten laut ge-
lacht, ließen seine Schmerzen nach
und er konnte zwei Stunden schlafen.
Schließlich konnte er bis zum Alter
von 75 Jahren normal leben.
Cornelia Leisch versteht Lachtrai-

ning als »Gesundheitsvorsorge«. Vor
allem möchte sie Menschen dabei hel-
fen, das Leben nicht mehr gar so ernst
zu nehmen. Dazu lässt sie die Teil-
nehmer mal gemeinsam über eine
imaginäre Waage, mal über die Uhr-
zeit lachen. Mal tun alle, als schlepp-
ten sie einen gigantischen Dickbauch
vor sich her und machten sich darü-
ber lustig. Am Schluss wird beglückt
gejubelt. Leischs Partner, Matthias
Stürzer, gibt noch jedem ein Schmun-
zelsteinchen mit. »Manchen Leuten
hat das Lachen schon das Leben ge-
rettet«, erzählt Cornelia Leisch und
lacht, wie so oft. Aber dann wird sie
ernst: »Eine Teilnehmerin hat mir er-
zählt, dass sie sich vor eineinhalb Jah-
ren aus Einsamkeit umbringen woll-
te. Dann hat sie den Lachtreff ent-
deckt.«

Lachyoga in Berlin Foto: dpa/Bernd von Jutrczenka

»Wir lachen nicht, weil
wir glücklich sind –
wir sind glücklich, weil
wir lachen.«
Madan Kataria, Arzt

»Sie müssen erst einmal lernen zu gehorchen«
Bei ständigen Konflikten mit Vorgesetzten werden Mitarbeiter krank oder sie verlassen die Firma

Wird der Frust am Arbeitsplatz un-
erträglich, werden Arbeitnehmer
krank oder werfen ihren Job hin.
Wer nicht aufgeben will oder kann,
braucht vor allem Konfliktfähigkeit
und Verständnis.

Von Silvia M. Bergmann

Jeder vierte Mitarbeiter hat schon ein-
mal wegen seines Chefs gekündigt. Zu
diesem Ergebnis kommt der Gallup-
Index 2014, eine umfangreiche Stu-
die zur Arbeitsplatzqualität. Bis ein
Mitarbeiter sich wegen ständiger Kon-
flikte mit Vorgesetzten zur Kündi-
gungen entschließt, hat er laut einer
Studie der Bertelsmann Stiftung häu-
fig gesundheitliche Probleme gehabt.
Zum Frust können ein übertrieben au-
toritärer Führungsstil und verletzen-
de Ansagen wie diese beitragen: »Sie
müssen erst mal lernen, bedingungs-
los zu folgen, bevor Sie in Ihrem Job
wieder mitdenken dürfen.«
Dass solche Sätze fallen, kann ei-

ne Personalerin bestätigen, die für die
Europa-Zentrale eines internationa-
len Automobilkonzerns im Rhein-
Main-Gebiet arbeitet und ihren Na-
men nicht in der Zeitung lesen möch-
te. »Ein autoritärer Führungsstil

kommt meiner Erfahrung nach eher
bei älteren Generationen vor.« Aber
auch jüngere Chefs haben ihre Tü-
cken, weiß die Fachfrau. Jüngere
Vorgesetzte neigen nicht selten dazu,
in kritischen Situationen »wegzu-
tauchen, sich selbst zugunsten der ei-
genen Karriere aus der Schusslinie zu

bringen und Mitarbeiter auch mal im
Regen stehenzulassen«.
Für Sylke Schröder, langjähriges

Vorstandsmitglied der Ethikbank,
muss eine gute Führungskraft vor al-
lem drei Kriterien erfüllen. »Sie muss
loyal sein. Außerdem muss ein Chef
Zusagen einhalten. Und er sollte sei-

ne Mitarbeiter zur Weiterentwick-
lung motivieren und befähigen.«
Aber auch die Mitarbeiter sieht

Schröder in der Pflicht, um für ein
gutes Betriebsklima zu sorgen.
»Stimmt zum Beispiel die Chemie auf
den Führungsebenen nicht, wirkt
sich das auch auf die Mitarbeiter
aus.« Wer aber die Arbeitsbedin-
gungen seines Vorgesetzten nicht
kenne, von den Spannungen nichts
mitbekomme und nicht verstehe,
dass sein Chef Druck von oben be-
kommt, könne weniger Verständnis
für die andere Seite aufbringen, sagt
Schröder.
Empathie auf beiden Seiten hält

auch Maren Lehky für wichtig. »Im
Coaching schauen wir zunächst, wel-
chen Anteil der frustrierte Mensch
selbst an einer unbefriedigenden Ar-
beitssituation hat«, sagt die Ham-
burger Unternehmensberaterin.
»Kaum ein Chef schreit grundlos he-
rum.« Häufig gelte es, eigene Schwä-
chen zu kaschieren, stünden Vorge-
setzte selbst mit dem Rücken zur
Wand oder hätten private Probleme.
Lehky rät Mitarbeitern, sich Hilfe

zu suchen, bevor ein Konflikt zu es-
kalieren droht. Rat und Tat können
aus dem Betriebsrat kommen, vom

Coach oder, wenn die Gesundheit be-
reits angeschlagen ist, vom Arzt oder
Psychotherapeuten. Aber auch Kol-
legen können zurate gezogen wer-
den.
Auch der Gang vor Gericht kann

eine Option sein, aber: »Möchte ein
Arbeitnehmer vor Gericht gehen, weil
er sich zum Beispiel von seinem Vor-
gesetzten beleidigt fühlt, liegt die Be-
weislast beim Mitarbeiter«, erläutert
Ewald Thedens, Fachanwalt für Ar-
beitsrecht in Frankfurt am Main.
Häufig gingen Eigen- und Fremd-
wahrnehmung auseinander, weiß
Thedens. »Auch wer Zeugen für eine
vermeintliche Beleidigung zu haben
meint, sollte die Bewertung Dritter
einholen. Wer emotional zu invol-
viert ist, neigt unter Umständen da-
zu, eine Bemerkung seines Vorge-
setzten in den falschen Hals zu be-
kommen.« Daher könne es hilfreich
sein, eine heikle Situation mit Kolle-
gen zu besprechen.
»Ist ein Arbeitsverhältnis jedoch

vergiftet, bleibt oft nur die Kündi-
gung«, sagt Thedens. »Hier haben es
Arbeitnehmer einfacher als Unter-
nehmen, und nicht selten ist eine
fristgerechte Kündigung die Chance
für einen Neuanfang.« epd/nd

Bevor ein Konflikt eskaliert, sollte man sich Hilfe suchen. Foto: imago/imagebroker
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Studenten leiden
unter Dauerstress
Berlin. Dauerstress macht an
deutschen Hochschulen viele Stu-
denten so mürbe, dass sie psy-
chotherapeutische Hilfe suchen.
Jeder Vierte (27 Prozent) gab in
einer Umfrage an, der Druck sei
schon mal so hoch gewesen, dass
ihm mit den üblichen Entspan-
nungsstrategien nicht mehr bei-
zukommen war. »Knapp die Hälf-
te von ihnen hat deshalb profes-
sionelle Hilfe in Anspruch ge-
nommen«, sagte der Vorstands-
chef der Techniker Krankenkasse
(TK), Jens Baas, am Mittwoch in
Berlin bei der Vorstellung zweier
Studien zur Studenten-Gesund-
heit. Sechs Prozent gaben an, des-
wegen sogar stationär behandelt
worden zu sein. Die Krankenkas-
se hatte 1000 Studierende zu ih-
rem Lebensstil befragen lassen.
Nach ärztlichen Diagnosen hatten
30 Prozent der Studentinnen und
15 Prozent der Studenten psy-
chische Probleme. Seit 2009 nahm
der Anteil der Studierenden, die
mindestens einmal im Jahr eine
psychischeDiagnose erhielten, um
4,3 Prozent zu. dpa/nd

Kassenärzte mit neuen
Ideen für Landkliniken
Berlin. Die Pläne der Bundesre-
gierung, mehr Ärzte auf dem Land
anzusiedeln, führen nach Ansicht
des Vorsitzenden der Kassenärzt-
lichen Bundesvereinigung (KBV),
Andreas Gassen, ins Leere. Er
schlug angesichts der heute im
Bundestag debattierten Kranken-
hausreform vor, in Kliniken auf
dem Land, die geschlossen wer-
den sollen, eine sektorenüber-
greifende ambulante und statio-
näre Versorgungsstruktur zu
schaffen. Eine andere Möglichkeit
wären sogenannte Dependance-
Praxen in schlecht versorgten Ge-
genden. Hier könnte dann etwa an
einem Tag in der Woche ein Frau-
en- oder Hautarzt arbeiten, da
diese in aller Regel keine akuten
Fälle hätten, argumentierte der
KBV-Chef. Er gab allerdings zu be-
denken, dass dies etwa wegen zu-
sätzlicher Steuerlasten wie der
Gewerbesteuer schwierig werden
könnte. Hier wäre eine Abstim-
mung innerhalb der zuständigen
Ministerien nötig. dpa/nd

Bei Hitze steigt
die Unfallgefahr
Freiburg. Mit Blick auf das Hitze-
hoch »Annelie« warnen Medizin-
Meteorologen vor Belastungen für
den menschlichen Organismus.
Gefährdet seien vor allem Senio-
ren und Menschen mit Vorer-
krankungen, so eine Sprecherin
der Medizin-Meteorologie des
Deutschen Wetterdienstes. Der
Körper sei damit beansprucht, sich
mit den hohen Temperaturen zu
arrangieren. Auf körperliche Ak-
tivitäten im Freien sollte verzich-
tet werden. Zudem sollten man
sich nur im Schatten oder in Ge-
bäuden aufhalten. Die Hitze kön-
ne zu Migräne, Krampfanfällen,
Herz-Kreislauf-Beschwerden und
Rheuma führen, hieß es. Der Kö-
per sollten auf keinen Fall belas-
tet werden. Schwer verdauliche
Speisen sollten gemieden wer-
den. Zudem brauche der Körper
viel Flüssigkeit. Erhöhte Vorsicht
sei im Straßenverkehr gefragt.
Weil die Konzentrations- und Re-
aktionsfähigkeit bei Hitze einge-
schränkt sei, steige die Unfallge-
fahr. dpa/nd
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Ein Toter
nach Brand in
Pflegeheim
Bei dem Brand in einem Neuköll-
ner Pflegeheim ist ein 89-jähriger
Bewohner ums Leben gekommen.
Der Tote wurde während der
Löscharbeiten entdeckt. Vier wei-
tere Bewohner kamen mit Rauch-
gasvergiftungen in Krankenhäu-
ser, wie die Polizei am Mittwoch
weiter mitteilte. Zudem wurden
fünf Polizisten verletzt. Die Er-
mittler gehen von fahrlässiger
Brandstiftung aus.
Das Feuer war am Dienstag-

abend in dem Zimmer des 89-Jäh-
rigen im vierten Stock ausgebro-
chen. Der Brandmelder des Pfle-
gezentrums in der Sonnenallee
hatte gegen 22.30 Uhr den Alarm
ausgelöst. Als die Rettungskräfte
eintrafen, brannten bereits Teile
des Dachstuhls. Die Flammen er-
fassten das ganze Dachgeschoss
auf einer Fläche von 120 Quad-
ratmetern. Das Heim sowie zwei
Nachbarhäuser wurden evaku-
iert.
Rund 100 Heimbewohner –

zum Teil gehbehindert und in
Rollstühlen, wurden von den Ret-
tungskräften in Sicherheit ge-
bracht. Etliche der Kranken muss-
ten getragen werden. Sieben Not-
fallseelsorger kümmerten sich um
die hilflosen Menschen. Die Be-
troffenen wurden zunächst in ei-
ner Turnhalle der nahe gelegenen
Rütli-Schule untergebracht.
Bezirksbürgermeisterin Fran-

ziska Giffey (SPD) berief am Vor-
mittag einen Krisenrat mit Ver-
tretern des Bezirkes sowie von Po-
lizei und Feuerwehr ein. Nach ers-
ten Beratungen teilte das Büro der
SPD-Politikerin mit, Ziel sei, dass
noch am Mittwoch die Heimbe-
wohner zurück könnten. Die vier-
te Etage sei nicht mehr bewohn-
bar, die darunter liegenden aber
nicht so stark beschädigt, wie zu-
nächst vermutet. Am späten
Nachmittag wollte der Krisenstab
erneut zusammenkommen, hieß
es. Berlins Innensenator Frank
Henkel betonte, die Retter seien
bis an die Grenzen der Belastung
gegangen. Schlimmeres sei ver-
hindert worden.
Etwa 120 Einsatzkräfte kämpf-

ten gegen die Flammen, es gab
auch starken Rauch. Immer wie-
der entzündeten sich einzelne
Glutnester, die bekämpft werden
mussten. dpa/nd
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Mobil machen
Andreas Fritsche über das
Umsteigen auf Bus und Bahn

Dafür hatte Brandenburgs Innen-
minister Karl-Heinz Schröter
(SPD) kein Verständnis: Eine
Mitarbeiterin des Kampfmittel-
beseitigungsdienstes hatte sich
beschwert, erst aus der Zeitung
erfahren zu haben, dass sie in
Wünsdorf wegen einer geplanten
Asylunterkunft von einem Behör-
denzentrum ein paar Hundert
Meter weiter in ein anderes um-
ziehen soll. Der Normalverbrau-
cher muss heute mobil sein. In
Brandenburg gibt es da einige
fantastische Möglichkeiten. Von
Berlin schafft es der Bahnkunde
in knapp anderthalb Stunden
nach Cottbus und in je einer
Stunde an die mecklenburgische
Seenplatte und an die polnische
Grenze. Fahrten innerhalb der
Hauptstadt können länger dau-
ern, wenn mehrmals umgestiegen
werden muss.
Die Schiene bleibe das Rück-

grat der Erschließung der Region,
verspricht ein Eckpunktepapier
zum Mobilitätskonzept 2030. Der
Regionalexpress bringt schneller
ans Ziel als jeder Sportwagen, der
Tempolimits beachten muss und
im Stau stecken bleiben kann.
Schwierig wird es jedoch beim
Umsteigen vom Zug auf den Bus.
Da dauert die Fahrt aus Berlin in
einen Cottbuser Vorort plötzlich
drei Stunden, so manche Adresse
ist vernünftig überhaupt nicht
anders zu erreichen als mit dem
eigenen Pkw. Im Einzelfall muss
sich der Bürger damit abfinden.
»Zum Schluss muss alles bezahlt
werden«, weiß Infrastrukturmi-
nisterin Kathrin Schneider (für
SPD). Jeder Wunsch kann nicht
finanziert werden.
Aber Daseinsvorsorge und

Umweltschutz dürfen keine
Phrasen sein. 30 Prozent des
Energieverbrauchs in Deutsch-
land gehen auf das Konto des
Verkehrs. Es spart Strom und
Sprit, Bus und Bahn zu nehmen
statt den Pkw. Darum müssen
Busse verlässlich fahren, die Ti-
ckets bezahlbar sein. Die für den
Tarifbereich AB angedachte Öffi-
Flat ist interessant. Das Umland,
der Tarifbereich C, müsste einbe-
zogen werden. Der Normalver-
braucher soll mobil sein, die Po-
litik muss ihn mobil machen.

Bewegung im Charité-Streik
Klinikvorstand und Beschäftigte einigen sich auf Eckpunkte für weitere Verhandlungen
Auf den Streikversammlungen an
der Charité wurde amMittwoch ein
Eckpunktepapier zur besseren Per-
sonalausstattung an der Klinik vor-
gestellt. Eine endgültige Einigung
der Tarifparteien steht noch aus.

Von Nelli Tügel

In der Auseinandersetzung an der
Charité zeichnete sich am Mittwoch
Bewegung ab. Am Vormittag wurde
an allen drei Standorten des Univer-
sitätsklinikums bei Versammlungen
ein von ver.di und dem Klinikvor-
stand ausgehandeltes Eckpunktepa-
pier als weitere Verhandlungsgrund-
lage von den Streikenden angenom-
men. Der inzwischen seit zehn Tagen
andauernde Streik könnte mögli-
cherweise ausgesetzt werden. In der
Diskussion war, voraussichtlich ab
der Frühschicht am Freitag die Arbeit
wieder aufzunehmen. Eine offizielle
Bestätigung für die Aussetzung des
Streiks gab es am Mittwoch zunächst
nicht, die Tarifkommission hatte sich
zu Beratungen zurückgezogen, die
bei Redaktionsschluss dieser Seite
noch nicht beendet waren.

Das Eckpunktepapier beinhaltet
nach nd-Informationen Vereinba-
rungen für Verbesserungen in allen
Bereichen, die den Rahmen für den
auszuformulierenden Tarifvertrag
darstellen sollen. Die Details müssen
noch verhandelt und in einen unter-
schriftsfähigen Tarifvertrag gegossen
werden. Der Inhalt des Papiers kann
als Erfolg für ver.di betrachtet wer-
den. Für die Intensivpflege soll sich
demnach eine Pflegekraft um im
Durchschnitt nicht mehr als zwei Pa-
tienten kümmern, auch während der
Nachtschicht. In den sogenannten
Funktionsbereichen (Anästhesie, Ra-
diologie, Operationen) sollen die
Empfehlungen der jeweiligen Fach-
gesellschaften zur verbindlichen
Grundlage für die zukünftige Perso-
nalausstattung gemacht werden.
Auch für die bis zum Schluss hart

umkämpfte stationäre Pflege soll es
nun zu einer Aufstockung kommen.
Dafür ist offenbar angedacht, das in
den 90er Jahren angewandte und
1996 ausgesetzte Personalbemes-
sungsinstrument PPR (Pflegeperso-
nal-Regelung) heranzuziehen und
den auf dieser Grundlage errechne-

ten Bedarf zu 90 Prozent zu erfüllen.
Nach dieser Regelung gibt es zurzeit
eine Besetzung von 85 Prozent, auf
einigen Stationen auch darunter.
Welche Personalaufstockungen die
Vereinbarungen konkret für die ein-
zelnen Stationen bedeuten, muss in
den nächsten Wochen besprochen
werden. Einzelne Stationen könnten
leer ausgehen, für andere hingegen
würde die Vereinbarung zwei bis drei
neue Vollzeitstellen nach sich ziehen.
An den drei Standorten war die

Stimmung unter den Kollegen nach
der Vorstellung der Vereinbarung
durch Mitglieder der Tarifkommissi-
on positiv, auch wenn mehrfach Be-
fürchtungen geäußert wurden, die
Charité könne die Abmachungen zu-
künftig unterlaufen. An diesem Don-
nerstag um 11 Uhr wollen Charité-
Beschäftigte gemeinsam mit Post-
Streikenden vor dem Reichstag de-
monstrieren. »Wir wollen gegensei-
tige Solidarität üben, aber auch ein
Signal Richtung Politik senden«, sag-
te Dana Lützkendorf, die Streiklei-
terin von ver.di am Campus Mitte. Im
Bundestag findet an diesem Don-
nerstag die erste Lesung des Kran-

kenhausstrukturgesetzes statt. Un-
geachtet der Fortschritte an der Cha-
rité will ver.di weiter mit Nachdruck
auf die Missstände an deutschen Kli-
niken aufmerksam machen.
Am Mittwoch fand zudem eine

Pressekonferenz von ver.di, dem
Bündnis »Berlinerinnen und Berliner
für mehr Personal im Krankenhaus«,
Patienten der Charité und Angehöri-
gen statt. Der ver.di-Betriebsgrup-
penvorsitzende Carsten Becker er-
klärte zu Beginn: »Eine gemeinsame
Pressekonferenz mit Patienten und
Angehörigen unterstreicht das An-
liegen des Arbeitskampfes, da dieser
zum Ziel hat, die Bedingungen auch
für die Patienten zu verbessern.«
Sechs der Patienten berichteten an-
schließend von den eigenen Erfah-
rungen mit dem Pflegenotstand an
der Charité. Karin Stötzner, Patien-
tenbeauftrage des Landes Berlin, er-
klärte: Sie unterstütze den Streik »aus
tiefstem Herzen und nachdrücklich«.
Sie habe in ihrem Amt keine einzige
Beschwerde von Patienten über den
Streik erhalten. »Heilung kann nur
funktionieren, wenn auch Zeit da ist«,
sagte Stötzner.

Post der Konservativsten an die Konservativen
In einem Offenen Brief wollen 17 Berliner CDU-Abgeordnete ihre Partei vom Nein zur Ehe für alle überzeugen

In der Berliner CDU ist der argu-
mentativeSchlagabtauschüberdie
Ehe für alle im vollen Gang. Aus-
löser ist ein Offener Brief der Kon-
servativen unter den Konservati-
ven.

Von Christin Odoj

Die Ansage der 17 Berliner CDU-Ab-
geordneten ist eindeutig: »Eine Öff-
nung der Ehe für gleichgeschlecht-
liche Partnerschaften und die damit
verbundene Aufgabe des traditio-
nellen Eheverständnisses stellt die
Werteordnung unserer Gesellschaft
in einem für uns grundlegenden
Punkt in Frage.« Konkret mündet
dieser Satz, der in einem Offenen
Brief an alle Berliner CDU-Mitglie-
der gerichtet ist, in der Feststellung:
Ehe für alle? Nicht mit uns. Der Ap-
pell der Konservativen unter den
Konserverativen stützt sich auf alt-
bekannte Argumente. So soll »die
Ehe ohne Not neu definiert« werden
Die Konsequenz: »Das lehnen wir
ab.« Auch ein Klassiker darf nicht
fehlen: »Vielfalt erzeugt man nicht
dadurch, dass man Unterschiedli-
ches gleich benennt.«
Unter anderen wird das Papier

von namenhaften Konservativen wie
dem ehemaligen Berliner Bürger-

meister Eberhard Diepgen oder Phi-
lip Lengsfeld unterstützt. Insgesamt
machen die Unterzeichner fast die
Hälfte der 39 Abgeordneten der
Fraktion aus. Natürlich hat auch Kurt
Wansner unterschrieben. Noch un-
sicher ist anscheinend Christian
Hausmann, Mitglied der CDU-Frak-
tion im Abgeordnetenhaus aus dem
Ortsteil Rudow im Bezirk Neukölln.
Sein Gesicht taucht sowohl auf der
Liste der Nein-Sager als auch auf ei-

nem Infoflyer der CDU mit dem Ti-
tel »Wir sagen Ja zur Ehe!« auf. Hier
werden für die CDU-Mitglieder re-
levante Fragen geklärt und von pro-
minenten Parteikollegen beantwor-
tet. Das Papier fragt: Was sagen die
Kirchen? Passt das zu unserem Fa-
milienbild? Und: Was ändert sich für
die Ehe? Letztere Frage beantwortet
Berlins Sozialsenator Mario Czaja:
nichts. Auf dem Flyer tauchen ne-
ben dem Gesicht von Verteidi-

gungsministerin Ursula von der Ley-
en auch das der ehemaligen Bun-
destagspräsidentin Rita Süssmuth
sowie das von Berlins Justizminister
Thomas Heilmann oder Generalse-
kretär der Berliner CDU, Kai Weg-
ner auf.
Die Lager der CDU spalten sich an

der Frage »Sind Sie dafür, dass auch
gleichgeschlechtliche Paare die Ehe
eingehen dürfen?« Sie ist zentraler
Punkt der Mitgliederbefragung zur
gleichgeschlechtlichen Ehe, zu der
die rund 12 500 Berliner CDU-Mit-
glieder aufgerufen sind. Dass diese
Mitgliederbefragung überhaupt
stattfindet, ist in doppelter Hinsicht
interessant. Zum einen hat so etwas
noch kein CDU-Landesverband ge-
tan. Zum anderen würde ein deut-
liches »Ja« eine ehemals konserva-
tive Kernüberzeugung infrage stel-
len, wonach die Ehe allein demBund
zwischen Mann und Frau vorbe-
halten ist.
Bis zum 15. Juli haben die Mit-

glieder noch Zeit, eine der fünf Ant-
wortmöglichkeiten in den Wahlun-
terlagen oder online anzukreuzen.
Die Skala der Befragung reicht von
»Stimme voll und ganz zu« bis »Stim-
me überhaupt nicht zu«. Wegen des
Poststreiks ist die Auszählung erst für
den 24. Juli angesetzt.Mit AFP

Berlins CDU-Generalsekretär Kai Wegner Foto: dpa/Stephanie Pilick

In den Arbeitskampf an der Charité kam am Mittwoch Bewegung. Foto: nd/Ulli Winkler
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Landtag debattiert über
polizeiliche Ermittlungen
Potsdam. Zu der umstrittenen Er-
mittlungsarbeit der Polizei im
»Maskenmann-Fall« soll Innen-
minister Karl-Heinz Schröter
(SPD) nun im Landtag Stellung
nehmen. Die Oppositionsfraktio-
nen von CDU und Grüne wollen
am Donnerstag im Innenaus-
schuss wissen, wie die Arbeit der
»Soko Imker« polizeiintern über-
prüft wird. Beamte hatten in dem
Prozess um Angriffe auf Millio-
närsfamilien und die Entführung
eines Bankers ausgesagt, sie hät-
ten nicht frei ermitteln dürfen.
Zudem hätten sie entlastende
Fakten für den inzwischen zu le-
benslanger Haft verurteilten Ver-
dächtigen ausklammern müssen.
Die Opposition hatte erwogen,
dies in einem Untersuchungsaus-
schuss aufzuklären. dpa/nd

Munitionssuche im
Unteruckersee beendet
Prenzlau. Nach dem Fund des Ge-
fechtskopfes einer reaktiven Pan-
zerbüchse (RPG) im Unterucker-
see in Prenzlau (Uckermark) hat
die Stadt das Gewässer an der
Stelle absuchen lassen. Neben ei-
ner Handgranate und dem Ab-
schussrohr einer deutschen Pan-
zerfaust aus dem Zweiten Welt-
krieg holten Taucher jede Menge
Schrott aus dem Wasser, wie die
Stadt am Dienstag zum Abschluss
der Arbeiten berichtete. Im Auf-
trag des Kampfmittelbeseiti-
gungsdienstes hatten Taucher
knapp zwei Wochen lang nach
weiterer Munition gesucht. Ein
Junge hatte das Geschoss Anfang
Juni beim Baden aus dem Wasser
geholt. Zur Herkunft der Muniti-
on gab es keine Angaben. dpa/nd

Krankenhaus übernimmt
Erstuntersuchung
Eisenhüttenstadt. Die Erstunter-
suchung von Asylsuchenden in
Brandenburg hat zum Monatsbe-
ginn das Städtische Krankenhaus
Eisenhüttenstadt übernommen.
Damit werde sichergestellt, dass
alle Asylsuchenden, die über die
in der Stadt befindliche Zentrale
Erstaufnahmeeinrichtung einrei-
sen, frühzeitig untersucht wer-
den. Damit soll ausgeschlossen
werden, dass übertragbare Krank-
heiten eingeschleppt werden, teil-
te dasGesundheitsministeriumam
Dienstag in Potsdam mit. Seit Jah-
ren war der Landkreis Oder-Spree
dafür zuständig, zuletzt aber we-
gen des großen Flüchtlingsstroms
überfordert. dpa/nd

46-jähriger Traktorfahrer
stirbt am Steuer
Brandenburg/Havel. Nach einem
Verkehrsunfall auf der B 1 bei
Brandenburg/Havel ist ein 46-
Jähriger tot aus seinem Traktor
gezogenworden. DerMann seimit
seinem Traktor und zwei Anhän-
gern von der Straße abgekommen
und in einen Straßengraben ge-
fahren, so die Polizei. Sie vermu-
tet gesundheitliche Probleme als
Unglücksursache. dpa/nd
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Bus, Bahn und Rad fahren
Infrastrukturministerin legte Eckpunkte für Mobilitätsstrategie 2030 vor
Das Land Brandenburg möchte den
Vorrang des Öffentlichen Perso-
nennahverkehrs vor dem motori-
sierten Individualverkehr.

Von Andreas Fritsche

Busfahrer Sascha Lietzke ärgert sich.
Er passiert die Haltestelle der Linie
941 am S-Bahnhof Birkenstein (Mär-
kisch-Oderland). Dort wartet nie-
mand. Das wurmt den 48-Jährigen.
Denn 2012 wurde der 518 000 Euro
teure Umbau des Bahnhofsvorplatzes
abgeschlossen. Es entstanden dabei
auch 45 kostenfreie Pkw-Parkplätze.
Anstatt das Geld für diese Park&Ri-
de-Stellflächen auszugeben, hätte der
Staat die Mittel besser in den Bus-
verkehr gesteckt, findet Lietzke. Wer
zur Arbeit nach Berlin pendelt, be-
nötigt keinen extra Fahrschein. Der
Bustarif ist im ABC-Monatsticket
schon enthalten. Ob viele Leute den
Bus dennoch nicht nehmen, weil er
zu selten fährt oder weil sie zu be-
quem sind und das Parken am Bahn-
hof nichts kostet? An dieser Frage
scheiden sich die Geister.
Auch über Taktverdichtung und

P&Rwird neu nachgedacht, wenn das
Land Brandenburg jetzt eine Mobili-
tätsstrategie 2030 ausarbeitet. Infra-
strukturministerin Kathrin Schneider
(für SPD) möchte, dass mehr Men-
schen Bus und Bahn fahren oder aufs
Fahrrad steigen, kurze Strecken auch
zu Fuß zurücklegen. »Wir brauchen
den Vorrang des Öffentlichen Perso-

nennahverkehrs vor dem motorisier-
ten Individualverkehr«, lautet einer
von 15 Eckpunkten für die Mobili-
tätsstrategie 2030. Am Mittwoch leg-
te die Ministerin die Eckpunkte vor,
an diesem Donnerstag werden sie im
Infrastrukturausschuss des Landtags
besprochen. Unter Beteiligung von
Fachleuten und Bürgern soll die Stra-
tegie erarbeitet werden und bis Ende
2016 fertig sein.
In dünn besiedelten Gegenden ste-

he die Frage, ob klassische Lösungen
noch wirtschaftlich sind, heißt es.
Rufbusse, Bürgerbusse und Kombi-
busse, die neben Personen auch Wa-
ren befördern, gibt es schon. Haben
sie sich bewährt? Können sie ver-
stärkt eingesetzt werden? Das soll im
Rahmen der Arbeit an der Mobili-
tätsstrategie geklärt werden. »Es wird
keine Region abgehängt«, beteuert
die Ministerin.
Dass Bus und Bahn einen Anteil am

Verkehr von 30 bis 40 Prozent errei-
chen wie in Berlin, das werde Bran-
denburg nie schaffen, meint Schnei-
der. Über 50 Prozent werden die Au-
tofahrer immer haben, glaubt sie ein-
gedenk der Struktur des Flächenlan-
des. Doch es lässt sich etwas machen.
So sollen Lückenschlüsse und Erwei-
terungen des Netzes der Berliner S-
Bahn geprüft werden. Auf eine Ver-
längerung der S 5 von Berlin-Span-
dau nach Falkensee hoffte die mit
43 310 Einwohnern sechstgrößte
Stadt Brandenburgs bislang vergeb-
lich. Die Ziele seiner Verkehrspolitik

fasste Brandenburg erstmals 1995 in
einem Konzept zusammen, das 2002
neu gefasst wurde. Doch seitdem hat
sich viel verändert. So hatte die EU-
Osterweiterung Auswirkungen auf
den Transitverkehr auf Branden-
burgs Autobahnen. Auch gab es bis
2000 einen erheblichen Zuzug aus
Berlin. In der Spitze siedelten damals
20 000 Menschen im Jahr in den

Speckgürtel über. Bis 2010 ebbte die-
se Welle ab auf nur noch 4000 Per-
sonen. Inzwischen sind es wieder
mehr. Dazu kommen die Stichworte
Klimawandel und Energiewende.
Das alles erfordert ein neues Ver-

kehrskonzept. Die jetzt angestrebte
Mobilitätsstrategie greift weiter aus.
Denn unter Mobilität versteht Minis-
terin Schneider mehr als nur die Be-
förderung von Personen und Gütern
auf Straßen und Schienen, auf Flüs-
sen und Kanälen sowie durch Luft-
korridore. Es geht für sie auch da-
rum, ob der Landarzt weiter Haus-
besuche bei seinen Patienten macht,

ob die Sparkasse kleine Filialen
schließt und stattdessen einmal die
Woche mit einem Fahrzeug vor Ort
präsent ist, ob Behördengänge im In-
ternet erledigt werden können.
Es soll außerdem eine Auseinan-

dersetzung über Möglichkeiten und
Grenzen neuer Technologien geben.
So könne durch online angebotene
Dienstleistungen Verkehr verringert
werden, aber es könne auch zusätz-
licher Verkehr durch online bestellte
Warenlieferungen erzeugt werden.
Ein Eckpunkt für die Strategie be-
sagt: »Wir brauchen mehr nachhalti-
ge Mobilität, um Mensch und Um-
welt zu entlasten.«
Strecken bis 20 Kilometer könnten

attraktiv für Radfahrer gemacht wer-
den, glaubt Schneider. Wichtig wäre
es ihrer Ansicht nach beispielsweise,
wenn Hausbewohner ihr Rad nicht
die Kellertreppe hinaufschleppen
müssen, wenn andere Unterstell-
möglichkeiten geschaffen werden.
Der Landtagsabgeordnete Rainer

Genilke (CDU) bemängelt, dass »wol-
kige Absichtserklärungen« den ÖPNV
nicht weiterbringen. Die Landtags-
abgeordnete Anita Tack (LINKE) fin-
det: »Die veränderten Mobilitätsbe-
dürfnisse der Menschen sind neu zu
denken und nach den Grundsätzen
der Nachhaltigkeit zu bewerten.«
Busfahrer Lietzke hat eine konkrete
Idee: Wenigstens ein Euro Parkge-
bühr am Bahnhof Birkenstein. Dem
Infrastrukturministerium sind solche
Überlegungen nicht fremd. Seite 11

»Wir müssen unter-
schiedliche Entwick-
lungen unter einen Hut
bringen: Das Berliner
Umland wächst, andere
Regionen schrumpfen.«
Kathrin Schneider

Am stillgelegten Bahnhof Pirschheide, von 1961 bis 1993 der Hauptbahnhof von Potsdam am Berliner Außenring, werden derzeit die Gleise saniert. Foto: dpa/Ralf Hirschberger

Bei »110«-Rufen
ist Potsdam dran
Die zentrale Leitstelle der Bran-
denburger Polizei hat in Anwesen-
heit von Innenminister Karl-Heinz
Schröter (SPD) – links imBildmit ei-
nem Beamten – am Mittwoch in
Potsdam ihren Betrieb aufgenom-
men. 173 Beamte werden vom neu-
en Standort im Polizeipräsidium in
Potsdam-Eiche aus sämtliche 110-
Notrufe aus dem Land annehmen
und die Einsätze koordinieren. Bis-
lang wurden in Frankfurt (Oder)
und in Potsdam eigenständige Leit-
stellen betrieben – der Standort
Frankfurt bleibt bis Ende Septem-
ber als Reserve am Netz. Täglich er-
reichen die Polizei etwa 1200 Not-
rufe, die bis zu 900 Polizeieinsätze
auslösen, sowie bis zu 550 Faxe und
E-Mails sowie an die 90 Anzeigen.
dpa/nd Foto: dpa/Ralf Hirschberger

Weniger
Beißattacken
Der Hund gilt als treuer Beglei-
ter des Menschen, doch kon-
fliktfrei ist das Verhältnis nicht.
Gar nicht so selten beißen Hun-
de zu – die Verantwortung dafür
trägt der Halter.

Potsdam. Die Zahl von Hunde-An-
griffen auf Menschen ist in Bran-
denburg in den vergangenen Jah-
ren gesunken. Während es man-
cherorts – so in Bayern und Sach-
sen – 2014 deutlich mehr derar-
tige Attacken gab, sank die Zahl
in der Mark auf 288. Zehn Jahre
zuvor seien es 453 Fälle gewesen,
teilte das Innenministerium in
Potsdam mit. Es führt die Ent-
wicklung unter anderem auf die
Hundehalterverordnung zurück,
die seit Juni 2004 gilt. Die um-
strittene Regelung benennt auch
Rassen, die als gefährliche Hunde
eingestuft werden. Dazu gehören
beispielsweise American Pitbull
Terrier oder American Stafford-
shire Terrier sowie Tosa Inu.
Als gefährlich eingestuft wird in

der Regel aber jeder Hund, der ge-
bissen hat – unabhängig von der
Rasse. So hat die Polizei dem zu-
ständigen Ordnungsamt in der
vergangenen Woche zwei Hunde
aus Trebbin (Teltow-Fläming) ge-
meldet, die eine Postbotin ange-
fallen hatten. Die 58-Jährige erlitt
Bisswunden und musste ambu-
lant behandelt werden. Gegen den
Hundehalter wurde Anzeige we-
gen fahrlässiger Körperverletzung
erstattet.
Um einen gefährlichen Hund

halten zu dürfen, benötigt der Be-
sitzer eine Erlaubnis der örtlichen
Ordnungsbehörde, sagte ein Mi-
nisteriumssprecher. Erteilt werden
dürfe diese nur, wenn der Halter
mindestens 18 Jahre alt und zu-
verlässig ist sowie Sachkunde
nachweisen kann. »Darüber hi-
naus gelten für gefährliche Hunde
die Leinenpflicht und der Maul-
korbzwang.« Derzeit gibt es laut
Ministerium noch 200 Vierbeiner
in Brandenburg, die aufgrund ih-
rer Rassezugehörigkeit als ge-
fährlich gelten. Hinzu kommen
Tiere, die nach einer Beißattacke
auffällig geworden sind. Rechnet
man die Attacken auf andere Tie-
re mit, gab es 2014 insgesamt 564
Hunde-Angriffe (2004knapp800).
Eine offizielle bundesweite

Statistik gibt es nicht. In einem ak-
tuellen Fachartikel im »Deutschen
Ärzteblatt« wird die Zahl der Biss-
verletzungen in Deutschland auf
30 000 bis 50 000 pro Jahr ge-
schätzt, wobei auch Bisse von Kat-
zen und auch von anderen Men-
schen einbezogen sind. Von Hun-
den stammten 60 bis 80 Prozent
aller Bissverletzungen, schreiben
die Autoren um die Kinderchi-
rurgin Karin Rothe von der Berli-
ner Klinik Charité. dpa/nd

Landtag weist
Spender ab
Potsdam. Für die Aufstellung der
historischen Attikafiguren auf
dem Potsdamer Landtagsschloss
sollen keine weiteren Spenden der
umstrittenen Stiftung »Preußi-
sches Kulturerbe« mehr verwen-
det werden. Dies beschloss das
Landtagspräsidium am Mittwoch.
Das Gremium beauftragte die
Landtagsverwaltung, mit dem
Schlossverein eine entsprechende
Vereinbarung zu treffen, teilte
Landtagspräsidentin Britta Stark
mit. Die Stiftung ist umstritten,
weil ihr Vorsitzender, der Ex-Bun-
deswehroberst Max Klaar, mit
rechtskonservativen Positionen
aufgefallen war. Mit seiner Tra-
ditionsgemeinschaft Potsdamer
Glockenspiel hatte Klaar nach ei-
genen Angaben rund sechs Milli-
onen Euro für den originalge-
treuen Wiederaufbau der Garni-
sonkirche eingesammelt. Im Streit
um das Nutzungskonzept als Ort
der Versöhnung zog er das Geld
schließlich zurück, um es anderen
Einrichtungen zu überweisen.
Für die Figur der Ariadne wa-

ren nach Angaben des Landtags
25 000 Euro von der Stiftung ver-
wendet worden. dpa/nd
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Konkurrenten am Rhein

Wiesbaden. Leseplatz mit Überblick: Ein Mann
sitzt im hessischen Wiesbaden am Rhein, jenseits
des Flusses liegt Mainz. Die in der Vergangenheit
oft konkurrierenden Hauptstädte von Hessen und

Rheinland-Pfalz haben eine sehr unterschiedlich
verlaufene Geschichte – die alte Römergründung
Mainz, seit dem Frühmittelalter ein bedeutendes
kirchliches Zentrum, wurde als Universitäts- und

Arbeiterstadt bekannt. Wiesbaden dagegen ent-
wickelte sich als elegant-mondäne Kurstadt zum
Dienstleistungszentrum und bekam den Ruf ei-
ner Millionärsresidenz. dpa/nd Foto: dpa/Erichsen
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4800 Euro Strafe für
Holocaust-Leugnung
Güstrow. Ein 43-jähriger Mann
aus Gutow in Mecklenburg-Vor-
pommern muss wegen Leugnung
des Holocausts an der jüdischen
Bevölkerung 4800 Euro Strafe
zahlen. Wie das Amtsgericht
Güstrow am Mittwoch berichtete,
hatte er zwei dieser Äußerungen
im Oktober 2014 auf seinem Face-
book-Profil veröffentlicht. Wegen
des gleichen Vorwurfs musste er
sich bereits im Juli vergangenen
Jahres vor Gericht verantworten.
Im Amtsgericht habe er am Mitt-
woch die Taten gestanden, teilte
das Gericht mit. Er habe sich im
Internet umgeschaut und von
rechtsextremem Gedankengut
blenden lassen. Er habe diese un-
wahren Behauptungen geglaubt
und distanziere sich nun hiervon,
hieß es. dpa/nd

»Rote-Hosen«-Minister
Jost bleibt im Amt
Saarbrücken. Nach der Einstel-
lung der Ermittlungen wegen der
Affäre um die Fußballmannschaft
der saarländischen SPD-Fraktion
»Rote Hosen« bleibt Reinhold Jost
Justizminister an der Saar. Der
SPD-Politiker werde seine Amts-
geschäfte wieder aufnehmen, so-
bald die Staatsanwaltschaft die
Einstellung bestätigt habe, sagte
ein Regierungssprecher am Mitt-
woch in Saarbrücken. Die Justiz-
behörde prüft, ob im Zusammen-
hang mit Ausgaben für die »Roten
Hosen« Fraktionsmittel zweck-
entfremdet wurden. Dabei war
auch Jost als früherer Parlamen-
tarische Geschäftsführer der SPD-
Fraktion im Landtag ins Visier ge-
raten. Nach Bekanntwerden der
Ermittlungen war Jost Mitte Mai
auf eigenen Wunsch als Justizmi-
nister beurlaubt worden. Jetzt
hatte er das Angebot der Staats-
anwaltschaft akzeptiert, das Ver-
fahren gegen Zahlung von 7500
Euro einzustellen. dpa/nd

Kiel will Wattenmeer vor
dem »Ertrinken« retten
Kiel. Angesichts des Klimawan-
dels und des Anstiegs des Mee-
resspiegels will Schleswig-Hol-
steins Landeregierung das Wat-
tenmeer vor dem »Ertrinken« ret-
ten. Das Kabinett (SPD, Grüne und
SSW) beschloss am Dienstag eine
Wattenmeerstrategie 2100, wie
Umweltminister Robert Habeck
(Grüne) in Kiel mitteilte. »Ziel ist
der langfristige Erhalt des Wat-
tenmeeres mit seinen Funktionen
und möglichst in seiner Größe«,
sagte Habeck. Dazu sei ein Sedi-
ment-Management notwendig.
Wenn der Meeresspiegel stärker
steige, brauche das Wattenmeer
mehr Sediment zum Mitwachsen.
Daher müssten Sedimentdefizite
ausgeglichen werden. Das be-
deutet, dass Sand aus der vorge-
lagerten Nordsee und möglicher-
weise aus weiteren Quellen in die
bedrohten Regionen gebracht
werden muss. epd/nd

Unterschriften
gegen
den Widersinn
SPD-Politiker initiierte
Petition für VVN-BdA Bayern

Von Birgit Gärtner

Seit 2010 wird die Vereinigung der
Verfolgten des Naziregimes – Bund
der Antifaschistinnen und Antifa-
schisten (VVN-BdA) im Bericht des
bayerischen Verfassungsschutzes
(VS) unter der Rubrik »Links-
extremismus« erwähnt. Der
Münchner SPD-Landtagsabgeord-
nete Florian Ritter initiierte nun ei-
ne Petition gegen die Nennung der
VVN/BdA im Verfassungsschutz-
bericht des Landes, die in dieser
Woche in München vorgestellt
wurde.
Im VS-Bericht 2014, präsentiert

am 27. April 2015, heißt es: »Die
VVN-BdA ist die bundesweit größ-
te linksextremistisch beeinflusste
Organisation im Bereich des Anti-
faschismus.« Und weiter: »An-
haltspunkte für die linksextremis-
tische Ausrichtung der VVN-BdA
zeigen sich immer wieder in Äu-
ßerungen des ehemaligen Bun-
desvorsitzenden der VVN-BdA und
seit Juni Ehrenvorsitzenden, Prof.
Dr. Heinrich Fink.« Außerdem sei
die Organisation von der Deut-
schen Kommunistischen Partei
(DKP) beeinflusst, und bei Ju-
gendcamps und Kongressen käme
es »immer wieder zum Austausch
mit autonomen Gruppierungen.«
Ritter sagte dazu gegenüber

dem »nd«: »Wir haben die VVN-
BdA als durchaus respektable
Partnerin in Bündnissen kennen-
gelernt, deren Vertreterinnen und
Vertreter immer bestrebt waren,
zum Beispiel die Bündnisse ge-
gen Rechts so breit wie irgend
möglich aufzustellen.«
Der Fall des Ernst Grube ist für

den SPD-Landtagsabgeordneten
exemplarisch: Grube, der als Ju-
gendlicher als »Halbjude« von den
Nazis ins KZ Theresienstadt ge-
steckt wurde, ist heute Vorsitzen-
der des Kuratoriums der Stiftung
Bayerische Gedenkstätten sowie
stellvertretender Vorsitzender der
Lagergemeinschaft Dachau. »Er
macht eine allgemein anerkannte
Arbeit.« 2002wurdeGrube von der
Stadt München für sein »uner-
müdliches Engagement« mit einer
Verdienstmedaille ausgezeichnet –
im Jahr 2010 wurde er nament-
lich im VS-Bericht seines Bundes-
landes erwähnt, 2011 im Inter-
netportal gegen Linksextremis-
mus.
Es sei absolut widersinnig, die

VVN-BdA als »kommunistisch be-
einflusst« darzustellen, oder gar in
die Nähe zu militanten Gruppie-
rungen zu rücken und ihnen so ei-
ne Nähe zu Gewalt anzudichten,
sagt Ritter, der selbst Mitglied die-
ser Vereinigung ist.
Der Landesverband Bayern der

VVN-BdAklagteseit2010gegendie
Nennung im VS-Bericht, das Ver-
waltungsgericht München wies
diese indes ab. Die Vereinigung
kündigte an, in die nächste Ins-
tanz zu gehen. ImMünchner Land-
tag stellte die SPD, unterstützt von
Bündnis90/Die Grünen, den An-
trag, die VVN-BdA aus dem VS-Be-
richt zu streichen. Der fand aller-
dings keine Mehrheit. Von der Pe-
tition erhofft Ritter sich nun, öf-
fentlichen Druck zu erzeugen.
Zu den Erstunterzeichnenden

der Petition gehören neben Ritter
und Grube zum Beispiel Tobias
Afsali, Juso-Vorsitzender in Bay-
ern, Ulrike Gote, Vizepräsidentin
des Landtags (Bündnis 90/Die
Grüne), Linda Schneider, stell-
vertretende ver.di-Bezirkslei-
terin, Klaus Hahnzog, Bayeri-
scher Verfassungsrichter und Vor-
sitzender des Beirats der Weißen
Rose Stiftung e.V., die Künstler
Josef Bierbichler und Konstantin
Wecker sowie die beiden Bun-
destagsabgeordneten der LIN-
KEN, Eva Bulling-Schröter und
Harald Weinberg.

Informationen unter: www.openpe-
tition.de/petition/online/
gemeinsame-erklaerung-gegen-die-
nennung-der-vvn-bda-im-
bayerischen-
verfassungsschutzbericht

Ein Minister, ein Trecker und ein skurriler Prozess
Till Backhaus erzielt vor dem Landgericht Rostock einen Doppelerfolg im Rosenkrieg mit seiner Ex-Freundin

Der Streit zwischen Mecklenburg-
Vorpommerns Agrarminister Back-
haus und seiner Ex-Freundin mach-
te bundesweit Schlagzeilen. Nun
hat das Gericht zugunsten des Mi-
nisters entschieden.

Rostock. Erfolg für Till Backhaus im
Rosenkrieg. Das Landgericht Rostock
hat im sogenannten Traktorstreit zwi-
schen Mecklenburg-Vorpommerns
Agrarminister und seiner ehemaligen
Lebensgefährtin dem Minister recht
gegeben. Er muss weder den Traktor
noch einen teuren Audi Q7 aus der ge-
meinsamen Zeit an die Ex-Freundin
übergeben. Im Fall des Traktors stell-
te das Gericht fest, dass sie nicht die
Eigentümerin ist. Und den Audi kön-
ne sie nur gegen Zahlung des vollen
Kaufpreises und der Kreditgebühren
von insgesamt rund 54 000 Euro an
Backhaus erhalten.

»Wir sind mit dem Ausgang des
Verfahrens vor dem Landgericht au-
ßerordentlich zufrieden«, erklärte der
Anwalt des Ministers, Florian Asche,
nach dem Urteil in dem bundesweit
bestaunten Verfahren. Von 2008 bis
2010 waren der Minister und die Frau
liiert. In dieser Zeit waren beide Fahr-
zeuge angeschafft worden. Die Rich-
terin in dem Zivilverfahren stellte nun
fest, dass es keine hinreichenden Be-
weise dafür gibt, dass die Frau Ei-
gentümerin des Traktors geworden
war. Sie bezweifelte die Glaubwür-
digkeit des Hauptzeugen, eines Schä-
fers. Der Mann habe sich in Wider-
sprüche verstrickt.
Bei der Urteilsverkündung machte

die Richterin allerdings eine bemer-
kenswerte Äußerung. Sie habe in dem
Verfahren nicht festgestellt, dass der
Schäfer an Backhaus verkauft habe
oder der Minister Eigentümer des

Traktors sei. Das sei aber auch nicht
Gegenstand des Verfahrens gewesen.
Zu Prozessbeginn im November

2014 hatte Minister Backhaus ausge-
sagt, dass er dem Schäfer im Juli 2008
den Traktor für 10 000 Euro abge-

kauft habe, um in einer Notlage zu
helfen. Dem hatte der Schäfer wider-
sprochen. Backhaus hatte weiter an-
gegeben, dass er sich nach dem Ende
der Beziehung von dem Verkäufer ei-
ne Zweitschrift des Kaufvertrags un-
terschreiben ließ, da dasOriginal nicht
mehr auffindbar gewesen sei. Die Ex-

Freundin dagegen schilderte, dass sie
2009 den Traktor für 25 000 Euro von
dem Schäfer gekauft habe. Sie habe
nicht gewusst, dass der Traktor schon
verkauft gewesen sein soll. Dem
glaubte die Richterin nicht.
Zum teuren Audi Q7 aus der ge-

meinsamen Zeit befand die Richterin:
Zwar hat die Ex-Freundin das Auto
bestellt und gekauft, Minister Back-
haus hatte jedoch für das Geschäft ge-
bürgt und die Raten für den Wagen
bezahlt. Er muss den Wagen nur ge-
gen Zahlung des vollen Kaufpreises
und der Kreditgebühren herausge-
ben. Die Richterin verwarf die Argu-
mentation der Frau, wonach es sich
bei den Raten auch um eine Nut-
zungsgebühr gehandelt habe.
In dem Streit hatte der Minister be-

reits im Januar einen juristischen Teil-
erfolg erzielt. Die Ex-Lebensgefährtin
muss ihm rund 153 000 Euro zu-

rückzahlen. Das Geld habe Backhaus
in den Betrieb seiner Freundin ge-
steckt, hieß es. Nach der Trennung
stehe ihm dieses Geld zu, entschied
das Gericht. Gegen diese Entschei-
dung wurde nach früheren Angaben
des Anwalts der Frau Berufung ein-
gelegt. Backhaus ist dienstältester Mi-
nister in Deutschland, seit 1998 leitet
er das Agrarressort in Mecklenburg-
Vorpommern. dpa/nd

Kann sich freuen: Till Backhaus Foto: dpa

Die Richterin bezwei-
felte die Glaubwürdig-
keit des Hauptzeugen,
eines Schäfers.

Basisdemokratische Premiere
Streit um Gerichtsreform im Nordosten spitzt sich zu – Volksentscheid nach Sommerpause
In Mecklenburg-Vorpommern soll
die Zahl der Amtsgerichte dras-
tisch reduziert werden. Der Volks-
entscheid darüber könnte auch ei-
ne Abstimmung über Rot-Schwarz
werden – ein Jahr vor der Wahl.

Von Velten Schäfer

Mit Ausnahme einer gewissen Frak-
tion am rechten Rand werden sich am
heutigen Donnerstagabend alle lieb
haben im Landtag von Mecklenburg-
Vorpommern zu Schwerin. Dann fin-
det das Sommerfest samt Tombola
statt. Doch ansonsten ist noch Kon-
flikt angesagt auf der Landtagssit-
zung, die von Mittwoch bis Freitag
terminiert ist. Schließlich ist es die
letzte Gelegenheit zur Profilierung
vor der Sommerpause. Und nach der-
selben beginnt im Grunde der Wahl-
kampf für die auf Anfang September
2016 festgesetzte Landtagswahl.
Am Mittwoch spielte die CDU mit

einer Aktuellen Stunde zum Thema
»Null Toleranz bei Gewalt gegen Po-
lizeikräfte« ihre Lieblingssaite. Doch
vor allem steht einmal mehr die um-
strittene Gerichtsstrukturreform im
Vordergrund. Die SPD/CDU-Landes-

regierung will aus »demografischen«
und Kostengründen bis 2017 fünf der
21 Amtsgerichte schließen sechs wei-
tere zu Außenstellen umfunktionie-
ren. Die Rosskur ist auch schon im
Gange: Die Amtsgerichte Anklam,
Ueckermünde, Neustrelitz, Hage-
now, Bad Doberan und Parchim sind
aufgehoben.
Die Schweriner Parlamentsoppo-

sition aus Linkspartei und Grünen so-
wie Justizverbände läuftweiter Sturm
gegen dieses Vorhaben. Am 6. Sep-
tember, ziemlich genau ein Jahr vor
der Landtagswahl, findet darüber der
– nach der Annahme der Verfassung
1994 – erste Volksentscheid in der
Landesgeschichte statt. Dafür hatten
die Kritiker der Reform bei einem
Volksbegehren weit mehr als die er-
forderlichen 120 000 Unterschriften
zusammenbringen können.
In der Landtagssitzung versuchten

nun die Oppositionsfraktionen mit
zwei gemeinsamen Initiativen, die
Debatte am Kochen zu halten. Der
erste Gesetzentwurf sieht die Ver-
sendung einer ausführlichen Infor-
mationsbroschüre über Verfahren
und Gegenstand des Entscheids mit
den Abstimmungsunterlagen vor-

sieht. Die zweite Initiative dringt auf
einen vorläufigen Stopp der Um-
strukturierung: »Die Aufhebung der
bislang noch nicht geschlossenen
Amtsgerichte« soll »um 18 Monate
verschoben« werden. Am konkretes-
ten beträfe dies das Amtsgericht Gre-
vesmühlen, das zum 13. Juli aufge-
hoben werden soll.

Dass die rot-schwarze Landtags-
mehrheit dem nicht zustimmte, war
absehbar. Denn die Opposition sieht
in diesem Volksentscheid – neben der
Sachkritik an der Reform – auch ei-
ne symbolische Abrechnung mit dem
Durchregieren von Rot-Schwarz im
Land. Auch andere »Reformen«, wie
die erzwungene Zusammenlegung
der Theater im Land, sind alles an-
dere als populär.

Die Hürde liegt aber sehr hoch. Er-
forderlich ist eine Mehrheit der Ab-
stimmenden, mindestens aber muss
ein Drittel der Wahlberechtigten zu-
stimmen. »Das sindmehr als 460 000.
CDU und SPD zusammen kamen bei
der Landtagswahl 2011 nicht mal auf
400 000 Zweitstimmen«, rechnet die
Rechtspolitikerin der Linksfraktion,
Barbara Borchardt, vor. Abgegeben
wurden 2011 etwa 680 000 Zweit-
stimmen; in vielen Ländern ist das
Quorum erheblich niedriger. »Hat der
Volksentscheid Erfolg, ist das ein
Paukenschlag gegen Schwarz-Rot«,
sagt Borchardt.
Auch juristisch gibt es erheblichen

Gegenwind. Zuletzt hatte das Ober-
verwaltungsgericht in Greifswald ge-
rügt, das Gesetz regiere in Details zu
sehr in das Justizwesen hinein – wo-
möglich geht die Causa noch vors
Bundesverwaltungsgericht. Nun prüft
der Landesrichterbund eine Verfas-
sungsklage: Etliche Kommunen wol-
len für den Volksentscheid offenbar
nicht die bei Landtagswahlen übliche
Zahl an Abstimmungslokalen ein-
richten. Darin könne eine Benach-
teiligung des Volksentscheides gese-
hen werden.

Ein Volksentscheid
braucht über 460 000
Stimmen. Schwarz-Rot
erzielte zuletzt nicht
einmal 400 000.
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Empörung über
sächsischen
Landtagsabgeordneten
Dresden. Äußerungen des sächsi-
schen CDU-Landtagsabgeordneten
Alexander Krauß zur Asylpolitik
sorgen für Empörung. Er hatte sich
in einem Zeitungsinterview unter
anderem dafür ausgesprochen,
dass Asylbewerber, die keine Aus-
weispapiere vorweisen könnten
oder ihren Namen »vergessen«
hätten, »sofort im Gefängnis un-
tergebracht werden«. Sieben Trä-
gervereine in der Flüchtlingshilfe
forderten die sächsische CDU am
Mittwoch auf, sich von den Äuße-
rungen »deutlich zu distanzieren«.
Auch Vertreter von LINKEN, SPD
und Grünen hatten Krauß wegen
der Äußerungen in den vergange-
nen Tagen heftig kritisiert und ihm
Populismus vorgeworfen. Die CDU
stärkte dem 39-Jährigen aus dem
Erzgebirge indirekt den Rücken.
Für die sächsische Union sei klar,
»dass wir jedem Menschen, der zu
uns kommt und um Schutz und
Asyl bittet, ein rechtsstaatliches
Asylverfahren und eine gute Auf-
nahme und Unterbringung in
Sachsen garantieren«, heißt es in
einem Antwortschreiben von CDU-
Generalsekretär Michael Kretsch-
mer. Er verwies auf die »großen
Anstrengungen«, die die aktuelle
Situation von allen verlange. »Da-
zu gehört auch die Kraft, unange-
nehme und schwierige Sachver-
halte anzusprechen.« dpa/nd

Gedenken an ermordete
Ägypterin in Dresden
Dresden. Dresden hat am Mitt-
woch an die 2009 in Sachsens
Landeshauptstadt ermordete
Ägypterin Marwa El-Sherbini er-
innert. Bei einem stillen Geden-
ken am Landgericht, wo das At-
tentat in aller Öffentlichkeit ver-
übt wurde, legten Vertreter aus
Politik und Gesellschaft weiße
Rosen nieder. Die Ägypterin wur-
de am 1. Juli 2009 im Alter von
31 Jahren vor den Augen ihres
Kindes und ihres Ehemannes nie-
dergestochen. Die damals
schwangere Muslimin wollte am
Landgericht als Zeugin aussagen,
nachdem sie ein Jahr zuvor als »Is-
lamistin« und Terroristin« be-
schimpft worden war. Der Ange-
klagte und spätere Täter tötete sie
mit 18 Messerstichen. Er ist we-
gen Mordes zu lebenslanger Haft
verurteilt. Als Motiv gab er Hass
auf Muslime an. epd/nd

Sachsen zahlt weitere 31
Millionen für Fast-Pleite
Dresden. Sachsen zahlt weiter für
die Fast-Pleite seiner früheren
Landesbank. Im zweiten Quartal
dieses Jahres seien 31,4 Millionen
Euro an die Landesbank Baden-
Württemberg (LBBW) gezahlt
worden, teilte das Finanzminis-
terium in Dresden am Mittwoch
mit. Die Gesamtsumme der bisher
aus dem Garantiefonds geleiste-
ten Zahlungen belaufe sich damit
auf rund 1,34Milliarden Euro. Die
Sachsen LB stand 2007 nach ris-
kanten Geschäften einer Tochter
vor dem Ruin und ging per Not-
verkauf an die LBBW. dpa/nd

Skandal um Bayern-Ei
weitet sich aus
München. Nach dem Salmonel-
len-Skandal um eine niederbaye-
rische Firma ermittelt die Staats-
anwaltschaft nun auch wegen
möglicher Verstöße gegen Tier-
schutz-Bestimmungen. Das gab
Bayerns Umweltministerin Ulrike
Scharf (CSU) am Mittwoch be-
kannt. Als Grund nannte sie die
»Überbelegung« eines Stalles nur
zum Zwecke der Gewinnmaxi-
mierung. Das sei Tierquälerei. Die
Staatsanwaltschaft ermittelt be-
reits aus einem anderem Grund
gegendasUnternehmenBayern-Ei
aus Aiterhofen: Untersucht wird,
ob die Firma im Jahr 2014 für ei-
nen Salmonellen-Ausbruch mit
zwei Toten und Hunderten Er-
krankten vor allem in Großbri-
tannien und Österreich verant-
wortlich war. Den Behörden wird
vorgeworfen, viel zu spät einge-
schritten zu sein. dpa/nd

Böse Überraschung am Badesee
Wie sich Seeburg erst eine Bombe einfing, dann mehrere und schließlich eine satte Rechnung
Granaten haben seit 1945 in einem
niedersächsischen Badesee gele-
gen. Dem Schreck über den Fund
folgte ein weiterer: Die betroffenen
Kommunen sollen für's Aufspüren
der Munition 50 000 Euro zahlen.

Von Hagen Jung

Gehofft hatten die Angler am See-
burger See auf Hechte, Forellen oder
BrassenfüreineleckereMahlzeit.Doch
ins Netz ging den Sportfischern am
Pfingstmontag ein höchst unwill-
kommener Fang: ein rostiges Stück
Metall, das sich als scharfe Mörser-
granate aus dem zweiten Weltkrieg
entpuppte, seinerzeit wohl von ir-
gendwem ins Wasser geworfen.
Der Kampfmittelbeseitigungs-

dienst des Landes wurde alarmiert,
der 86 Hektar große, im südlichen
Niedersachsen nahe Göttingen ge-
legene See gesperrt. »Schlimm für ei-
ne Region, die vom Tourismus lebt«,
bekräftigt Arne Behre, Bürgermeis-
ter der zuständigen Samtgemeinde
Radolfshausen. Aber: Es war nicht
auszuschließen, dass noch mehr Mu-
nition im Wasser vor sich hin roste-
te.
Wie berechtigt diese Sorge war,

bestätigten Experten einer Fachfir-
ma. Sie entdeckten beim Suchen im
See weitere Granaten. Weil deren
Transport zu gefährlich gewesen wä-
re, wurden sie an Ort und Stelle ge-
sprengt. Dies wiederum erledigten
die amtlichen Kampfmittelbesei-
tiger. In ihren Aufgabenbereich ge-
hören Abtransport und Entsorgung
des Kriegsmaterials, nicht aber des-
sen Aufspüren.
Diese Kompetenztrennung hat den

Eigentümern des Sees, den kleinen
Realgemeinden Seeburg und Berns-
hausen, eine böse Überraschung be-
schert. Sie sollen die Munitionssu-
che bezahlen: rund 50 000 Euro an
das Unternehmen.
Die Suche wird vom Land nicht fi-

nanziert, erklärte Niedersachsens In-
nenministerium auf Anfrage. Nach
geltender Rechtslage müssten die Re-

algemeinden eigentlich sogar sämtli-
cheKosten für dieBeseitigungderGra-
naten tragen, also auch jene für den
Einsatz des Kampfmittelbeseiti-
gungsdienstes. Doch hier gibt sichNie-
dersachsen großzügig: Um die Belas-
tung der Eigentümer möglichst ge-
ring zu halten, würden sie für Ber-
gung, Transport und Vernichtung des
Kampfmittels »nicht herangezogen«.
Bürgermeister Behre hatte mehr

Unterstützung vom »oben« erhofft,
meint, Bund und Land machten es
sich zu einfach: Derwohl teuerste Akt
der ganzen Aktion, die Suche, werde
den Kommunen überlassen. Weder
Seeburg noch Bernshausen sind mit
Geld gesegnet, erläutert Behre imGe-
spräch mit »nd«. Die beiden Realge-
meinden müssten Kredite aufneh-
men, um die 50 000 Euro überwei-
sen zu können.

Er habe auch daran gedacht, die
Bundeswehr um Hilfe zu bitten, sagt
der Bürgermeister. Immerhin seien
dort Ausrüstung und Fachleute für

solch einen Munitionseinsatz vor-
handen. Doch das Militär dürfe nicht
als Konkurrenz zu Unternehmen auf-
treten. Die Samtgemeinde wolle den
beiden kleinen Kommunen aber un-
ter dieArmegreifen, kündigt Behre an.
Auch ein kommunaler Zweckverband
werde das wohl tun, darüber hinaus
hoffe man auf finanzielle Unterstüt-

zung seitens örtlicher Vereine. Dro-
hen unerwartete Kosten auch einem
Hausbesitzer, der beim Umgraben sei-
nes Gemüsegartens eine alte Granate
entdeckt? Nein, heißt es aus dem Lan-
desinnenministerium. Der Garten-
freund sollte bei solch einem Fund ge-
trost die Polizei verständigen. Sie in-
formiert dann die Kampfmittelbesei-
tiger. Von ihnen werde der Bürger, da
es nur ums Abholen und Entsorgen
geht,keineRechnungbekommen–aus
»Billigkeitsgründen«. Lässt der Klein-
gärtner jedoch sein Gelände auf wei-
tereMunition untersuchen,muss auch
er dies bezahlen – wie die Kommu-
nen am Seeburger See.
Dort kann wieder gesegelt, geru-

dert, geschwommen und auch ge-
angelt werden. Die Sperrung ist auf-
gehoben – es wurde keine weitere
Munition entdeckt.

Ein See in Niedersachsen: Wird dort Altmunition entdeckt, bezahlt das Land nur die Bergung, nicht die Suche im Umfeld. Foto: dpa

»Schlimm für
eine Region, die vom
Tourismus lebt.«
Arne Behre, Bürgermeister

Die Chefin der norddeutschen Lüfte
Erstmals leitet eine Frau eine Kontrollzentrale der Deutschen Flugsicherung

Von Bremen aus wird der gesamte
norddeutsche Luftraum überwacht.
Mit Christine Schierhorn hat die
Kontrollzentrale dort seit kurzem
eine Chefin. Sie ist die erste Frau auf
so einem Posten in Deutschland.

Von Vera Jansen, Bremen

Der Luftverkehr am Himmel würde
ohne Fluglotsen in einem gefährli-
chen Chaos enden. Der Job war vie-
le Jahre eine Männerdomäne. Chris-
tine Schierhorn ergriff den Beruf
trotzdem:Seit April ist sie Leiterin der
Kontrollzentrale der Deutschen Flug-
sicherung in Bremen. Erstmals in
Deutschland gibt es damit eine Frau
auf so einem Posten. Die 36-Jährige
Schierhorn ist Chefin von mehr als
500 Mitarbeitern, darunter rund 300
Fluglotsen.
Inzwischen entscheiden sich im-

mer mehr Frauen für den Job als Lot-
sin, sagt Ute Otterbein von der Deut-
schen Flugsicherung GmbH (DFS).
»Die Frauenquote liegt bei 30 Pro-
zent. Der Beruf wird bei Frauen im-

mer beliebter.« Die DFS ist ein bun-
deseigenes privatrechtlich organi-
siertes Unternehmen mit rund 5800
Mitarbeitern. Rund 2000 Fluglotsen
lenken täglich bis zu 10 000 Flüge im
deutschen Luftraum. Kontrollzent-
ralen gibt es außer in Bremen in Lan-
gen bei Frankfurt am Main, in Karls-
ruhe sowie in München.
Die Chefin der Flugsicherung in

Bremen, Christine Schierhorn, sitzt

inzwischen nicht mehr selbst am Ra-
darschirm. »Ich bin jetzt in der gro-
ßen Flugsicherungswelt angekom-
men«, sagt sie. »Ich bin hauptver-
antwortlich für den Betrieb, vor al-
lem für die Sicherheit. Dazu gehört

die Zusammenarbeit mit den Air-
lines, anderen europäischen
Kontrollzentralen oder auch demMi-
litär.« Von Bremen aus wird der ge-
samte norddeutsche Luftraum von
Kassel bis zur Ost- und Nordsee über-
wacht, mit dabei sind die großen
Flughäfen Berlin, Hannover und
Hamburg. Im Jahr sind das rund
600 000 Flugbewegungen.
Die gebürtiger Wuppertalerin kam

nach demAbitur durch Zufall auf den
Beruf. »Ich hatte keine Berührungs-
punkte zur Luftfahrt, ichwar nur neu-
gierig, ob ich den Eingangstest be-
stehe«, sagt sie rückblickend.Nur fünf
bis sechs Prozent der Interessenten
bestehen nach Angaben von Otter-
bein den schweren Test, bevor über-
haupt die Ausbildung beginnt. »Ei-
gentlich wollte ich mir nur bewei-
sen, dass ich das kann und hatte nicht
die Idee, das wirklich zu machen.«
Doch dann sei es sehr spannend ge-
wesen. »Ich war plötzlich mitten drin
in der Luftfahrt.«
Nach der Grundausbildung und

der praktischen Ausbildung im To-

wer am Flughafen Köln/Bonn war
Schierhorn von 2001 bis 2012 Flug-
lotsin am dortigen Airport. »Das war
mir nicht genug auf Dauer. Ich habe
aus meinem Tower herausgeguckt
und gesucht, was ich noch machen
könnte.« Am 1. April 2012 über-
nahm Schierhorn die Leitung des
Hamburger Towers. Nach drei Jah-
ren nun der nächste Karrieresprung
– für die 36-Jährige eine Herausfor-
derung: »Meine Position ist immer
noch ein echtes Männer-Business.
Man muss sich durchsetzen kön-

nen.« Unter den Fluglotsen im ope-
rativen Bereich sei man sehr direkt
im Umgangmiteinander, sagt Schier-
horn.
Die Mutter von drei Kindern im Al-

ter zwischen drei und sieben Jahren
ist leidenschaftliche Läuferin. »Da-
bei habe ich Zeit, Probleme zu durch-
denken.« In jüngeren Jahren war
Schierhorn zudem Triathletin. »Ich
habe das fünf Jahre sehr ambitio-
niert gemacht und war 2006 beim
Ironman auf Hawaii.« Längst ist da-
für keine Zeit mehr. dpa/nd

Kam durch Zufall zur Flugsicherung: Christine Schierhorn Foto: dpa/Carmen Jaspersen

»Eigentlich wollte ich
mir nur beweisen,
dass ich das kann.«
Christine Schierhorn,
Deutsche Flugsicherung

Haseloff
kann sich nicht
erinnern
U-Auschuss tagte erneut zu
Dessauer Fördermittelaffäre

Magdeburg. In Sachsen-Anhalt
geht die Arbeit des Untersu-
chungsausschusses zur Dessauer
Fördermittelaffäre in die Endpha-
se. In den kommenden Wochen
werde der Abschlussbericht er-
stellt, sagte AusschussmitgliedOlaf
Meister (Grüne) am Mittwoch. Im
Herbst, wenige Monate vor der
Landtagswahl, soll der Bericht
dann im Landtag diskutiert wer-
den. Der U-Ausschuss hatte am
Mittwoch mit Ministerpräsident
Reiner Haseloff (CDU) den vorerst
letzten Zeugen gehört.
DerAusschuss besteht seit 2012.

Er versucht zu klären, inwieweit
Fördermittel in Millionenhöhe, die
zur Qualifizierung von älteren Ar-
beitnehmern gedacht waren, in
dunklen Kassen verschwanden.
Mehrere Firmen sollen in den Jah-
ren 2005 bis 2008 durch Schein-
anträge oder überhöhte Antrags-
summen unzulässig Geld kassiert
haben. Das Gremium will heraus-
finden, ob es im Zusammenhang
mit den Vorgängen Fehler auf po-
litischer Ebene gab.
Haseloff war bereits zum zwei-

ten Mal als Zeuge geladen. Er war
von 2002 bis 2006 Staatssekretär
im Arbeits- und Wirtschaftsminis-
terium, danach Wirtschaftsminis-
ter. Während sich die Ausschuss-
mitglieder der CDU/SPD-Regie-
rungskoalition gänzlich zurück-
hielten, wollte die Oppositions-
bank Details zu den Aufklärungs-
bemühungen im Ministerium nach
Bekanntwerden der Vorwürfe wis-
sen. Haseloff erklärte, er könne
sich an konkrete Vorgänge nicht im
Detail erinnern. »Sie können aber
davon ausgehen, dass da sachge-
recht gearbeitet wurde.«
Grünen-Obmann Meister sagte

nach der Befragung, dass eine Rei-
he von Fragen offen bleibe. »Wir
können keine Schlussfolgerungen
treffen, welche Netzwerke im Hin-
tergrund gearbeitet haben und wie
ihr Zugang ins Ministerium war.«
Der CDU-Obmann Ulrich Thomas
erklärte, die erneute Befragung
habe keine Verquickung des Mi-
nisterpräsidenten in die Förder-
mittelaffäre belegen können. »Aus
Sicht der CDU-Fraktion war die
heutige Vernehmung schlicht und
ergreifend überflüssig.«
Neben der politischen Aufar-

beitung beschäftigt sich auch die
Justiz seit Jahren mit der Förder-
mittelaffäre. Im November hatte
die Staatsanwaltschaft Halle An-
klage gegen die vier Hauptbe-
schuldigten erhoben. Wann der
Prozess beginne, sei derzeit je-
doch noch unklar, sagte ein Spre-
cher des Landgerichts Halle am
Mittwoch. dpa/nd

460 Beißattacken wurden 2014 aktenkundig
Thüringens LINKE will die Hunderassenliste abschaffen und die Tiere nach ihrem tatsächlichen Verhalten einstufen

In Thüringen wurden 2014 fast
140 000 Hunde gehalten, 748 von
ihnenstehenaufderRasseliste.Nun
will die LINKE die Liste abschaffen.

Erfurt. In Thüringen sind im vergan-
genen Jahr mehr Menschen von
Kampfhunden gebissen worden als im
Vorjahr. Laut einer Statistik aus dem
Innenministerium gab es 18 Vorfälle
mit Hunden, die als gefährlich gelten
und deshalb auf der sogenannten Ras-

seliste stehen. Das waren sechs mehr
als 2013. Allein zwölfmal bissen Ame-
rican Staffordshire Terrier zu. Insge-
samt ging die Zahl der aktenkundig
gewordenen Hundeattacken im Frei-
staat jedoch leicht auf 460 zurück.
2013 hatte die Polizei noch 469 Fälle
gezählt, 2012 waren es 462 Fälle.
Im vergangenen Jahr wurden in

Thüringen 138 151 Hunde gehalten,
748 von ihnen stehen auf der Rasse-
liste. Nach Forderung der LINKEN soll

diese Liste abgeschafft werden. Statt-
dessen soll es nach dem Vorbild von
Schleswig-Holstein eine Einstufung
nach dem Verhalten eines Hundes ge-
ben. »Mit der Rasseliste wird Sicher-
heit vorgegaukelt«, begründete die
Justiz-Expertin der Fraktion im Land-
tag, Sabine Berninger, das Vorhaben.
Auch ein Schäferhund, der nicht auf
der Liste steht, könne einen Men-
schen anfallen. Auf der Thüringer Li-
ste stehen vier Rassen: der American

Staffordshire Terrier, Bullterrier, Pit-
bull Terrier und der Staffordshire
Bullterrier. Besitzer dürfen nach den
Worten von Berninger nur dann sol-
che Tiere halten, wenn sie nicht vor-
bestraft sind und nachweisen kön-
nen, weshalb es unbedingt eine sol-
che Rasse sein muss und nicht eine
als weniger gefährlich eingestufte. In
vielen Kommunen müssen die Besit-
zer eine viel höhere Hundesteuer für
Tiere der Rasseliste zahlen. dpa/nd
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Im Kino: »Men & Chicken« von Anders Thomas Jensen

Farm der Tiere
Von Gunnar Decker

D er Titel klingt erst einmal
anzüglich, eben darum,
weil man ihn nicht gleich
beim Wort nehmen will.

Wer sind denn hier die Hühner? Nicht
das, was machohafte Sprüche ma-
chende Männer vielleicht so nennen,
also nicht das Weib mit einem Feder-
vieh verglichen, was ja schon unkor-
rekt genug wäre. Nein, hier geht es
tatsächlich um Hühner, viele sogar,
doch wer Regisseur Anders Thomas
Jensen kennt, weiß, irgendwo ist da
ein Haken. Und den kann man hier,
ohne zu viel vorwegzunehmen, auf ei-
nen für »Men & Chicken« zentralen
Begriff bringen: Mutation!
Jensen ist auf grandiose Weise be-

rüchtigt, wenn es darum geht, Dinge,
die nicht zusammenzugehören schei-
nen, doch zusammenzubringen,wie in
seinem Kinoerfolg »Adams Äpfel« ei-
nen Pfarrer und einen Nazi. Das em-
phatische Zusammenbringen schließt
dabei Handgreiflichkeiten nicht aus,
im Gegenteil!
Erste Szene: Der Vater stirbt. Einer

seiner beiden Söhne ist anwesend, der
andere fehlt unentschuldigt. Aber der
Vater muss Gabriel und Elias, seine
ungleichen Söhne, gut gekannt ha-
ben, denn er hat ihnen seine letzte
Botschaft per Video hinterlassen. Zum
Vor- und Zurückspulen. Leider hat die
Technik vorzeitig versagt und das, was
er noch zu sagen hatte, ist somit Frag-
ment geblieben. Aber so viel ist klar:
Er ist nicht ihr leiblicher Vater. Der
wohne, fast hundert Jahre alt müsse
er inzwischen sein, auf der einsamen
dänischen Ostseeinsel Ork. Dort leb-
ten auch noch Brüder von ihnen und
die Mutter.
Mads Mikkelsen und David Dencik

sind die beiden Brüder, die nun auf ei-
ne skurrile Reise gehen, die sie ei-
nander näherbringt, aber das durch-
aus nicht im harmlos befriedenden
Sinne verstanden, sondern eher im
Sinne von: vereint imSchrecken.Denn
das Gebäude, das sie auf der Insel
schließlich finden, erinnert an ein ver-
wahrlostes früheres Krankenhaus, ein
obskures Sanatorium, wo man auch
genetische Experimente durchführte.
Hier, mitten in der derangierten Tris-
tesse, treffen sie auf ihre Restfamilie,
drei Brüder, die nicht nur ihre Ha-
senscharten vereinen, sondern auch
das problemlose Zugleich von bruta-

ler Prügelei, mit der Gabriel und Elias
empfangen werden, und einem Hang
zu überaus gepflegten biologisch-
theologischen Grundsatzdebatten.
Klar scheint: Der Ort birgt jene

dunklen Geheimnisse, wie sie eine all-
zu schnell voranstürmende Wissen-
schaftsbegeisterung produziert, die
deren schadhafte Resultate hinter di-
cken Kellertüren wegsperrt. Darum
geht es in »Men & Chicken« und mehr
an Handlungs-Details preiszugeben,
wäre unfair. Nur soviel: Der merk-
würdige Familienanhang mit seiner
gewiss pervers zu nennenden Paral-
lel-Neigung zur physischen Gewalt
und – in den Pausen dazwischen – zu
geistreichen Unterhaltungen, pflegt
ein auffälliges Hobby: Tiere ausstop-
fen. Und das wohl nicht nur, weil man

sich mit den Brettern, auf die man all
die toten Füchse oder Vögel montiert
hat, so wunderbar gegenseitig auf den
Kopf hauen kann.
Merkwürdigerweise sehen die hier

herumlaufenden Hühner in einigen
anatomischen Details gar nicht wie
Hühner aus. Und wo ist ihr uralter
leiblicher Vater undwo dieMutter, die
zu treffen sie hierher kamen?
Nein, es ist kein Horrorfilm im en-

geren Sinne, eher eine auf die Spitze
getriebene Groteske, die mit den At-
tributen unseres wissenschaftlich-
technischen Machbarkeitswahns ihr
bitter-böses Spiel spielt. Wenn die Fol-
ge von Gentechnik sein sollte, dass
man eines Tages die Frage der Selbst-
erkenntnis dahingehend beantworten
müsste, welche Arten von Tieren ge-

netisch jeweils ihren Anteil daran ha-
ben (da gibt es überaus unangeneh-
me Vertreter, deren Gene man nicht
gern in sich trüge!), was für ein
Mensch man ist, dann würde man
wohl zwangsläufig zum Wissen-
schaftsskeptiker werden. Züchtung, so
lernen wir in »Men & Chicken«, kann
misslingen – und selbst wo nicht,
scheinen ihre Resultate oft überaus
unsympathisch. Doch nun sind sie in
der Welt.
Bemerkenswert an diesem Film ist

nicht zuletzt die Vertrautheit des ab-
geschiedenen Ortes. Da in Babelsberg
gedreht wurde, kam man schnell da-
rauf, die surrealen Erinnerungen an
ein Krankenhaus, in dem heute an den
Wänden die Farbe abblättert und der
Wind durch zerbrochene Fenster-

scheiben weht, in einem wahrhaft da-
für prädestinierten geisterhaften Ort
zu drehen: in Beelitz Heilstätten.
Das sind dann auf morbide Weise

schöne Bilder geworden. Im ganzen
aber wirkt die Handlung auf konst-
ruierte Weise überdreht und gerade-
zu offensichtlich verkorkst. All die all-
zu schrägen Typen und ihr Geheim-
nis, das sie verbindet, an einem Ort
voll zelebrierter Ödnis, das findet in
»Men & Chicken« doch keinen über-
zeugenden Erzählrhythmus.
Aber vielleicht musste der Regis-

seur nach der genial-simplen Konst-
ruktion von »Adams Äpfel« eine der-
art verkopfte, also jederzeit als aus-
gedacht bemerkbare Handlung erfin-
den, einfach des Experiments, des Ge-
dankenexzesses wegen.

Gute-Nacht-Geschichten mit Gregor (Nikolaj Lie Kaas) Josef (Nicolas Bro) Elias (Mads Mikkelsen) und Franz (Soren Malling) Foto: Rolf Konow/DCM

Weltkulturerbe: In der Türkei und in Irak sind Hunderte antiker Stätten durch ein Staudammprojekt bedroht

Zerstörungen wie durch den Terror des IS
Sie engagieren sich gegen den Bau
des Ilisu-Staudamms. Welches An-
liegen haben Sie an die UNESCO?
Sollte der Ilisu-Staudamm in Betrieb
genommen werden, würde die etwa
10 000 Jahre alte antike Stadt Ha-
sankeyf am Tigris in Nordkurdistan
zerstört werden und den mesopota-
mischen Sümpfen im Süden Iraks
drohte die Austrocknung. Wir sind wir
Teil der Kampagne »Save the Tigris
and Iraqi Marshes« und wir wollen,
dass Hasankeyf, der Tigris und die
südirakischen Sümpfe zum Weltkul-
turerbe erklärt werden.

Gibt es eine Antwort der UNESCO?
Die UNESCO kann nur Anträge von
Staatsregierungen annehmen. Die
Türkei hat zwar einen Antrag wegen
der Stadtmauern von Diyarbakir ein-
gereicht, doch den Antrag für Hasan-
keyf und den Tigris ignoriert Ankara.
Auchdie irakischeRegierung setzt sich
für den Erhalt der mesopotamischen
Sümpfe nicht ernsthaft ein. Wenn sie
es getan hätte, wären die Sümpfe viel-
leicht schon auf der Liste des Welt-
kulturerbes.

Der geplante Staudamms ist Teil des
gigantischen Südostanatolienpro-
jekts (GAP), in dem Euphrat und

Tigris mehrfach gestaut werden sol-
len. Wie ist die aktuelle Lage?
Die Bevölkerung aus dem Ort Ilisu
wurde bereits umgesiedelt. Sie erhal-
ten eine Entschädigung von bis zu
8000 Euro für ihr Haus, weiteres Geld
für ihr Land. Aber dort, wo sie wieder
angesiedelt werden, können sie nichts
mit dem Geld machen. Und ihre Ar-
beit verlieren sie auch. Etwa 20 000
Menschen, die für Großgrundbesitzer
arbeiten, haben weder Land noch ein
Haus. Sie würden gar keine Entschä-
digung bekommen. Bis zu 80 000

Menschen sollen umgesiedelt wer-
den.

Die Türkei scheint entschlossen, das
Projekt gegen allen Widerstand
durchzusetzen. Welche Folgen wird
das haben?
Trotz vieler Unterbrechungen ist der
Damm zu 85 Prozent gebaut. Sollte er
wirklich in Betrieb genommen wer-
den, würde der Tigris nördlich des
Dammes auf 136 Kilometer Länge
aufgestaut und 199 Dörfer würden
ganz oder teilweise überflutet.

Wie sähe das in Irak aus?
Die Sümpfe in Südirak, die sich aus
dem Wasser von Euphrat und Tigris
speisen, würden austrocknen. Dort le-
ben bis zu drei Millionen Menschen,
sie würden ihre Lebensgrundlagen
verlieren. Entlang des Euphrats, der ja
auch durch Syrien fließt, wurden ja
schon Staudämme gebaut und der
Wasserdurchfluss ist erheblich weni-
ger, als noch in den 1980er Jahren.

Die Region war in den letzten Jahr-
zehnten Dürren ausgesetzt, der Kli-
mawandel ist zu spüren, es gibt sehr
viel weniger Wasser und immer
mehr Menschen ...
... und der Bau von Staudämmen ver-
schlimmert die Situation. Wir haben
heute bis zu zehn Prozent weniger
Niederschlag in der Region, wir müs-
sen umdenken und kleine Lösungen
für den Wasser- und Energiebedarf
entwickeln. Weder am Euphrat noch
am Tigris sollte Strom erzeugt wer-
den und die Türkei sollte das Wasser
nicht zur Bewässerung großflächiger
Agrargebiete verschwenden. Dieses
Wasser fehlt in Irak und Syrien.

In Ihrer Presseerklärung verglei-
chen Sie die Zerstörungen, die der
Ilisu-Staudamm anrichten würde

mit der Zerstörung durch den selbst
ernannten »Islamischen Staat« (IS).
Ist dieser Vergleich nicht überzo-
gen?
Der Vergleich mag krass sein, aber
nicht überzogen. Der Ilisu-Staudamm
und all die anderen Staudämme, die
entlang von Euphrat und Tigris ge-
baut oder geplant sind, zerstören nicht
nur Hasankeyf und die südirakischen
Sümpfe, sondern auch Hunderte an-
derer historischer Stätten, die nochgar
nicht ausgegraben und erkundet wur-
den. Sie zerstören auch die immate-
rielle Kultur, die mit dem Leben der
Menschen in dieser Region und ent-
lang der Flüsse verbunden ist. Die Sei-
denstraße ging hier entlang, das so-
ziale und kulturelle Leben spielt sich
seit Jahrtausenden in den Tälern ent-
lang der Flüsse ab. Wenn das über-
flutet wird, wird alles zerstört. Wenn
50 000 Menschen wegen des Baus
vom Ilisu-Staudamm vertrieben wer-
den, wenn in Irak 500 000 Menschen
wegen der Staudämme ihre Lebens-
grundlagen verlieren, dann ist der
Vergleich nicht übertrieben. Die Form
der ZerstörungunddieMotivation, die
dahintersteht, sind andere als die des
IS, aber das Resultat ist vergleichbar.

www.iraqicivilsociety.org

Zum ersten Mal seit 20 Jahren tagt
seit dem 28. Juni das UNESCO-
Welterbekomitee in Deutschland. In
Bonn berät das Gremium noch bis
zum 8. Juli u.a. über neue Weltkul-
turerbestätten. In der Türkei setzt
sich eine Initiative dafür ein, dass die
antike Stadt Hasynkeyf auf die
UNESCO-Liste gesetzt wird. Die
Stadt am Oberlauf des Tigris ist
durch ein Staudamm-Projekt be-
droht. Karin Leukefeld sprach mit
Ercan Ayboga von der »Initiative zur
Rettung von Hasankeyf« über die
Chancen, die dieser Antrag hat.
Foto: Karin Leukefeld

»Nicht die Kinder bloß
speist man/
Mit Märchen ab.«
Gotthold Ephraim Lessing

Bachmann-Tage

Der Wettstreit
hat begonnen
E iner der wichtigsten Litera-

tur-Wettbewerbe im deutsch-
sprachigen Raum hat am Mitt-
woch im österreichischen Kla-
genfurt begonnen. 14Autoren und
Autorinnen bewerben sich mit
bisher unveröffentlichten Texten
um den prestigeträchtigen Inge-
borg-Bachmann-Preis. Die 39.
»Tage der deutschsprachigen Li-
teratur« wurden vom deutschen
Schriftsteller und Preisträger von
2010, Peter Wawerzinek, am
Abend eröffnet. Der mit 25 000
Euro dotierte Hauptpreis ist nach
der österreichischen Schriftstel-
lerin Ingeborg Bachmann (1926-
1973) benannt und wird am
Sonntag verliehen. Im Fernsehen
werden Lesungen, Diskussionen
sowie die Preisverleihung live auf
3sat übertragen.
Im vergangenen Jahr hatte der

Cartoonist, Musiker und Reise-
schriftsteller Tex Rubinowitz den
Ingeborg-Bachmann-Preis für den
Text »Wir waren niemals hier« ge-
wonnen. dpa/nd

Bundeshaushaltsentwurf

Millionen
versprochen
Die Bundesausgaben für Kul-

tur sollen im kommenden
Jahr um rund 60 Millionen Euro
und damit um etwa fünf Prozent
steigen. Das sieht der Haushalts-
entwurf vor, der am Mittwoch im
Kabinett beraten wurde. Kultur-
staatsministerin Monika Grütters
(CDU) nannte das neuerliche Plus
für ihren Etat ein großartiges Sig-
nal. »Der Bund gibt den Künsten
eine Perspektive und geht trotz
Schuldenbremse und ausgegli-
chenem Haushalt mit gutem Bei-
spiel voran«, erklärte sie nach An-
gaben ihres Hauses. Der Haushalt
muss noch vom Parlament bera-
ten und beschlossen werden. dpa

Giacometti-Fälscher

Millionen
ergaunert
Im millionenschweren Betrugs-
fall um Hunderte gefälschte

Giacometti-Skulpturen steht seit
Mittwoch ein Bildhauer vor Ge-
richt. Der 56-Jährige gilt als künst-
lerischer Kopf einer Bande, die mit
wertlosen Metall-Skulpturen in
Deutschland Millionen gemacht
hat. Laut Anklage geht es um ei-
nen Schaden von acht Millionen
Euro. Es habe Pläne gegeben, mit
Fälschungen weitere 50 Millionen
Euro zu erzielen.
Werke des Schweizer Bildhau-

ers Alberto Giacometti (1901-
1966) werden auf dem Kunst-
markt hoch gehandelt. Seine
Bronzefigur »Zeigender Mann«
wurde im Mai für rund 141,3 Mil-
lionen Dollar versteigert und stell-
te damit einen Rekord der teuers-
ten je versteigerten Skulptur auf.
Das Landgericht Stuttgart hat

in dem Fall bereits fünf Urteile
gefällt: Die beiden anderen Köp-
fe der Bande erhielten Haftstra-
fen von jeweils mehr als sieben
Jahren. Der Bildhauer war in
Thailand untergetaucht. Das
Landgericht hat sieben weitere
Termine terminiert. dpa/nd
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Nüchtern betrachtet
Rolf Ludwig

Rolf Ludwigs Film- und Thea-
terrollen sind Legende. Sein Le-
ben verlief nicht ohne Umwege
und Schicksalsschläge, war aber
auch reich an glänzenden Er-
folgen, herausfordernden Auf-
gaben und Glücksfällen. Un-
sentimental plauderte er in sei-
ner Autobiografie aus demNäh-
kästchen und schüttete mit
Schwung einen Sack voller The-
ateranekdoten, Kantinen- und
Stammtischweisheiten aus. So
kannte und liebte ihn sein Pub-
likum. Er starb 1999.
Das Neue Berlin.
320 S., br., 14,99 €

Der Schneeleopard
Tess Gerritsen

In Boston wird die Leiche eines
Jägers und Tierpräparators ge-
funden – ausgeweidet und auf-
gehängt wie eines seiner Beu-
tetiere. In den Wäldern werden
Knochenreste eines weiteren
Opfers entdeckt. Es scheint ei-
ne Verbindung zu einem fünf
Jahre zurückliegenden Vorfall
in Afrika zu geben, wo die Teil-
nehmer einer Safari förmlich
abgeschlachtet wurden. Nur ei-
ne Frau entkam dem Massaker
und könnte Jane Rizzoli helfen,
den Mörder zu identifizieren.
Wird das gelingen?
Limes. 412 S., geb., 19,99 €

Von der Liebe, linken
Händen und der Angst
vor leeren Einkaufskörben
Fred Vargas

Mit diesem Buch unternimmt
Fred Vargas den Versuch, das
»monströse Knäuel des Lebens«
zu entwirren und den Schlüssel
zum Glück zu finden: Nur wer
das Unnötige schätzt, ist im-
stande, die Balance zu halten
und einen direkten Draht zum
Glück herzustellen. Die Autorin
entwirft eine hinreißende klei-
ne Farbenlehre zum Thema Lie-
be – und öffnet die Augen für
den Sinn des Nichtstuns.
Aufbau. 220 S., br., 8,99 €

Napoleons Rückkehr
Volker Hunecke

Napoleons Flucht von Elba, die
Schlacht von Waterloo und die
Verbannung nach Sankt Hele-
na: In seiner Erzählung lässt
Volker Hunecke die hochdra-
matischen Ereignisse der letz-
ten »hundert Tage« der napo-
leonischen Herrschaft wieder
lebendig werden. Wie wollte
Napoleon sein Kaisertum wie-
derherstellen? Warum war er
zum Scheitern verdammt? Mit
seiner erneuten Machtergrei-
fung brachte er Krieg und Ver-
derben über sein eigenes Land...
Klett-Cotta.
260 S., geb., 21,95 €

Montecristo
Martin Suter

Ein Personenschaden bei einer
Fahrt im Intercity und zwei
Hundertfrankenscheine mit
identischer Seriennummer: Auf
den ersten Blick hat beides
nichts miteinander zu tun. Auf
den zweiten Blick schon. Und
Videojournalist Jonas Brand
ahnt bald, dass es sich nur um
die Spitze eines Eisbergs han-
delt. – Ein aktueller, hoch-
spannender Thriller aus der
Welt der Banker, Börsenhänd-
ler, Journalisten und Politiker –
das abgründige Szenario eines
folgenreichen Finanzskandals.
Diogenes. 308 S., Ln., 23,80 €

Frauen sind die
besseren Männer
U. S. Levin
DiebestenSatirenausdenlängst
vergriffenen Büchern von U. S.
Levin: Darin begegnen dem Le-
ser die Protagonisten – der Ich-
Erzähler, seine Frau und das
nachbarliche Ehepaar Stürzler –
in Szenen, die das Eheleben
schreibt. Sogeht esumdieAngst
des Mannes um sein bestes
Stück, sein Auto, und darum, ob
die Ehefrau ans Steuer darf. Das
alleine kann schon Albträume
hervorrufen. Und wenn dann
noch die junge Nachbarin im
Fahrstuhl auftaucht...
MdV. 144 S., geb., 9,95 €

Begegnungen
mit Benjamin
Erdmut Wizisla (Hg.)
Er gilt als Melancholiker, Ein-
zelgänger und Pechvogel, ob-
wohl ihm so vieles gelungen ist.
Menschen, die ihm nahestan-
den, liebten sein Lachen, seine
Begabung zur Freundschaft und
die Fähigkeit zum Genuss. Er
zockte, nahm an Drogenexpe-
rimenten teil, er reiste, er lieb-
te, oft unglücklich, vor allem an-
deren aber schrieb er. Wer war
der Mann, der zu den einfluss-
reichsten Intellektuellen des 20.
Jahrhunderts zählt?
Lehmstedt.
399 S., geb., 24,90 €

Heinrich Dathe
Katrin Böhme u.a. (Hg.)

Professor Dr. Heinrich Dathe
(1010 - 1991) zählte zu den be-
kanntesten deutschen Zoologen
des 20. Jahrhunderts. Seine Le-
bensaufgabe fand er 1954 im
Aufbau eines unverwechselba-
ren Landschaftstiergartens in
Berlin-Friedrichsfelde. Wegge-
fährten, Tiergärtner, Zoologen
und Naturschützer, Pädagogen
und Historiker erhellen in in
diesem Sammelband – in enger
Verbindung zur Familie Dathe
– wichtige Prägungen und Wir-
kungen seiner Person.
Basilisken-Presse.
335 S., br., 24 ,00 €

Allein unter Deutschen
Tuvia Tenemnbom

Tuvia Tenenbom, aufgewach-
sen als Sohn eines Rabbiners in
Jerusalem, nimmt auf äußerst
amüsante Weise die Marotten
undMacken der Deutschen aufs
Korn und zeigt zugleich ein
ebenso erschreckendes wie er-
hellendes Bild von Deutsch-
land.
Suhrkamp. 430 S., br., 9,99 €

Im Schatten
der Roten Kapelle
Peter Böhm
Das ungewöhnliche Leben des
Hans Voelkner, Sohn von Mit-
gliedern der »Roten Kapelle«:
1949 Verurteilung wegen Spi-
onage für Frankreich zu sechs
Jahren Haft. Ab 1962 Spion der
HVA der DDR in Paris. Enttar-
nung, Verurteilung zu zwölf
Jahren. 1975 Begnadigung...
Edition Ost. 256 S., br., 14,99 €

Postkartenkalender 2016
Eulenspiegel

Alle Jahre wieder, und das seit
über einem halben Jahrhun-
dert,geleitetEulenspiegelsPost-
kartenkalenderhumorvoll durch
das Jahr. Hier finden Sie be-
kannte Cartoonisten mit fre-
chen und aktuellen Motiven auf
28 Hochglanzpostkarten.
Eulenspiegel. 25 x 10 cm, 9,99 €

Rufmord
Wolfgang Gehrcke

Die deutsche Linke wird immer
wieder mit dem Verdikt des An-
tisemitismus belegt. Zielen sol-
cheVorwürfe inWirklichkeit auf
den Antikapitalismus der Lin-
ken? Der Autor deckt auf, wel-
che formellen und informellen
Netzwerke solche Propagan-
dafeldzüge inszenieren.
Papyrossa. 160 S., br., 12,90 €

38 Argumente gegen
TTIP, CETA, TiSA & Co.
Harald Klimenta u.a.
27 Autoren tragen 38 schlag-
kräftige Argumente vor, wa-
rum sie gegen TTIP, CETA & Ti-
SA sind: Die Verträge sind nicht
einmal teilweise zu retten! Das
Buch macht Mut, die Argu-
mente in der Öffentlichkeit vor-
zutragen – und liefert Baustei-
ne für Alternativen.
VSA. 94 S., br., 7 €

Gartengeflüster
Hellmuth Henneberg

»Fernsehgärtner« Hellmuth Hen-
neberg hat – vor allem in Berlin
und Brandenburg – unzählige
Gärten, Grünanlagen und Parks
besucht. In seinem Buch teilt er
vielfältige Gartenerfahrungen
mit. Hinweise auf reizvolle An-
lagen und die Möglichkeit, sie
zu besuchen, vervollständigen
das Bild vom »Garten als einer
Möglichkeit zu leben«.
Neues Leben.
141 S., geb., 17,99 €

Die Hölle von Gaza
Bahij Spiewak

360 Quadratkilometer, 1,8 Mio.
Menschen: Gaza – das größte
Gefängnis des Planeten. In den
vergangenen sechs Jahren hat
die israelische Besatzungsmacht
diesen schmalen Landstreifen
zweimal angegriffen, Tausende
Tote stehen im Ergebnis. Ein er-
schütternder Bericht.
Laika. 127 S., br., 11,90 €

Als Maradona
80.000 lockte
Gottfried Weise
Die Auftritte von DDR-Fuß-
ballmannschaften auf der in-
ternationalen Bühne fanden bei
ihren Anhängern ein überra-
gendes Interesse. Eine span-
nend zu lesende Zeitgeschich-
te, die durch Reportagen und
prominente Zeitzeugengesprä-
che lebendig wird.
Werkstatt. 204 S., geb., 19,90 €

Hurra,
ich bin ein Schulkind
Hans Hellbach (Hg.)
Erinnern Sie sich an Ihre Ein-
schulung? Was war in der
Schultüte? Was gehört in die
Mappe? Wer hat mitgefeiert?
Wer waren Ihre Klassenkame-
raden? Nein? Ihren Kindern,
EnkelnundUrenkelnwirdesmit
diesem Buch leichtgemacht, all
diese Eindrücke und Fakten
festzuhalten.
Eulenspiegel-Kinderbuch.
44 S., geb., 12,99 €

Ein Denkzettel
für Büschelohr
Ruth Weber
Die faule Eule Büschelohr setzt
sich gern in gemachte Nester,
doch der kleine Vogel Blau-
schwanz lässt sich das nicht ge-
fallen. Zum Glück erhält Blau-
schwanz Hilfe von der Wolke
Quellkopf in dem ungleichen
Kampf.
Ein schön illustriertes Bilder-
buch für Kinder ab 3 Jahren.
LEIV. 14 S., Pappband, 5,50 €
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Urs Zürcher spielt eine denkbare Eskalation des Kalten Krieges durch

Die Wahrheit der Fiktion
Von Björn Hayer

W as wäre, wenn … etwa der
Kalte Krieg doch zu einem
heißen geworden wäre?

Wie sähe – gesetzt den Fall, es gäbe
sie überhaupt noch! – wohl die heu-
tige Weltordnung aus? Und nicht zu
vergessen: Was wäre aus den Schwei-
zern geworden, die sich immer so
hervorragend in der Kunst politi-
scher Neutralität geübt haben?
Mit Verve und ironischem Eulen-

spiegel-Temperament spielt der stu-
dierte Philosoph und Literaturwis-
senschaftler Urs Zürcher in seinem
epischen Debüt »Der Innerschwei-
zer« ein mögliches Szenario der Es-
kalation durch: Aufgeheizt von der
politischen Großwetterlage, begeht
der Student U. samt seiner radikali-
sierten WG 1985 bei Basel einen Mi-
litäranschlag, in dessen Folge der
ranghöchste russische Spion ums Le-
ben kommt. Zwar löst das Attentat
keinen Countdown für Atomraketen
aus, doch der massive Gegenschlag
der Sowjets lässt nicht auf sich war-
ten. Binnen kurzer Zeit marschiert die
Rote Armee durch Europa bis an die
Schweizer Grenzstadt. Bald liegt Ba-
sel mehr oder weniger in Schutt und
Asche. Hehlerbanden und Kriminelle
regieren auf den Straßen.

Das in beschwingten bis sarkasti-
schen Tönen verfasste Tagebuch des
Ich-Erzählers, welches die Dekade
zwischen 1979 und 1989 umfasst,
schreibt sich in das Genre der Alter-
nate-History-Romane ein und lässt
uns eindrücklich begreifen, wie nah
die Welt in der zweiten Hälfte des 20.
Jahrhunderts am gefährlichen Ab-
grund stand.
Dass der 1963 geborene und pro-

movierte Lehrer die gen Ende hin im-
mer apokalyptischer werdende Land-
schaft der Eidgenossen in keines-
wegs resignativer Stimmung ein-
fängt, macht den besonderen Reiz
dieses ausgezeichneten, lediglich
deutlich zu lang geratenen Wälzers
aus: Es geht ihmweniger um einemo-
ralische Abrechnung mit historischen
Fehlentwicklungen in seinem Land
als vielmehr um einen souveränen
Umgang mit schwierigem geschicht-
lichen Erbe.
Sein Rezept besteht im Humor, in

skurrilen Figurenzeichnungen, Schil-
derungen absurder Gedankenspiele
und in derGroteske des Krieges selbst.
So liest man etwa als einzige Beob-
achtung zum 12. August 1987: »Noch
immer große Teile von Kleinbasel
überschwemmt. Petra erzählte, in ei-
nigen Wohnungen seien Aale in den
WCs aufgetaucht.«

Um dem drohenden Nichts, der
Zerstörung all dessen, was die abend-
ländische Zivilisation ausmacht, nicht
das letzte Wort zukommen zu lassen,
spart der Autor nicht mit komischen
Einfällen. So gelingt es, einen refle-
xiven Abstand zu gewinnen und un-
ser Heute im Gestern zu spiegeln.
»Die GEGENWART richtig zu se-

hen ist die wahre Kunst« – dieser Satz
klingt wie ein Appell, die virulente
Gemengelange unserer Tage zwi-
schen dem Westen und Russland neu
zu bewerten, sie mehr in einem ge-
schichtlichen Kontext zu sehen.
Wir sollten, dies mag vielleicht die

entscheidende, jedoch in jeder Hin-
sicht undogmatische, ethische Bot-
schaft des Romans sein, uns gegen-
wärtig mehr denn je der Verpflich-
tung bewusst sein, im politischen
Handeln immer auch die Alternati-
ven mitzudenken.
Urs Zürcher erzählt rasant, spie-

lerisch und hält uns zugleich zum In-
nehalten an. Seine Wendungen sind
fiktiver Natur und doch besitzen sie,
wenn wir uns die derzeitige Situati-
on in der Ostukraine anschauen, eine
erschreckende Aktualität.

Urs Zürcher: Der Innerschweizer. Ro-
man. Bilger Verlag. 720 S., geb.,
34,90 €.

Alex Capus lächelnd im Menschentreiben

Olten ist überall
Von Werner Jung

Fünf Nachbarn habe er, »die
mit Vornamen Urs heißen«,
schreibt Alex Capus in sei-

nem Büchlein, das aus einer Aus-
wahl seiner wöchentlichen Kolum-
nen für den »Oltner Stadt-Anzei-
ger« besteht. Eigentlich seien es so-
gar sechs, nur der Sechste wolle
nicht, dass man über ihn schreibt.
Man unterhält sich, grillt mitei-
nander, streitet und verträgt sich
wieder – und erzählt sich Ge-
schichten über Gott und die Welt,
vornehmlich die Schweiz und ihre
Bewohner, ganz vorne an natürlich
die Oltener selbst. Diese, kann man
lesen, sind überall und zu jeder Zeit
bereits dort, wenn ihr Chronist erst
auftaucht: »Am Rheinfall in Schaff-
hausen, auf dem Pedalo am Co-
mersee, in Venice Beach, Los An-
geles, in Wuppertal oder Eindho-
ven, auf Samoa, in Tirana, Botswa-
na, Daressalam – überall ist schon
einer aus Olten da, der winkt und
grüßt und sagt: ›Was machst du
denn hier?‹«
Capus erzählt launige und skur-

rile Begebenheiten, schaut seinen
Ursen aufs Maul und besticht durch
genaue Beobachtungen, die bes-
tens eingepackt sind in einen ihm

eigenen Humor. Ein Humor, der
weniger als ein »Geister- und Got-
tesleugner« (Jean Paul) auftritt, als
mit mildem Lächeln dem Men-
schentreiben begegnet. Man erfährt
aber auch noch viel Persönliches in
diesen kleinen Texten: über Capus’
Frau und die vier Kinder, seine Ge-
wohnheiten und seine Herkunft –
zum Beispiel über den Großvater,
der als Polizeitechniker in Paris ge-
arbeitet und mit dem die Familie
gemeinsam die Sommermonate in
der Normandie verbracht hat. Hier
lernt der kleine Junge das »Sirren
der Gleise« kennen, als der Groß-
vater ihm beibringt, das Ohr an die
Gleise zu halten, um früh das He-
ranbrausen der Züge zu erkennen.
Darin steckt viel Liebe und Zunei-
gung, aber auch Wehmut über ei-
nen unwiederbringlichen Verlust:
»Heute fährt die kleine Bahn nicht
mehr, die Schiene wurde abgebaut,
und auf der Trasse wachsen Bäu-
me. Das Bauernhaus hat mein Va-
ter verkauft. Die Sommerferien ver-
bringt unsere Familie nicht mehr
gemeinsam in der Normandie, son-
dern in alle Winde verstreut.«

Alex Capus: Mein Nachbar Urs. Ge-
schichten aus der Kleinstadt. Hanser.
128 S., geb., 12,90 €.

Selbstverlust
Jemand kann sich um seine
Echtheit betrügen, indem er
sich verstellt. Was er sagt und
tut, geschieht um eines Ziels
willen, als bloßes Mittel zum
Zweck. Etwa, um einem künf-
tigen Arbeitgeber zu gefallen.
Oder dem Lehrer. Oder der
Frau, die ihn anzieht.Was
man zeigt ist künstlich, eine
zweckmäßige Fassade, die in
sich zusammenfällt, wenn
man mit sich allein ist und die
Entfremdung spürt, die das
alles bedeutet. Tückisch ist die
Entfremdung, wenn man sie
nicht mehr spürt: wenn die
Verstellung so weit nach innen
gesickert ist, dass sie als solche
nicht mehr erkennbar ist. Nun
hält man sich für einen, der
tatsächlich glaubt und fühlt,
was er sagt ...

»Eine Art zu leben. Über die Viel-
falt menschlicher Würde« heißt
das Buch von Peter Bieri. Anhand
von Beispielen aus dem Alltag
und der Literatur entwickelt der
Schweizer Philosoph eine Theorie
der Lebenskunst (Hanser, 384 S.,
geb., 24,90 €)

ZUM SCHMÖKERN

Das Paradies, damals auf einem Bau-
ernhof: »Das Lachen meines Va-
ters« – autobiografisch fundiert sind
die »Geschichten aus der Kindheit«
von Urs Schaub. Erzählungen vom
Glück in einem kleinen barocken
Universum mit dem Großvater, den
Tanten, dem Knecht »Müsli« und der
schönen Cousine mit den schwarzen
Zöpfen (Limmat, 115 S., geb., 28 €).

Ein Journalist namens Mario reist
kurz vor dem Mauerfall für eine Re-
portage in die DDR. Wie der Kalte
Krieg auch in sein Leben hinein-
reicht, das muss er erst noch he-
rausbekommen: »Auf beiden Sei-
ten« – im Roman von Lukas Hart-
mann geht es vor allem auch um Ma-
rios bewunderten Deutschlehrer, der,
wie sich herausstellt, Mitglied der
Geheimorganisation P-26 war (Dio-
genes, 31 S., geb., 23,90 €).

Als Sohn eines Vaters aus Trinidad ist
er in der Schweiz geboren: Aus ei-
gener Erfahrung erzählt Martin R.
Dean in seinem Band »Verbeugung
vor Spiegeln« über »das Eigene und
das Fremde«. Abwehr, Regulierung,
Integration? Nein, so seine Schluss-
folgerung, man müsse darauf beste-
hen, dass das Fremde fremd bleibt.
Nur so eröffnen sich uns neue Er-
fahrungsmöglichkeiten (Jung und
Jung, 104 S., geb., 15,90 €).

Über rebellische Eltern, vorsichtige
Kinder und das unaufhaltsame Ver-
streichen von Lebenszeit: »Wir zäh-
len unsere Tage nicht« – im Mittel-
punkt des neuen Romans von Silvio
Blatter stehen Isa und Severin, zwei
Künstler, deren große Zeit vorbei zu
sein scheint, die aber noch längst
nicht aufgeben wollen (Piper, 291 S.,
geb., 19,99 €).

Er muss plötzlich seinen Posten als
Geschäftsführer räumen, sie erfährt
aus der Zeitung vom Tod ihres Lieb-
habers: Wie ein Ehepaar den Boden
unter den Füßen verliert, davon er-
zählt Andrea Gerster in ihrem Ro-
man »Verlangen nach mehr«. Gran-
dioses Scheitern, weil nichts mehr so
ist wie es war? Erst einmal geht es
turbulent und skurril zu. Aber was
davon soll man glauben? (Lenos Ver-
lag, 155 S., geb., 21,50 €).

Sind Sie Senkrechtstarter oder Nest-
hocker, Bürgerschreck oder Verfüh-
rer? Der Schweizer Psychiater Mario
Gmür kann Ihnen in seinem Buch
»Büroklammern verbiegen« die
Frage auf überraschend einfache
Weise beantworten (Kein und Aber,
256 S., geb., 12,50 €).

Matthias Zschokke, Christoph Gei-
ser, Thomas Hürlimann, Ursula Fri-
cker, Silvio Huonder, Stefanie Sour-
lier und andere: Jenen Schweizer Au-
torinnen und Autoren, die in Berlin
leben oder gelebt haben, widmet der
Rotpunktverlag unter dem Titel »Fo-
kus ›Berlin – mein Ding‹« das Jahr-
buch »viceversa literatur 8« (288 S.,
geb., 30 €).

Michael Fehr: Ein Krimi als Klang

Schweizer Wetter
Von Irmtraud Gutschke

D ie Schweiz im Schlamm?
Stellt man sich nicht lieber
Almwiesen unter blauem

Himmel vor oder eine malerische
Stadt am See? Aber mit Postkarten-
idylle will Literatur natürlich nicht
dienen. Und Michael Fehr hat mit
»Simeliberg« große Literatur ge-
schaffen. Einen Krimi, der mitreißt
und verstört, der noch lange in ei-
nem nachhallt, weil manches ein
Rätsel bleibt.
»Grau / nass/ trüb/ ein Schwei-

zerWetter/ ziemlich ab vomSchuss«
– so beginnt der Text. Rhythmische
Prosa, die auch bei stiller Lektüre ih-
re Kraft behält. Dennoch: Dies ist ei-
ne Geschichte, die den Live-Vortrag
des Autors will oder das eigene lau-
te Lesen. Vielleicht wäre sie so nicht
entstanden, wenn Michael Fehr se-
hen könnte wie du und ich. Aber er
leidet an einer juvenilen Makulade-
generation, einer Sehschwäche, die
ihn zwingt, seine Werke per Diktat
zu erstellen. Die Lektüre macht neu-

gierig auf die Person des Autors. Der
Schriftsteller sei 1982 geboren und
in Gümligen bei Bern aufgewach-
sen, erfährt man aus der Kurzbio-
grafie im Buch. Youtoube zeigt ei-
nen schlanken, fast hageren Mann
in Schwarz, dessen Schwizerdütsch
für unsereins teils schwer verständ-
lich ist.
Aber »Simeliberg«, ausgezeichnet

beim Ingeborg-Bachmann-Wettbe-
werb 2014, ist in Hochdeutsch ver-
fasst. In einer ungemein präzisen,
atmosphärisch dichten Sprache.
Sollte man kürzen müssen, täte es
einem leid um jedes Wort. Die Ein-
sprengsel aus dem Alemannischen
werden im Glossar erklärt, man ver-
steht sie auch so, weil man sich bald
schon selbst in dieser Wirklichkeit
fühlt. Über einen »pflotschigen Karr-
weg« fährt Gemeindsverwalter Grie-
se zu einem abgelegenen Haus. In
seinem verdreckten Landrover ver-
staut hat er für alle Fälle eine »Bau-
ernundwaldschratrepetierbüchse«.
Die braucht er allerdings nicht, um
den Bauern Schwarz abzuholen. Der
soll mit aufs Amt, um seine Fürsor-
geansprüche zu klären. Eigentlich
gehöre er in Polizeigewahrsam,
denkt Griese. Seine Frau wurde lang
nicht gesehen. Hat er sie umge-
bracht?
Da rollt sich ein Kriminalfall auf,

aber in den Vordergrund rückt an-

deres. Grieses Gehabe und Schwarz’
Gerede über Sozialismus, Ultrana-
tionalismus und künftige Marsex-
peditionen. Nicht ganz richtig im
Kopf scheint das Bäuerlein, aber
auch nicht ganz dumm. Eine Kas-
sette voll Tausender zeigt er dem
Verwalter, spricht von einer Kiste
russischer Maschinenpistolen.
»Wenn die Zeit kommt/ sag ich dir/
wenn die Zeit reif ist …«
Aber dann geht alles ganz schnell.

Während Schwarz, wie Griese woll-
te, in Untersuchungshaft sitzt, wird
im Garten die Leiche seiner Frau
ausgegraben – keines gewaltsamen
Todes gestorben. Doch bald werden
noch mehr Särge nötig sein. Griese
beobachtet junge Männer in
schwarzen Uniformen, die Benzin-
fässer in Schwarz’ Haus rollen. Ei-
ner, Anton, der Sohn jener Frau, mit
der er ab und an schläft, richtet eine
Maschinenpistole auf ihn und gibt
sich martialisch. »Eine neue Ord-
nung von Starken wollen wir …/
Macht dem Heimatland/ davon ver-
stehst du nichts/ du bist ein kleiner
Scheisser aus dem scheiss
Ausland …« Darauf wird Griese im-
mer wieder angesprochen, nicht nur
wegen seines Vornamens Anatol.
Muss sich erklären, sogar im Waf-
fenladen, wo er ein Zielfernrohr
kauft: »Mein Vater war Deutscher/
aber meine Mutter ist von hier«.
Herkunft scheint eine Rolle zu spie-
len auch bei der Polizei, die bald
noch einen größeren Kriminalfall zu
untersuchen hat. Sieben Tote, das
Haus von Schwarz in Trümmern.
Was ist geschehen? »Scheisser«,

so nennt ihn nun auch die Kom-
missarin, die seine Lampe am Tat-
ort gefunden hat. Man blättert zu-
rück. Könnte es sein? Ein über-
diensteifriger Mann, ein Dorf, wo
man einander misstrauisch beäugt
(wieso hat Bauer Schwarz so ein
großes Haus?), dazu Ordnungs-
hüter, mit denen man lieber nichts
zu tun haben möchte. Der Amts-
schimmel wiehert und will die
schwarzen Uniformen nicht sehen.
Nazis in der Schweiz – mit Schlag-
worten kommt man dem nicht bei,
was hier beunruhigend im Unter-
grund ist. Denn: »mit dem Natio-
nalismus kriegst du sie bald dran/
die Masse/ die Heimatlosen/
Tatendurstigen …«, so prophezeit
Schwarz, »von nationalistischen
Werten kann die Elite im Dunkeln
sauber den Rahm abschöpfen und
unbehelligt die Massen pressen und
melken …«

Michael Fehr: Simeliberg. Verlag Der
gesunde Menschenverstand. 140 S.,
Leinen, 22 €.
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Hannes Binder – unnachahmlich
Was geschieht da über dem Rhein? Die Bilder von
Hannes Binder bleiben immer ein wenig rätselhaft,
wie auch die Geschichte, die er in seiner Graphic No-
vel erzählt, keine geradlinige ist.
Authentisch der Anlass: Er hat Tagebücher seiner

Großmutter gefunden und sich für seinen Urgroßva-
ter interessiert. Der wollte auch Maler werden, aber
sein Vater riet ab. Der Ururgroßvater Binders stellte
in handwerklicher Kleinarbeit Kämme her, doch bald
wird per Schiff billige Ware aus Kautschuk geliefert.
Der Fortschritt macht die einen reich und die ande-

ren brotlos. So wie den Färber Mugg, der irgend-
wann als Leiche aus dem Rhein gefischt wird.
Und wie steht es um seine eigene Profession, fragt

sich der Schweizer Künstler, wenn jeder per Compu-
ter schon Zeichnungen herstellen kann? Dem trotzt
er mit seiner aufwendigen Schabkartontechnik: Mit
einem Messer werden weiße Linien aus einer dünnen
schwarzen Schicht gekratzt. Ein Buchkunstwerk. ig

Hannes Binder: Die Chronik des Zeichners. Limmat Ver-
lag. 144 S., geb., 38 €).



18 Feuilleton
*

Donnerstag, 2. Juli 2015 uneues deutschland

Bayern Sat1 Pro7 DLF

Hessen RTL VOX DR Kultur

ARD ZDF Arte 3Sat MDR RBB NDR WDR

SWR

PHOENIX

KIKA

 	 5.30	  Morgenmagazin
 	 9.00	  Tagesschau Mit Wetter
 	 9.05	  Rote Rosen Telenovela
 	 9.55	  Sturm der Liebe Telenovela
	10.45	  Um Himmels Willen
	11.35	  Papageien, Palmen & Co.
	12.00	  Tagesschau Mit Wetter
	12.15	  ARD-Buffet U.a.:   Martina Lam-

mel gestaltet eine Sonnenuhr
	13.00	  Mittagsmagazin
	14.00	  Tagesschau Mit Wetter
	14.10	  Rote Rosen Telenovela
	15.00	  Tagesschau Mit Wetter
	15.10	  Sturm der Liebe
	16.00	  Tagesschau Mit Wetter
	16.10	  Elefant, Tiger und Co.
	17.00	  Tagesschau Mit Wetter
	17.15	  Brisant Boulevardmagazin
	18.00	  Gefragt – Gejagt
	18.50	  In aller Freundschaft 
	19.45	  Wissen vor acht – Natur
	19.55	  Börse vor acht
	20.00	  Tagesschau Mit Wetter
	20.15	  Mord in bester Gesellschaft: 

Das Ende vom Lied (3/4) 
Krimikomödie, D/A 2011

	21.45	  Monitor Berichte zur Zeit
	22.15	  Tagesthemen Mit ARD-

DeutschlandTrend und Wetter
	22.45	  SchleichFernsehen  
	23.30	  Alfons und Gäste · Zu Gast: 

Urban Priol, Christian Ehring
 	 0.00	  Nachtmagazin
 	 0.20	  Mord in bester Gesellschaft: 

Das Ende vom Lied (Wh.) · 
Krimikomödie, D/A 2011 

5.55 Space Night 6.00 Rote Rosen 6.50 Sturm 
der Liebe 7.40 Tele-Gym 7.55 Panoramabilder / 
Bergwetter 8.35 Tele-Gym 8.50 Das Waisenhaus 
für wilde Tiere 9.40 Abendschau 10.25 Wir in 
Bayern 11.40 Dahoam is Dahoam 12.10 In aller 
Freundschaft 12.55 Nashorn, Zebra & Co. 13.45 
Menschen in Franken 14.15 Die Hornissenkönigin 
und ihr geheimnisvolles Leben 15.05 Polizeiins-
pektion 1 15.30 Wir in Bayern 16.45 Rundschau 
17.00 Menschen in Franken 18.00 Abendschau 
18.45 Rundschau 19.00 Geld und Leben 19.45 
Dahoam is Dahoam 20.15 quer 21.00 Asül für 
Alle 21.45 Rundschau-Magazin 22.00 Capriccio 
22.30 Lido 23.15 Rundschau-Nacht 23.25 BR-
Klassik 0.15 Dahoam is Dahoam 

 	 5.00	  hallo deutschland
 	 5.30	  Morgenmagazin
 	 9.00	  heute
 	 9.05	  Volle Kanne – Service täglich 

U.a.: Top-Thema: Sterbehilfe / 
Garten: Kartoffeln anbauen – 
Tipps von Elmar Mai 

	10.30	  Die Rosenheim-Cops
	11.15	  SOKO Wismar Krimiserie
	12.00	  heute
	12.10	  drehscheibe Magazin
	13.00	  Mittagsmagazin
	14.00	  heute – in Deutschland
	14.15	  Die Küchenschlacht
	15.00	  heute
	15.05	  Bares für Rares
	16.00	  heute – in Europa
	16.10	  SOKO Kitzbühel
	17.00	  heute
	17.10	  hallo deutschland
	17.45	  Leute heute
	18.05	  SOKO Stuttgart
	19.00	  heute
	19.20	  Wetter
	19.25	  Notruf Hafenkante
	20.15	  Zwei mitten im Leben  

Komödie, D 2013 · Mit  
Mariele Millowitsch u.a.

	21.45	  heute-journal Wetter
	22.15	  Maybrit Illner Talkshow
	23.15	  Markus Lanz Talkshow
  	0.30	  heute+
 	 0.45	  Ripper Street 

Der Tod ist der Preis · Krimiserie
 	 1.40	  Kommissar Beck Das Spiel des 

Todes · TV-Kriminalfilm, S 2006

 	 6.05	  Zwischen Himmel und Erde
 	 7.00	  Metropolis Magazin
 	 7.45	  Eine Sommerreise  

durch den Kaukasus
 	 8.30	  X:enius Magazin
 	 8.55	  Stalins Tochter
 	 9.50	  Kampf um Tibet (VPS 9.45)
	10.45	  Reisen für Genießer
	11.40	  Im Bann der  

Chinesischen Mauer Dokureihe
	12.25	  360° Geo Reportage
	13.20	  ARTE Journal
	13.45	  Westwind (Wh.) · Liebeskomö-

die, D/H 2011 · Mit Friederike 
Becht, Luise Heyer u.a.

	15.15	  Ein Moped auf Reisen
	15.40	  Zwischen Himmel und Erde
	16.10	  Ein Leben im Zeichen des Zen
	17.00	  X:enius Die Physik  

der Leichtathletik
	17.30	  Das Rätsel der  

gefälschten Mumie
	18.25	  Im Bann der Jahreszeiten
	19.10	  ARTE Journal
	19.30	  Dashi, so schmeckt Japan!
	20.15	  Once Upon a Time in China 

Actionfilm, HK 1991 · Mit  
Jet Li, Yuen Biao u.a.

	22.25	  Angkor entdecken · Dokumen-
tarfilm, F 2013

	23.55	  Mittsommernachtsball Histo-
rienfilm, MEX/F/D/E 2010 · Mit 
José María de Tavira u.a.

 	 1.45	  Das verlorene Wochenende 
(Wh.) · Psychodrama, USA 
1945 · Mit Ray Milland u.a.

 	 7.00	  nano Magazin
 	 7.30	  Alpenpanorama
 	 9.00	  ZIB
 	 9.05	  Kulturzeit Magazin
 	 9.45	  Unterwegs in den  

Hohen Tauern
	10.00	  39. Tage der deutsch- 

sprachigen Literatur Ingeborg- 
Bachmann-Preis 2015 –  
Lesungen und Diskussionen

	15.30	  Traumstädte Buenos Aires 
– Die Leidenschaftliche / Paris 
– Europas Elegante /  Kapstadt / 
Marrakesch – Die Geheimnisvolle

	18.30	  nano Magazin
	19.00	  heute 
	19.20	  Kulturzeit Aktuelles vom 

Ingeborg-Bachmann- 
Preis aus Klagenfurt

	20.00	  Tagesschau
	20.15	  Der Feind in meinem Bauch 

Laktose, Gluten & Co.
	21.00	  scobel Heilung durch Gene?  

Zu Gast: Professor Dr. rer nat. 
Peter Lichter, Professor Dr. med 
Dr. phil Thomas Heinemann,  
Dr. Anne Eckhardt 

	22.00	  ZIB 2
	22.25	  Dogtooth Drama, GR 2009  

Mit Christos Stergioglou u.a.
 	 0.00	  10vor10 (VPS 21.50)
 	 0.25	  Rundschau Politik und Wirt-

schaft aus Schweizer Sicht
 	 1.10	  Reporter Der hundertjährige 

Pilot – Wie Hans Giger den 
zweiten Weltkrieg erlebte

 	 7.20	  Rote Rosen Telenovela
 	 8.10	  Sturm der Liebe
 	 9.00	  Brisant Magazin
 	 9.45	  Tierisch, tierisch
	10.10	  Seehund, Puma & Co.
	11.00	  MDR um elf Ländermagazin
	11.45	  In aller Freundschaft
	12.30	  Im falschen Leben Melodram, 

D/A 2011 · Mit Sonsee  
Neu, Anna Maria Mühe u.a.

	14.00	  MDR um zwei
	15.00	  LexiTV – Wissen für alle
	16.00	  MDR um vier
	17.45	  MDR aktuell
	18.05	  Wetter für 3
	18.10	  Brisant Magazin
	18.54	  Unser Sandmännchen
	19.00	  Regional Magazin
	19.30	  MDR aktuell
	19.50	  Urlaub in XXL (4/4)
	20.15	  Lebensretter
	21.00	  Hauptsache gesund
	21.45	  MDR aktuell
	22.05	  artour Kulturmagazin des MDR
	22.35	  Gewissensbisse – Frau  

Heinrich und die sieben  
Todsünden Todsünde Zorn 
Dokumentationsreihe

	23.05	  Lebensläufe Christian  
Fürchtegott Gellert –  
Bestsellerautor der Aufklärung

	23.35	  Prall im Leben Tragikomödie, E 
2009 · Mit Antonio de la Torre, 
Roberto Enríquezu.a.

 	 1.30	  Lindenstraße Ein Wunder? 
 	 2.00	  Lebensretter Magazin

 	 7.30	  Tiere im Teich (1-2/2)
 	 8.00	  Brandenburg aktuell
 	 8.30	  Abendschau
 	 9.00	  zibb Magazin
 	 9.55	  ARD-Buffet Leben & genießen
	10.35	  Rote Rosen Telenovela
	11.25	  Sturm der Liebe
	12.15	  Panda, Gorilla & Co.
	13.00	  rbb aktuell
	13.05	  Schloss Einstein
	13.30	  In aller Freundschaft
	14.15	  Planet Wissen Das Barock: 

Epoche großer Widersprüche
	15.15	  Die großen Seebäder (5)
	16.00	  rbb aktuell
	16.05	  Die 30 leckersten Gerichte
	16.50	  kurz vor 5
	17.00	  rbb aktuell
	17.05	  Leopard, Seebär & Co.
	17.55	  Unser Sandmännchen
	18.00	  rbb um 6 / Wetter
18.30	 zibb Magazin
	19.30	  Abendschau
	19.30	  Regional
	20.00	  Tagesschau
	20.15	  Liebe vergisst man nicht 

Liebeskomödie, D 2010
	21.45	  rbb aktuell
	22.15	  Stadt, Rad, Hund (3/5)  

Zu Gast: Mit Hannes  
Jaenicke,  Jördis Triebel,  
Andreas Knieriem, Sookee

	23.00	  Håkan Nesser: Die Schwalbe, 
die Katze, die Rose und der 
Tod Kriminalfilm, S 2006 

 	 0.25	  Stadt, Rad, Hund (3/5) 

 	 6.35	  Brautalarm auf dem Land
 	 7.20	  Rote Rosen Telenovela
 	 8.10	  Sturm der Liebe
 	 9.00	  Nordmagazin
 	 9.30	  Hamburg Journal
	10.00	  Schleswig-Holstein Magazin
	10.30	  Regional Magazin
	11.00	  Hallo Niedersachsen
	11.30	  Unbekanntes Afrika (3)
	12.15	  In aller Freundschaft
	13.05	  X:enius Strahlen – Was  

sollte man über sie wissen?
	13.30	  Brisant
	14.00	  NDR//aktuell
	14.15	  Bilderbuch
	15.00	  NDR//aktuell
	15.15	  Urlaub auf Toskanisch
	16.00	  NDR//aktuell
	16.10	  Mein Nachmittag
	17.10	  Seehund, Puma & Co.
	18.00	  Regional Magazin
	18.15	  Typisch! Dokumentationsreihe
	18.45	  DAS! Zu Gast: Prof. Dr. Karin 

Schallreuter (Ärztliche Di-
rektorin Vitiligo – Institut für 
Pigmentationsstörungen)

	19.30	  Regional
	20.00	  Tagesschau
	20.15	  mareTV Reportagereihe
	21.00	  mareTV Die Lübecker Bucht
	21.45	  NDR//aktuell
	22.00	  Reiff für die Insel – Katharina 

und der Schäfer Komödie, D ́ 15
	23.30	  Morden im Norden
 	 0.20	  Nuhr im Ersten Der Satiregipfel
 	 1.05	  Zapp Das Medienmagazin

11.10 Giraffe, Erdmännchen & Co. 
12.00 Pinguin, Löwe & Co. 12.45 WDR 
aktuell 13.00 Servicezeit 13.30 In aller 
Freundschaft 14.15 Der Duftjäger (VPS 
14.14) 15.00 2 durch Deutschland 
15.30 Servicezeit Reportage 16.00 
WDR aktuell 16.15 daheim & unterwegs 
18.00 Lokalzeit 18.05 Hier und heute 
18.20 Servicezeit 18.50 Aktuelle Stun-
de 19.30 Lokalzeit 20.00 Tagesschau 
20.15 Tatort · Brandmal · TV-Kriminal-
film, D 2008 21.40 WDR aktuell 22.00 
frauTV 22.30 Menschen hautnah 23.15 
Ausgebremst – Die Lance Armstrong 
Story · Dokumentarfilm, AUS/GB/USA/
NZ/I/F 2014 0.55 Traumschiff für alle 

14.45 Bilderbuch 15.30 Zwei Mann für 
alle Gänge 16.00 SWR Landesschau ak-
tuell 16.05 Kaffee oder Tee 17.00 SWR 
Landesschau aktuell 17.05 Kaffee oder 
Tee (VPS 16.05) 18.00 SWR Landes-
schau aktuell 18.12 Baden-Württemberg 
Wetter 18.15 MarktFrisch 18.45 SWR 
Landesschau Baden-Württemberg 19.30 
SWR Landesschau aktuell 20.00 Tages-
schau 20.15 Zur Sache Baden-Württem-
berg! 21.00 Expedition Mittelmeer (1/5) 
21.45 SWR Landesschau aktuell 22.00 
Odysso 22.45 Kunscht! · Kultur im Süd-
westen 23.15 lesenswert 23.45 Poll. 
Drama, D/A/EST 2010 1.50 Nachtcafé – 
Das Beste. Glück – was ist das? 

6.00 Luxus auf Schienen 6.45 Auf 
heißen Rädern durch Afrika 7.15 Als 
der Fernseher ins Wohnzimmer kam 
8.00 Fernsehlieblinge 8.45 Sitzung 
des Deutschen Bundestages 17.30 Vor 
Ort 18.00 Suite oder Schlafsack 18.30 
Als der Fernseher ins Wohnzimmer kam 
19.15 Fernsehlieblinge 20.00 Tages-
schau 20.15 Wohlstand für alle – Was 
bringen Freihandelsabkommen? 21.00 
ChinAmerika · Duell der Supermächte 
21.45 heute journal 22.15 Phoenix-
Runde 23.00 Der Tag 0.00 Phoenix-
Runde 0.45 Wohlstand für alle – Was 
bringen Freihandelsabkommen? 1.30 
ChinAmerika · Duell der Supermächte

10.25 Briefe von Felix – Ein Hase auf 
Weltreise 10.50 Babar und die Abenteu-
er von Badou 11.15 Lassie 11.35 Yakari 
12.00 Wunderbare Reise des kleinen 
Nils Holgersson mit den Wildgänsen 
12.30 Garfield 12.55 Die fantastische 
Welt von Gumball 13.20 Rowdy & Zwick 
13.40 Die Pfefferkörner 14.10 Schloss 
Einstein 15.00 H2O – Plötzlich Meer-
jungfrau 15.25 Stoked 15.50 Lenas 
Ranch 16.10 logo! Die Welt und ich 
16.15 Garfield 16.50 Pound Puppies – 
Der Pfotenclub 17.15 Der kleine Nick 
17.40 Yakari 18.05 Ritter Rost 18.15 
Jim Hensons: Doozers 18.40 Wolkenkin-
der 18.50 Unser Sandmännchen 

5.30 Sat.1-Frühstücksfernsehen 10.00 Auf Streife 
11.00 Richterin Barbara Salesch 12.00 Richter 
Alexander Hold 13.00 Richter Alexander Hold 
14.00 Auf Streife 15.00 Anwälte im Einsatz – Spe-
zial 16.00 Anwälte im Einsatz 17.00 Mein dunkles 
Geheimnis 17.30 Schicksale – und plötzlich ist al-
les anders 18.00 In Gefahr – Ein verhängnisvoller 
Moment 19.00 Newtopia 19.55 Sat.1 Nachrichten 
20.15 Criminal Minds · Die Dunkelkammer 21.15 
Criminal Minds · Sturmjäger 22.15 Criminal Minds 
· Die Musik des Blutes 23.15 Profiling Paris · Die 
Tote im Wald 0.20 Criminal Minds · Die Dunkel-
kammer 1.15 Criminal Minds · Sturmjäger 2.00 
Criminal Minds · Die Musik des Blutes 2.40 Profi-
ling Paris · Die Tote im Wald 3.35 In Gefahr 

5.20 Suburgatory 6.00 Two and a Half Men 7.25 
Mike & Molly 8.20 How I Met Your Mother 9.40 The 
Big Bang Theory 11.00 Mike & Molly 11.55 Two 
and a Half Men 13.45 2 Broke Girls 14.15 The Big 
Bang Theory 15.35 How I Met Your Mother 17.00 
taff 18.00 Newstime 18.10 Die Simpsons 19.05 
Galileo 20.15 Die Band 22.30 red! · Stars, Life-
style & More · Man singt deutsch 23.30 Unter frem-
den Decken (2/3) · Auf der Suche nach dem besten 
Sex der Welt 0.30 Apartment 23 · Don't Trust the 
Bitch 1.00 Apartment 23 · Daddy's Girl 1.25 Frin-
ge – Grenzfälle des FBI · Der Feind meines Feindes 
2.15 Fringe – Grenzfälle des FBI · Prophezeiung 
3.00 ProSieben Spätnachrichten 3.05 Apartment 
23 · Don't Trust the Bitch. Comedyserie

5.30 Nachrichten 9.00 Nachrichten 9.05 Kalen-
derblatt 9.10 Europa heute 9.35 Tag für Tag 10.10 
Marktplatz 11.35 Umwelt und Verbraucher 12.10 
Informationen am Mittag 13.35 Wirtschaft am 
Mittag 14.10 Deutschland heute 14.35 Campus 
und Karriere 15.05 Corso – Kultur nach 3 16.10 
Büchermarkt 16.35 Forschung aktuell 17.05 Wirt-
schaft und Gesellschaft 17.35 Kultur heute 18.10 
Informationen am Abend 18.40 Hintergrund 
19.05 Kommentar 19.15 DLF-Magazin 20.10 
Aus Kultur- und Sozialwissenschaften 21.05 
Jazzfacts 22.05 Historische Aufnahmen · Stern-
stunden 22.50 Sport aktuell 23.10 Das war der 
Tag · Journal vor Mitternacht 23.57 National- und 
Europahymne 0.05 Deutschlandfunk Radionacht 

7.45 Sturm der Liebe 8.35 Brisant 9.15 Mainto-
wer 9.40 hessenschau 10.10 Panda, Gorilla & Co. 
11.00 Religionen der Welt (3/3) 11.30 In aller 
Freundschaft 12.15 Niete zieht Hauptgewinn. 
Liebeskomödie, D 2007 13.45 Der Mann an ihrer 
Seite. Beziehungsgeschichte, D 2008 15.15 Geld.
Macht.Liebe 16.00 hessenschau kompakt 16.05 
hallo hessen 16.45 hessenschau kompakt 17.00 
hallo hessen 17.50 hessenschau kompakt 18.00 
Maintower 18.20 Brisant 18.50 Service: Gesund-
heit 19.15 Alle Wetter! 19.30 hessenschau 20.00 
Tagesschau 20.15 Musik für Sie 21.45 Großstadt-
revier  22.35 hessenschau kompakt 22.50 Familie 
Hesselbach · Der Dieb 23.40 Förster Horn · Schlin-
gensteller am Werk 0.05 Der Vater und sein Sohn 

5.35 Explosiv – Das Magazin 6.00 Guten Morgen 
Deutschland 8.30 Gute Zeiten, schlechte Zeiten 
9.00 Unter uns 9.30 Betrugsfälle 10.00 Die 
Trovatos – Detektive decken auf 11.00 Die Trova-
tos – Detektive decken auf 12.00 Punkt 12 14.00 
Verdachtsfälle 17.00 Betrugsfälle 17.30 Unter uns 
18.00 Explosiv – Das Magazin 18.30 Exclusiv – 
Das Star-Magazin 18.45 RTL aktuell 19.03 Wetter 
19.05 Alles was zählt 19.40 Gute Zeiten, schlechte 
Zeiten 20.15 Alarm für Cobra 11 – Die Autobahn-
polizei · Der Anschlag 22.15 Taxi Brooklyn · Cher-
chez les femmes 23.10 Taxi Brooklyn · Wertvolle 
Fracht 0.00 RTL Nachtjournal 0.27 RTL Nachtjour-
nal – Das Wetter 0.30 Bones – Die Knochenjägerin · 
Der Plastik-Prinz und die Tote in Plastik 

5.20 Schneller als die Polizei erlaubt 5.45 Hilf mir 
doch! 6.50 Verklag mich doch! 8.45 Verklag mich 
doch! 9.45 Hilf mir doch! 10.50 vox nachrichten 
10.55 Mein himmlisches Hotel 12.00 Shopping 
Queen 13.00 Wer weiß es, wer weiß es nicht? 
13.55 Wer weiß es, wer weiß es nicht? 14.55 
Shopping Queen 16.00 4 Hochzeiten und eine 
Traumreise 17.00 Mein himmlisches Hotel 18.00 
mieten, kaufen, wohnen 19.00 Das perfekte Din-
ner 20.00 Prominent! 20.15 Red Riding Hood. 
Fantasyfilm, USA/CDN 2011 22.15 Die Frau in 
Schwarz. Horrorfilm, GB/CDN/S 2012 0.05 vox 
nachrichten 0.25 Red Riding Hood (Wh.). Fanta-
syfilm, USA/CDN 2011 2.15 Die Frau in Schwarz 
(Wh.). Horrorfilm, GB/CDN/S 2012 

9.07 Im Gespräch 10.07 Lesart · Das Literatur-
magazin 11.07 Tonart · Das Musikmagazin am 
Vormittag 12.07 Studio 9 · Kultur und Politik am 
Mittag 13.30 Länderreport 14.07 Kompressor · 
Das Kulturmagazin 15.00 Kakadu – Nachrichten 
für Kinder 15.05 Kakadu · Quasseltag · Dorf macht 
Oper! Ein ländliches Musiktheater-Projekt aus der 
Prignitz stellt sich vor 15.30 Tonart · Das Musikma-
gazin am Nachmittag 17.07 Studio 9 · Kultur und 
Politik am Abend 18.30 Weltzeit 19.07 Zeitfragen 
· Forschung und Gesellschaft 20.03 Rolandseck-
Festival · Eröffnungskonzert 22.00 Chormusik 
22.30 Studio 9 kompakt · Themen des Tages 
23.05 Fazit · Kultur vom Tage 0.05 Klangkunst · 
Zone de Silence 1.05 Tonart · Weltmusik 

Donnerstag
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Auflösung von Mittwoch

Schüttelrätsel: Die in den Fragefeldern stehenden Wörter sind durcheinander geraten. Hier müssen die Buch- 
staben in die richtige Reihenfolge gebracht werden, damit sich ein vollständiges Rätsel ergibt. 

Im Kino: »Ich seh, Ich seh« von Veronika Franz und Severin Fiala

Wenn das Gesicht verloren geht
Von Tobias Riegel

D ie Mama schläft friedlich.
Das Kind ruft einige Male
vergeblich, gibt dann auf.

Kaum ist es aus dem Zimmer, reißt
die »Schlafende« die allzu wachen
Augen weit auf – und zermahlt un-
ter lautem Knacken und mit starrem
Blick ein wohl schon geraume Zeit
im Mund verstecktes Stück Zwie-
back: Irgendetwas stimmt doch mit
dieser Mama nicht. Oder lässt sich
die im einsamen Haus am See plötz-
lich um sich greifende Spannung
durch kleine, gehäufte Missver-
ständnisse erklären? Die aus dieser
Frage entstehende Ungewissheit
wird in dem gemeinen, strengen und
ästhetisierten Psychothriller »Ich
seh, Ich seh« von Veronika Franz und
Severin Fiala bis zur Unerträglich-
keit gesteigert und mit Bildern kaum
auszuhaltender Brutalität begleitet.
Die alleinerziehende Mutter von

Zwillingsjungen kommt nach einer
Operation mit bandagiertem Gesicht
nachHause – ihr Antlitz sieht nun aus
wie ein konturloser Schafskopf, der
wohl nicht unbeabsichtigt ganz fern
an das Horror-Kind aus David Lynchs
»Eraserhead« erinnert. Dazu ist sie
plötzlich streng, kalt, extrem licht-
und lärmempfindlich, kennt nicht
mehr das Lieblingslied der Zwillinge
und hat scheinbar einen regelrech-
ten Hass auf einen der beiden Jun-
gen entwickelt. Es verschwinden Fa-
milienfotos, andere nähren einen
ungeheuren Verdacht. »Das ist nicht
die Mama«, ist der so schlimme wie
fixe Gedanke, der sich in den Kinder-
hirnen festsetzt. Ein furchtbar glaub-
hafter Sog entsteht: Ist diese Frau in
eine fremde Rolle geschlüpft? Ist sie
einfach irre? Wo genau ist hier der
Unterschied? So rätselt man fieber-
haft – undwird vonder radikalenund
schockierenden Wendung am
Schluss doch eiskalt erwischt.
Fantasievolle Schock-Details, wie

eingangs geschildert, gibt es eine
Menge in »Ich seh, Ich seh«. Man

sieht während dieser Perlen der
Fiesheit Veronika Franz praktisch
vor sich, wie sie ihrem Lebensge-
fährten Ulrich Seidl beim Frühstück
unkonventionelle Ideen des Psycho-
Horrors skizziert, während er mit
halbrealen Abgründen kontert, die
sich angeblich in Nachbars Keller
abspielen. Man stellt sich das durch-
aus anregend vor. In »Ich seh, Ich
seh« glaubtman denn auch viel Seidl

entdecken zu können, vor allem in
Szenen, in denen eine nicht weni-
ger schreckliche Umwelt in die ver-
giftete Abgeschiedenheit von Mut-
ter und Kindern eindringt, etwa in
Form von gruselig »normalen« Rot-
Kreuz-Sammlern oder dem Pfarrer.

Doch auch Standbilder menschen-
leerer Käffer oder des Kruzifixes
überm Bett verströmen jene Bedro-
hung, mit der Seidl noch die ba-
nalsten Gegenstände aufladen kann.
In dem Film spielen tote und le-

bendige Tiere zentrale Rollen, er
kommt fast ohne Musik und mit nur
wenig Worten aus. Und es klingen
weitere österreichische Spezialisten
für menschliche Abgründe an: Jes-
sica Hausners verstörender Grusel
aus »Hotel« oder Michael Haneke
und dessen auswegloser und klaust-
rophober Horror aus »Funny
Games«. Hanekes Aussage, er woll-
te mit dem schwer erträglichen
»Funny Games« einen radikalen, ni-
hilistischen Gegenentwurf zur leicht
verdaulichen, aber omnipräsenten
Gewalt des Mainstream-Kinos ent-
werfen, würde auch auf »Ich seh, Ich
seh« zutreffen. Veronika Frank re-
flektiert hier Verlust, der sich in
übersteigerter, perverser, ultrabru-
taler Verlustangst äußert. Die hier
gezeigte Gewalt ist das Gegenteil
von leicht verdaulich, der Film ist
ausweglos, kompromisslos.

Das Selbstbild im Spiegel erscheint fremd. Foto: Koch Media

Verlust äußert sich
hier in übersteigerter,
perverser Verlustangst.

FILMSTARTS

Minions

Regie: Pierre Coffin, Kyle Balda. Seit
Anbeginn der Zeit existieren die Mi-
nions als kleine gelbe Einzeller. Im
Laufe der Evolution suchten sie sich
immer wieder die übelsten Böse-
wichter als Herren – vom Tyranno-
saurus Rex bis zu Napoleon. Doch ir-
gendwann ging die Herrschaft eines
jeden Superschurken zu Ende. Ohne
einen Meister, dem sie dienen konn-
ten, verfielen die kleinen Latzhosen-
träger in eine tiefe Depression. Aber
dann hat ein Minion namens Kevin ei-
nen Plan! Gemeinsam mit dem re-
bellischen Stuart und dem liebens-
werten Bob macht er sich auf in die
weite Welt, um einen neuen Anfüh-
rer für sich und seine Mitstreiter zu
finden. Auskopplung aus dem Ani-
mations-Hit »Ich – einfach unverbes-
serlich«.

Bad Luck

Regie: Thomas Woschitz. Dagmar ar-
beitet in einer Tankstelle, hat Schul-
den und fliegt zu allem Unglück auch
noch aus ihrer Wohnung. Lippo ver-
steht sein Leben nicht mehr. 15 Jah-
re lang hat er gemeinsam mit seinem
Chef einen Wettsalon aufgebaut und
plötzlich ist er gefeuert. Karl ist Au-
tomechaniker und verkauft nebenbei
Wasserfilter. Rizzo ist Karls seltsa-
mer Freund und unglücklich darü-
ber, dass er anders ist als alle ande-
ren. Eine trostlose Tankstelle im Nir-
gendwo ist der gemeinsame Lebens-
mittelpunkt. In diesem Film erschei-
nen drei Autounfälle, eine gestohle-
ne Pistole und ein überraschender
Geldfund wie ein Wink des Schick-
sals, um der Monotonie des Alltags
entfliehen zu können.

Der Papst ist kein Jeansboy

Regie: Sobo Swobodnik. Die Doku
porträtiert den Künstler Hermes
Phettberg, Josef Hader (»Das ewige
Leben«) ist der Erzähler. Eindrücke
von der Premiere: »Der Homosexu-
elle und überzeugte Masochist Her-
mes Phettberg wurde anschließend in
einer szenischen Einrichtung von

Hannes Hametner von vier Jeansbo-
ys mit Peitschen gezüchtigt. Den
Abend widmete Hermes Phettberg
seinem guten Freund Harry Rowohlt,
der am Tag zuvor verstorben war.«

Insidious: Chapter 3 –
Jede Geschichte hat einen
Anfang

Regie: Leigh Whannell. Nur wider-
willig hilft das Medium Elise Rainier

(Lin Shaye) der jungen Quinn (Ste-
fanie Scott) bei der Kontaktaufnah-
me zu ihrer toten Mutter. Rufe man
den Geist eines Toten, so können alle
diesen Ruf hören, warnt Elise. Leider
kommt ihre Warnung zu spät, denn
eine dunkle Macht hat es bereits auf
Quinn abgesehen. Zusammen mit
Tucker und Specs, die sich auf para-
normale Erscheinungen spezialisiert
haben, nimmt Elise den Kampf gegen
das Böse auf. Durchwachsene Fort-
setzung des Erfolgsgrusels. tri

Fallwurf Böhme – Die wundersamen Wege
eines Linkshänders
Regie: Heinz Brinkmann. Die Dokumentation erzählt vom Aufstieg
und Fall des Welthandballers Wolfgang Böhme. Als Nachwuchstalent
in den DDR-Nationalkader aufgenommen, wurde er ausgebildet, ge-
fördert und wohl auch gedopt. Aufgrund seiner unangepassten Le-
bensweise und seiner großen Leidenschaft für westliche Popmusik
wurde Böhme jedoch kurz vor den Olympischen Spielen 1980 aus
dem Nationalkader der DDR gestrichen. tri Foto: Basis Film
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Ein aufrechter Trauermarsch
Der Titeltraum der deutschen Fußballerinnen bei der WM ist nach dem 0:2 gegen bessere Amerikanerinnen vorbei

Die Halbfinalniederlage gegen die
USA bei der WM ist für die deut-
schen Fußballerinnen ein herber
Dämpfer. Es stellen sich viele Fra-
gen. Auch der Bundestrainerin.

Von Frank Hellmann, Montréal

Es ging schon auf Mitternacht zu, da
stand der Mannschaftsbus der deut-
schen Fußball-Nationalmannschaft
der Frauen immer noch im Erdge-
schoss des Olympiastadions von
Montréal. Eingepfercht in einem en-
gen Bereich unter der riesigen Tri-
büne mit ihren rissigen Betonblö-
cken. Schwarze Stellwände sollten
das Gefährt vor neugierigen Blicken
schützen, trotzdem war die Bundes-
trainerin Silvia Neid in der ersten Rei-
he zu erkennen, wie sie auf die Ab-
fahrt wartete. Die Miene regungslos.
Der Blick leer.
Da hatte jemand ganz gewaltig an

dem 0:2 (0:0) im WM-Halbfinale ge-
gen die USA zu knabbern. Vielleicht
war es der erste Moment, in dem der
51-Jährigen vieles durch den Kopf
ging. Hat ihr Team vor endlich ein-

mal mehr als 50 000 Fans, fast aus-
nahmslos weit angereiste und ent-
sprechend angeregte Unterstützer der
US-Mannschaft, wirklich alles abge-
rufen? Kämpferisch war das unbe-
stritten, aber spielerisch und tak-
tisch? Und stimmte es wirklich, was
die Trainerin auf der Pressekonfe-
renz festgestellt hatte? »Ich denke, es
war ein tolles, ausgeglichenes Halb-
finale mit zwei starken Mannschaf-
ten. Wir waren nur im Abschluss zu
unpräzise.«
Im grellen Scheinwerferlicht hatte

Neid zudem klare Beschwerden ge-
gen die Schiedsrichterin Teodora Al-
bon vorgebracht: Die rumänische Un-
parteiische hätte, meinte die deut-
sche Trainerin, zum einen der US-
Amerikanerin Julie Johnston Rot zei-
gen müssen (»das ist die Regel«), als
diese an die Schulter von Alexandra
Popp griff, woraufhin Celia Sasic beim
Stande von 0:0 einen Elfmeter so tra-
gisch am Tor vorbeischoss (63.). Zum
anderen habe Annike Krahn bei ih-
rem regelwidrigen Eingreifen gegen
Alex Morgan das Foul gar nicht im
Strafraum begangen. »Ganz klar au-

ßerhalb. Aber wir müssen damit le-
ben, dass dieser Elfmeter das Spiel
entscheidet.« Matchwinnerin Carli
Lloyd, die später mustergültig noch
das 2:0 von Kelley O’Hara vorberei-
tete (84.), schickte Torhüterin Nadi-
ne Angerer mal eben in die falsche
Ecke (69.). Die Vorentscheidung. Ne-
ben der Kraft fehlte dem ermüdeten
Europameister auch die Klasse, um
die fitten Olympiasiegerinnen zu be-
zwingen.
Erstaunlich, dass ausgerechnet

Neids Musterschülerin Annike Krahn,
die auch vor dem 0:2 den entschei-
denden Zweikampf verlor, vor ihrem
30. Geburtstag (Mittwoch) gestand:
»Die USA haben verdient gewonnen.
An der Schiedsrichterin lag es nicht
allein.« Die pragmatisch veranlagte
Abwehrchefin ist diejenige, die im-
mer die Kleiderwahl vornimmt, dies-
mal trugen auf ihr Geheiß also alle ei-
nen grauen Kapuzenpullover, und
beim Abgang verstärkte sich der op-
tische Eindruck, als sei da ein Trau-
ermarsch unterwegs.
Und doch waren die Szenen nicht

vergleichbar mit den Bildern vom 9.

Juli 2011, als viele dieser Spielerin-
nen nach einem 0:1 gegen Japan im
Viertelfinale der Heim-WM tränen-
überströmt auf dem Naturrasen von
Wolfsburg kauerten. In Montreal war
auf dem Kunstrasen nicht eine zu-
sammengesackt. Alle blieben stehen,
sogar die untröstliche Fehlschützin
Celia Sasic. Und es hatte auch Größe,
wie die US-Antreiberin Alex Morgan
auf ihre Portland-Mitstreiterin Nadi-
ne Angerer zuging, um Komplimente
auszusprechen.
Für einen Kampf, den Angerers

Vorderleute indes nur zeitweise auf
Augenhöhe zu führen vermochten.
Die tüchtige Torhüterin war aller-
dings die Erste, die den Blick recht
entschlossen nach vorne richtete. »Ich
denke, wir haben eine gute WM ge-
spielt. Wir hätten den dritten Platz
absolut verdient.« Das Stichwort. Zu-
mindest die 36-Jährige hat für ihr al-
lerletztes Länderspiel noch ein loh-
nendes Ziel ausgemacht. Genau wie
bei den Männern wird auch bei den
Frauen der dritte Platz ausgespielt,
worüber sich immer herrlich streiten
lässt. Dieser Umstand ersparte der

DFB-Auswahl am Mittwoch die so-
fortige Abreise aus Kanada, sondern
erforderte nur einen Weiterflug nach
Edmonton. Dort im Commonwealth
Stadium geht es darum, noch auf ein
imaginäres Podium zu klettern. »Wir
wollen einen schönen Abschluss. Ich
bin zufrieden, denn wir haben viele
Teams aus dem Turnier geschossen.
Wir können erhobenen Hauptes ge-
hen«, insistierte Silvia Neid, die an-
sonsten für eine bessere Zukunft auf
einen Lerneffekt setzt: »Man kann als
junge Spielerin nicht ohne Niederla-
ge durchs Leben laufen.«
Aber wie schnell gelangen solche

Weisheiten nun in die Köpfe? Das
kleine Finale taugt nicht wirklich als
Ersatz für ein echtes Endspiel, zumal
zu Turnierbeginn die kleinen Kopf-
kissen mit dem Aufdruck »Titel-
traum« verteilt worden waren, auf
denen sich doch angeblich so gut
nächtigen ließ. Dieser Traum ist zer-
platzt. Bei der nach den Olympischen
Spielen 2016 zurücktretenden Silvia
Neid sogar für immer. Und auch da-
rüber dürfte sie bereits im Bus nach-
gedacht haben.

Die endgültige Entscheidung: US-Spielerin Kelley O’Hara (l.) bejubelt ihr Tor zum 2:0 gegen Deutschland, Torfrau Nadine Angerer (r.) und Tabea Kemme sind geschlagen. Foto: AFP/Nicholas Kamm

Claudia Pechstein: Mir geht das Geld aus
Die Eisschnelllauf-Olympiasiegerin kann angeblich die Anwaltskosten im Schadenersatzprozess gegen den Weltverband kaum noch bezahlen

Claudia Pechstein steht angeblich
wegenihresRechtsstreitsgegenden
Eislauf-Weltverband ISU vor dem
finanziellenRuin–dersiesogarzum
Abbruch ihres millionenschweren
Kampfes zwingen könnte.

Von Jörg Mebus, Köln

Der Sparstrumpf leer, das Haus mit
Hypotheken belastet, das Gehalt geht
direkt an die Anwälte: Der Feldzug
gegen ihre Dopingsperre hat Claudia
Pechstein angeblich an den Rand des
Ruins getrieben. Es ist nicht weniger
als ein Hilferuf, den die fünfmalige
Eisschnelllauf-Olympiasiegerin in der
»Frankfurter Allgemeinen Zeitung«
(Mittwochausgabe) abgab: »Mir ist
alles genommen worden.«
Das Bild, das sie zeichnet, ist das ei-

ner verzweifelt kämpfenden, unge-
brochenen Athletin, die gezwungen
ist, im Kampf gegen das Unrecht alles
auf eine Karte zu setzen. Der Scha-
denersatzprozess, den sie gegen den
Weltverband ISU anstrengt, stehe »auf
der Kippe«, sagt Pechsteins Lebens-
gefährte Matthias Große. Demnach
wisse Pechstein nicht, ob sie die
70 000 Euro Anwaltskosten, die sie in
der nächsten Instanz am Bundesge-
richtshof benötige, noch aufbringen
könne. Die Prozesskostenhilfe betrü-
ge höchstens 1028,10 Euro.

»Claudia Pechstein hat alles ein-
gesetzt, was sie hat, um Gerechtigkeit
zu erfahren. Wenn so kurz vor dem
Ziel alles an fehlendem Geld schei-
tern sollte, würde sie zum zweitenMal
zu Unrecht bestraft werden«, sagte ihr
Manager Ralf Grengel. Lebensge-
fährte Große, ein dem Vernehmen
nach ziemlich solventer Unternehmer
aus Berlin, betont: »Solange ich kann,
werde ich verhindern, dass sie in die
Privatinsolvenz geht.« Im Prozess ge-
gen die ISU, die sie einst nach über-
wiegender Meinung zu unrecht für
zwei Jahre gesperrt hatte, bekäme sie
im Idealfall 4,4 Millionen Euro zu-
gesprochen. Bei einer Niederlage
müsste sie jedoch auch die Kosten der
Gegenseite übernehmen.
Aus dem Bericht geht hervor, dass

Pechstein den Prozess nicht aus fi-
nanzieller Not platzen lassen wolle.
Trotz allen Risikos weitet Pechstein
ihren Kampf sogar noch aus. Sie kün-
digte eine Klage gegen das geplante
Anti-Doping-Gesetz an. Der darin an-
gedachte Zwang für Athleten, sich der
Sportschiedsgerichtsbarkeit zu un-
terordnen, ist ihr ein Dorn im Auge.
»Diesen Schritt verstehe ich nicht.

Es ist noch zu früh. Man muss dem
Gesetzgeber die Chance lassen, das
Gesetz anzupassen«, sagt Michael
Lehner. Der Sportrechtler berät die
Leichtathleten Robert Harting und

Betty Heidler, die sich ebenfalls Kla-
gen gegen das Gesetz vorbehalten.
Laut »FAZ«wolle sich Pechstein bei

ihrem Vorstoß vor dem Bundesver-
fassungsgericht von der LINKEN un-
terstützen lassen. Doch sicher scheint
das nicht. Das Büro des sportpoliti-
schen Sprechers André Hahn wuss-
ten am Mittwoch nichts von einem
geplanten Engagement. Hahn teilte
aber mit, er werde Pechstein »in die-
ser Auseinandersetzung politisch
auch künftig solidarisch begleiten«.
Finanzielle Zusagen gab er nicht.
Die Berlinerin hat bei ihrem Feld-

zug Menschen zurückgelassen, die
grundsätzlich alles anzweifeln, wenn
die 43-Jährige den Anschein er-
weckt, sie sei die unbeugsamste aller
Kämpferinnen gegen das Böse im
Sport. »Ich habe selbst miterlebt, wo-
für Frau Pechstein bereit ist, nicht un-
erhebliche Summen auszugeben. In
den beiden Fällen, in denen sie ge-
gen mich gerichtlich vorging und die
sie verlor, war das reine Geldver-
brennerei«, sagte der Dopingexperte
Fritz Sörgel. »Unter diesem Aspekt
sind ihre angeblichen finanziellen
Nöte für mich nachvollziehbar«, sagt
Sörgel. »Umso überraschender« sei
für ihn »der finanzielle Spielraum, der
ihr nebenbei für eine Klage gegen das
Anti-Doping-Gesetz noch zur Verfü-
gung zu stehen scheint«. SID/ndClaudia Pechstein Foto: imago/photoarena
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Katrin Holtwick und Ilka Semm-
ler erreichten bei der Beachvol-
leyball-WM in den Niederlanden
souverän dasAchtelfinale. DasDuo
aus Essen setzte sich am Mittwoch
mit 2:0 gegen die Lokalmatadori-
nen Sophie van Gestel und Janti-
ne van der Vlist durch. Die Vize-
weltmeisterinnenKarla Borger und
Britta Büthe schieden hingegen
überraschend bereits in der ersten
K.o.-Runde aus. Die Stuttgarte-
rinnen scheiterten mit 1:2 am ka-
nadischen Duo Sarah Pavan und
Heather Bansley.

Patrik Carlgrenmachte die schwe-
dischen U 21-Fußballer erstmalig
zum Europameister. Im Finale am
Dienstagabend in Prag hielt der
Torwart vor 18 867 Zuschauern im
Stadion Eden den entscheidenden
Elfmeter vonWilliamCarvalho und
Schweden gewann gegen Portugal
mit 4:3 (0:0, 0:0) nach Verlänge-
rung und Elfmeterschießen.

Max Hoff ist zum »Sportler der
Europaspiele« gewählt worden.
Bei der Wahl unter den 3800 von
der Deutschen Sporthilfe geför-
derten Athletinnen und Athleten
setzte sich der 32-Jährige klar mit
55,6 Prozent der Stimmen durch.
De Kanute hatte in Baku das erste
Gold für Deutschland geholt und
als einziger Athlet des Teams
zweimal im Einzel triumphiert.
Platz zwei ging an Tischtennisass
Dimitri Owtscharow (31,4), Drit-
ter wurde der Sportschütze Henri
Junghänel (13,0).

Argentiniens Fußballer bezwan-
gen Paraguay im Halbfinale der
Copa América klar mit 6:1 (2:1)
und sind damit Chile ins Endspiel
der Südamerikameisterschaft ge-
folgt. Für die »Albiceleste« trafen
am Dienstagabend in Concepción
Marcos Rojo (15. Minute), Javier
Pastore (27.), Sergio Agüero (80.),
Gonzalo Higuaín (83.) und zwei-
mal Ángel di María (47./53.). Den
zwischenzeitlichen Anschlusstref-
fer für Paraguay, die nur in der ers-
ten Halbzeit dagegenhalten konn-
ten, erzielte Lucas Barrios (43.). Im
Finale am Sonnabend will Argen-
tinien den ersten Titel seit 1993
holen. Für die Chilenenwäre es der
erste Titel bei der Südamerika-
meisterschaft überhaupt.

Douglas Costa wechselt zum FC
Bayern München. Für 30 Millio-
nen Euro kommt der 24-Jährige
von Schachtjor Donezk zum deut-
schen Fußballmeister und erhält
einen Fünfjahresvertrag.

Die deutsche Frauenstaffel hat
bei der WM im Modernen Fünf-
kampf eine Medaille verfehlt. Le-
na Schöneborn und Annika Schleu
belegten nur Platz sieben. Nach
drei ordentlichen Disziplinen warf
ein schwaches Schießen im ab-
schließenden Combined-Rennen
das deutsche Duo am Dienstag
weit zurück. Sieger wurde die
Staffel aus China. Agenturen/nd

In Zahlen

Fußball: Frauen, WM in Kanada,
Halbfinale: USA - Deutschland 2:0
(0:0). Männer, Copa América in Chi-
le, Halbfinale: Argentinien - Paragu-
ay 6:1 (2:1). U21-EM in Tschechien,
Finale: Schweden - Portugal 4:3 i.E.
(0:0, 0:0).

Tennis: Wimbledon, 1. Runde, Män-
ner: Mannarino (Frankreich) - Ber-
rer (Stuttgart) 6:7, 6:0, 6:4, 6:1.
Raonic (Kanada) - Haas (Hamburg)
6:0, 6:2, 6:7, 7:6. Frauen: Lisicki
(Berlin) - Gajdosova (Australien) 7:5,
6:4, Maria (Bad Saulgau) - Jova-
novski (Serbien) 7:6, 7:5, Bacsinszky
(Schweiz) - Görges (Bad Oldesloe)
6:2, 7:5, Kusnezowa (Russland) -
Siegemund (Metzingen) 6:3, 6:4,
Pawljutschenkowa (Russland) - Bar-
thel (Neumünster) 6:7, 7:6, 6:2.

Moderner Fünfkampf: WM in Ber-
lin, Frauen, Staffel: 1. Liang, Chen
(China) 1418 Pkt., 2. Batuleviciute,
Serapinaite (Litauen) 1410, 3. Skar-
zynska, Nowacka (Polen) 1409, ... 7.
Schleu (Berlin), Schöneborn (Bonn)
1368.

TV-Tipp

11.00 - 14.00 Eurosport: Snooker:
Australian Open, Achtelfinale.
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Bangkok heiter 39°
Buenos Aires wolkig 16°
Chicago wolkig 23°
Delhi wolkig 41°
Dubai heiter 40°
Havanna heiter 35°
Hongkong wolkig 34°
Johannesburg wolkig 17°
Kairo sonnig 34°
Kapstadt sonnig 18°
Las Palmas bewölkt 27°
Los Angeles wolkig 26°
Mexico City Schauer 22°
Miami heiter 33°
Moskau Schauer 25°
Nairobi bewölkt 26°
New York heiter 28°
Peking sonnig 31°
Rio de Janeiro wolkig 29°
San Francisco heiter 22°
Seoul wolkig 28°
Singapur heiter 35°
Sydney heiter 16°
Tel Aviv sonnig 31°
Tokio Schauer 27°
Toronto heiter 21°
Vancouver heiter 30°

Wetter in der Region

Biowetter Pollenflug

Aussichten der nächsten Tage

04:48 Uhr SA
21:32 Uhr SU

21:23 Uhr MA
05:29 Uhr MU

Nullgradgrenze:

Heute herrscht bei blauem Himmel ungetrübter Sonnenschein. Dabei
sind bis 28 Grad zu erwarten, und der Wind weht frisch aus östlichen
Richtungen. In der Nacht gibt es bei klarem Himmel fast keine Wolken,
und die Temperaturen gehen auf Werte bis 17 Grad zurück.

Niedriger Blutdruck
Kreislaufbeschwerden
Kopfschmerzen
Schlafstörungen
Reaktionszeit
Konzentration

Brennnessel
Gräser
Linde
Spitzwegerich
Sauerampfer

des 24h-Tages

Freitag

17

32

SonntagSamstag

20

34

20

35

16
29

min
max

20
32

15
29

15
29

16
27

Wind in km/h

keine gering mittel

BelastungBelastung

stark

17
34

26

4300 Meter

Frankfurt

Hannover

München
Stuttgart

Mainz

Berlin

Köln Erfurt

Hamburg

Sudoku
Das Zahlenrätsel muss so vervoll-
ständigt werden, dass in jeder 
waagerechten und jeder senk-
rechten Zeile sowie in jedem der 
neun Unterquadrate jede Ziff er 
von 1 bis 9 nur einmal auftaucht.
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NACHRICHTEN

Nach heftigen Regenfällen sind in
Indien mindestens 30 Menschen
durch Erdrutsche ums Leben ge-
kommen. Besonders betroffen wa-
ren die Städte Mirik, Kalimpong
und Darjeeling im Bundesstaat
Westbengalen, wo die Polizei am
Mittwoch weitere Tote befürchte-
te. Rettungskräfte suchten nach
Überlebenden, anhaltender Regen
behinderte die Arbeiten jedoch. In
Mirik wurden 17 Leichen gebor-
gen, in Kalimpong elf und zwei bei
Darjeeling. Berichten zufolge wur-
den mehr als hundert Häuser zer-
stört. 2000 Menschen mussten in
Sicherheit gebracht werden. Der-
zeit ist Monsunzeit in Südasien.

Mit Tränengas und Blendgrana-
ten hat die Polizei in Australien ein
Gefängnis gestürmt, in dem In-
sassen eine Revolte angezettelt
hatten. Rund 300 der 1000 Ge-
fangenen hatten sich am Dienstag
Schlaggeräte gebastelt, Gefäng-
nispersonal bedroht und Türen
eingetreten. Sie protestierten da-
mit nach Angaben der Polizei ge-
gen ein Rauchverbot, das um Mit-
ternacht in Kraft treten sollte.

Ein aus 17 000 Kondomen ge-
fertigtes Porträt vom emeritierten
Papst Benedikt XVI. sorgt in den
USA für hitzige Diskussionen. Das
Werk der Künstlerin Niki Johnson,
das vor kurzem dem Milwaukee
Art Museum im US-Bundesstaat
Wisconsin geschenkt wurde, sei ei-
ne Beleidigung des früheren Paps-
tes, kritisierte das Erzbistum Mil-

waukee. Das Museum weise die
Kritik zurück, so eine Sprecherin.
Die Künstlerin habe mit dem Werk
auf verhütungsfeindliche Kom-
mentare von Benedikt reagiert und
zur Diskussion anregen wollen.

Bei der Reparatur seines Rasen-
mähers hat ein 86-Jähriger in der
Oberpfalz einen folgenschweren
Brand ausgelöst. Der Schaden be-
laufe sich auf rund 500 000 Euro,
so die Polizei. Der Mann hatte am
Dienstag in Waffenbrunn ver-
sucht, den Rasenmähertraktor
wieder in Gang zu bringen. Dabei
kam es zu einer Verpuffung. Ein
Schuppen, eine Werkhalle und das
Wohnhaus gerieten in Brand.

Spaniens Polizei hat auf einem
Frachter 16 Tonnen Haschisch si-
chergestellt. Die neun Besat-
zungsmitglieder wurden festge-
nommen. Das unter der Flagge der
Demokratischen Republik Kongo
fahrende Schiff hatte 1500 Ton-
nen Salz geladen. Das Haschisch
lag in einem doppelten Boden un-
ter der Salzladung. Agenturen/nd

Foto: dpa/Niki Johnson

Heiße Tage, tropische Nächte
Amtliche Hitzewarnung für den größten Teil Deutschlands
Wüstenluft aus Afrika überzieht
Deutschland. Erst in der nächsten
Woche ist leichte Abkühlung in
Sicht. Aber der Sommer bleibt. Und
»Schuld« hat Annelie, eine 90-Jäh-
rige aus Konstanz.

Offenbach. Hoch »Annelie« treibt die
Temperaturen in Deutschland Rich-
tung 40 Grad. Die Sonne brennt bis
zu 17 Stunden vom wolkenlosen
Himmel, es wird jeden Tag ein biss-
chen heißer. Nach Erwartungen des
Deutschen Wetterdienstes (DWD) ist
am Sonnabend der Höhepunkt er-
reicht: Dann klettern die Tempera-
turen auf 32 Grad im Nordosten und
39 Grad an Rhein, Mosel und Saar.
»An einzelnen Stationen im äußers-
ten Südwesten werden womöglich
auch mal die 40 Grad geknackt«, sag-
te Meteorologe Sebastian Schappert
am Mittwoch. Für den größten Teil
Deutschlands galt eine amtliche Hit-
zewarnung. Ob der deutsche Hitze-
rekord von 40,2 Grad, gemessen in
den Jahren 2003 und 1983, einge-
stellt wird, sei noch nicht sicher. »Es
wird aber knapp«, sagte Schappert.
Die heiße Luft kommt aus der Sa-

hara. Hoch »Annelie« leitet sie über
FrankreichnachDeutschlandund lässt
die Temperaturen jeden Tag ein we-
nig höher steigen. Auch nachts sinken
sie mancherorts nicht unter 20 Grad,
die Meteorologen sprechen von Tro-
pennächten. Gleichzeitig wird es im-
mer schwüler, am Donnerstagabend
könnte es erste Gewitter geben. Nach
dem Höhepunkt der Hitze am Sonn-
abend wird es nicht mehr ganz so
warm, aber der Sommer bleibt bisweit
in die nächste Woche. Zu Wochenan-
fang seien im Norden und Westen 25

bis 27 Grad zu erwarten, im Süden
werde es bis Wochenmitte Werte um
30 Grad geben, so Schappert.
Hitzegeplagten in Bayern bietet

sich neben dem Sprung ins kühle
Nass auch ein Ausflug auf die Zug-
spitze an. Auf Deutschlands höchs-
tem Berg wurden am Mittwochmit-
tag kühle elf Grad gemessen, wie Dirk
Petzner von der Gipfelstation des
Deutschen Wetterdienstes berichte-
te. Für die Zugspitze sei das aller-
dings eine hohe Temperatur: »Hier
oben wird es selbst im Hochsommer
selten wärmer als 14 bis 15 Grad«,
sagt Petzner. Die Nächte sind derzeit
auf der Zugspitze frostfrei; die

Tiefsttemperatur lag in der Nacht
zum Mittwoch bei 6,6 Grad.
Zu verdanken hat das Hoch seinen

Namen einer 90 Jahre alten Dame aus
Konstanz am Bodensee. »Das war ein
Geburtstagsgeschenk von meinen
drei Kindern«, sagt Annelie Dehnert-
Hilscher. Die Freie Universität (FU)
Berlin vergibt die Patenschaften: 299
Euro kostet ein Hoch, 199 Euro ein
Tief. In diesem Jahr tragen die Hoch-
druckgebiete in Europa weibliche
Namen, die Tiefs männliche. Getauft
wurde »Annelie« am 28. Juni. Der
Namensgeberin macht die Hitze trotz
ihres hohen Alters nichts aus: »Ich bin
da nicht so empfindlich.« Wie sie die

Wärme nutzt, weiß sie auch schon:
»Ich wohne ganz nah am See und ge-
he schwimmen.«
Die Wetterexperten von der FU

können einemHochübrigens gar nicht
so viel abgewinnen: »Jeder Meteoro-
loge würde sich ärgern, wenn er ein
Hoch bekäme«, sagt Thomas Dümmel
vom Institut fürMeteorologie. Ein Tief
sei viel spannender: »Da ist Dynamik,
da ist Leben, da passiert was.«
Auch Frankreich stöhnt unter Re-

kordtemperaturen. Während für Mitt-
woch neue Spitzenwerte erwartet
wurden, stieg dasThermometer ander
südwestfranzösischen Atlantikküste
bereits am Dienstag auf mehr als 40
Grad Celsius, für einen Juni ein
Höchstwert. Rekorde verzeichneten
auch die Städte Nantes mit 37 Grad
und Limoges mit 38 Grad. In der
Hauptstadt Paris stieg am Mittwoch
das Thermometer auf 39 Grad. Die
Hitze führte in der Nacht zu Mitt-
woch auch zu massiven Stromausfäl-
len im Westen Frankreichs, wie der
Stromnetzbetreiber RTE mitteilte.
Zwischenzeitlich waren rund eine
Million Haushalte ohne Strom.
In 40 französischen Départements

herrschte die zweithöchste Wetter-
alarmstufe Orange. Lehrer wurden
aufgefordert darauf zu achten, dass
ihre Schüler ausreichend trinken, ge-
warnt wurde zudem vor körperlicher
Belastung im Freien.
Bei einer Hitzewelle im Jahr 2003

waren in Frankreich 19 000 Men-
schen ums Leben gekommen. Ge-
sundheitsministerin Marisol Touraine
sagte aber am Dienstag, es gebe nun
»keine besonderen Befürchtungen«.
Die Hitze dürfte bis zum Ende derWo-
che anhalten. Agenturen/ndNach Annelie Dehnert-Hilscher wurde das Hoch benannt. Foto: dpa/Felix Kästle

Heftige Kritik
an Indonesiens
Luftwaffe
Mindestens 142 Todesopfer
bei Absturz in Medan

Jakarta. Nach dem Absturz eines
Militärflugzeugs auf ein Wohn-
gebiet in Indonesien sind min-
destens 142 Leichen geborgen
worden. Darunter waren nach of-
fiziellen Angaben vom Mittwoch
20 Bewohner der Millionenstadt
Medan auf Sumatra, die in ihren
Häusern oder auf der Straße von
herabstürzenden Wrackteilen er-
schlagen wurden oder verbrann-
ten. Von den 122 Menschen an
Bord der Hercules C-130 über-
lebte nach Armeeangaben nie-
mand. Die Luftwaffe wurde un-
terdessen heftig kritisiert. Die
Maschine war 51 Jahre alt und
hätte nach Angaben von Exper-
ten, nicht so viele Menschen an
Bord haben sollen.
Die Luftwaffe nahm Ermittlun-

gen auf. Die Maschine war am
Dienstag kurz nach dem Start ab-
gestürzt. Der Pilot hatte noch
Schwierigkeiten gemeldet. Im
gleichen Wohngebiet war 2005
bereits ein Flugzeug abgestürzt.
Damals kamen 100 Menschen an
Bord und 49 am Boden um.
Die Hercules C-130 könne zwar

fast 20 000 Kilogramm Fracht la-
den, sagte Evan Laksmana, Mili-
tärexperte beim Zentrum für Stra-
tegische und Internationale Stu-
dien in Jakarta. »Aber viele Leute
glauben, dass mehr als 100 Pas-
sagiere für so eine alte Maschine
zu viel sind.« Es gab ehrgeizige
Pläne, die gesamte Militäraus-
rüstung zu modernisieren, aber
das Wirtschaftswachstum hat sich
abgekühlt, das Geld fehlt.
An Bord der Maschine waren

Soldaten und Angehörige. Nach
Angaben der Armee ist es üblich,
dass die Familien mit Militärma-
schinen transportiert werden. Das
Flugzeug war am Morgen in Ja-
karta gestartet und wollte mehre-
re Stützpunkte anfliegen. Es hatte
vor Medan bereits zwei Zwi-
schenstopps eingelegt.
Zur Unglücksursache machte

die Luftwaffe keine Angaben. Als
Vorsichtsmaßnahme zog sie ihre
verbliebenen 27 Hercules-Ma-
schinen vorerst aus dem Verkehr.
Das Flugzeug war Jahrgang 1964
– laut Luftwaffenchef kein Prob-
lem, so lange die Maschinen rich-
tig gewartet werden. dpa/nd

Das Wrack der Hercules C-130 in
Medan Foto: AFP/Kharisma Tarigan

Auch in Paris suchen die Hitzegeplagten nach Abkühlung. Foto: AFP/Dominique Faget


